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EINLEITUNG 

 

Falls die Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder sich 

auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten, deren Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren; 

 

so findet Rahmenprotokoll 1 über horizontale Anpassungen Anwendung, soweit in diesem Anhang 

nichts anderes bestimmt ist. 

 

 

KAPITEL 1 

 

TELEKOMMUNIKATIONSDIENSTLEISTUNGEN 

 

Die Bestimmungen der in diesem Kapitel aufgeführten EU-Rechtsakte gelten für die Zwecke dieses 

Abkommens mit folgender Anpassung: 
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Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt sieben Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32018 L 1972: Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2018 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation (ABl. 

L 321 vom 17.12.2018, S. 36), berichtigt in ABl. L 334 vom 27.12.2019, S. 164, und ABl. 

L 419 vom 11.12.2020, S. 36 

 

2. 32019 R 2243: Durchführungsverordnung (EU) 2019/2243 der Kommission vom 

17. Dezember 2019 zur Festlegung eines Musters für die Vertragszusammenfassung, das von 

den Anbietern öffentlich zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste gemäß der 

Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates zu verwenden ist, 

berichtigt in ABl. L 16 vom 21.1.2020, S. 40 (ABl. L 336 vom 30.12.2019, S. 274) 

 

3. 32021 R 0654: Delegierte Verordnung (EU) 2021/654 der Kommission vom 18. Dezember 

2020 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch Festlegung eines unionsweit einheitlichen maximalen 

Mobilfunkzustellungsentgelts und eines unionsweit einheitlichen maximalen 

Festnetzzustellungsentgelts (ABl. L 137 vom 22.4.2021, S. 1) 
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4. 32015 R 2120: Verordnung (EU) 2015/2120 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. November 2015 über Maßnahmen zum Zugang zum offenen Internet und zur Änderung 

der Richtlinie 2002/22/EG über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen 

Kommunikationsnetzen und -diensten sowie der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 über das 

Roaming in öffentlichen Mobilfunknetzen in der Union (ABl. L 310 vom 26.11.2015, S. 1), 

geändert durch: 

 

– 32018 R 1971: Verordnung (EU) 2018/1971 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Dezember 2018 (ABl. L 321 vom 17.12.2018, S. 1) 

 

5. 32014 L 0061: Richtlinie 2014/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 über Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus von 

Hochgeschwindigkeitsnetzen für die elektronische Kommunikation (ABl. L 155 vom 

23.5.2014, S. 1) 

 

6. 32007 D 0176: Entscheidung 2007/176/EG der Kommission vom 11. Dezember 2006 über 

das Verzeichnis der Normen und Spezifikationen für elektronische Kommunikationsnetze und 

-dienste sowie zugehörige Einrichtungen und Dienste, ersetzt alle vorherigen Fassungen (ABl. 

L 86 vom 27.3.2007, S. 11), geändert durch: 

 

– 32008 D 0286: Entscheidung 2008/286/EG der Kommission vom 17. März 2008 (ABl. 

L 93 vom 4.4.2008, S. 24) 
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7. 32007 D 0116: Entscheidung 2007/116/EG der Kommission vom 15. Februar 2007 über die 

Reservierung der mit 116 beginnenden nationalen Nummernbereiche für einheitliche 

Rufnummern für harmonisierte Dienste von sozialem Wert (ABl. L 49 vom 17.2.2007, S. 30), 

geändert durch: 

 

– 32007 D 0698: Entscheidung 2007/698/EG der Kommission vom 29. Oktober 2007 

(ABl. L 284 vom 30.10.2007, S. 31) 

 

– 32009 D 0884: Entscheidung 2009/884/EG der Kommission vom 30. November 2009 

(ABl. L 317 vom 3.12.2009, S. 46) 

 

– 32023 D 0468: Durchführungsbeschluss (EU) 2023/468 der Kommission vom 

25. November 2022 (ABl. L 68 vom 6.3.2023, S. 96) 

 

8. 32009 D 0449 Entscheidung 2009/449/EG der Kommission vom 13. Mai 2009 über die 

Auswahl der Betreiber europaweiter Systeme, die Satellitenmobilfunkdienste (MSS) 

erbringen (ABl. L 149 vom 12.6.2009, S. 65) 
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9. 32018 R 1971: Verordnung (EU) 2018/1971 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2018 zur Einrichtung des Gremiums europäischer Regulierungsstellen für 

elektronische Kommunikation (GEREK) und der Agentur zur Unterstützung des GEREK 

(GEREK-Büro), zur Änderung der Verordnung (EU) 2015/2120 und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 1211/2009 (ABl. L 321 vom 17.12.2018, S. 1) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Modalitäten für die Beteiligung Andorras gemäß Artikel 80 Absatz 7 des Abkommens: 

 

Die nationalen Regulierungsbehörden Andorras, die in erster Linie für die 

Beaufsichtigung des laufenden Marktgeschehens im Bereich der elektronischen 

Kommunikationsnetze und -dienste zuständig sind, nehmen uneingeschränkt an der 

Arbeit des Regulierungsrats des GEREK, der Arbeitsgruppen des GEREK und des 

Verwaltungsrats des GEREK-Büros teil: 

 

Sie werden gemäß den Bestimmungen der GEREK-Verordnung auf einer 

angemessenen Ebene vertreten. 

 

Zu diesem Zweck haben die nationalen Regulierungsbehörden Andorras die gleichen 

Rechte und Pflichten wie die nationalen Regulierungsbehörden der EU-Mitgliedstaaten, 

mit Ausnahme des Stimmrechts. Angehörige Andorras kommen nicht für den Vorsitz 

im Regulierungsrat oder im Verwaltungsrat in Betracht. 
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Das GEREK und das GEREK-Büro unterstützen die nationalen Regulierungsbehörden 

Andorras gegebenenfalls bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. 

 

b) Artikel 4 wird wie folgt angepasst: 

 

i) Folgender Absatz wird eingefügt: 

 

 „(1a) Die Standpunkte der nationalen Regulierungsbehörden des assoziierten 

Staates werden gesondert erfasst, wenn das GEREK eine Stellungnahme gemäß 

Absatz 1 Buchstabe c Ziffern i und ii abgibt.“ 

 

ii) In Absatz 4 werden die Worte „einschlägigen Unionsrechts“ durch das Wort 

„Assoziationsabkommens“ ersetzt. 

 

c) In Artikel 25 wird folgender Absatz angefügt: 

 

„(5) Andorra beteiligt sich an dem in Absatz 3 Buchstabe a genannten Beitrag der EU. 

Für diesen Zweck gelten die Verfahren des Artikels 68 des Rahmenabkommens und des 

Andorra-Protokolls sinngemäß.“ 

 

d) In Artikel 30 werden folgende Unterabsätze angefügt: 

 

„Abweichend von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 82 Absatz 3 

Buchstabe a der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der 

Europäischen Union können Staatsangehörige Andorras, die im Besitz ihrer vollen 

staatsbürgerlichen Rechte sind, von der zuständigen Personalstelle der Agentur auf 

Vertragsbasis eingestellt werden. 
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Abweichend von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe e, Artikel 82 Absatz 3 Buchstabe e und 

Artikel 85 Absatz 3 der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der 

Europäischen Union betrachtet das Büro im Hinblick auf das eigene Personal die 

Sprachen nach Artikel 111 des Assoziationsabkommens als Sprachen der Union nach 

Artikel 55 Absatz 1 des Vertrags über die Europäische Union.“ 

 

e) In Artikel 34 wird Folgendes angefügt: 

 

 „Andorra räumt dem GEREK-Büro Vorrechte und Befreiungen ein, die den im 

Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union aufgeführten 

entsprechen.“ 

 

f) In Artikel 36 wird folgender Absatz angefügt: 

 

„(4) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des 

Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission gilt für die Zwecke der 

Anwendung der Verordnung für die nationalen Regulierungsbehörden Andorras im 

Hinblick auf die Dokumente, die vom GEREK oder dem GEREK-Büro erstellt 

werden.“ 

 

g) Artikel 40 Absatz 2 wird wie folgt angepasst: 

 

Die Worte „dem Unionsrecht und dem nationalen Recht“ werden durch die Worte 

„dem Assoziationsabkommen und dem nationalen Recht“ ersetzt. 
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RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 32010 H 0572: Empfehlung 2010/572/EU der Kommission vom 20. September 2010 über den 

regulierten Zugang zu Zugangsnetzen der nächsten Generation (NGA) (ABl. L 251 vom 

25.9.2010, S. 35) 

 

2. 32010 H 0167: Empfehlung 2010/167/EU der Kommission vom 19. März 2010 zur 

Genehmigung von Systemen für Mobilfunkdienste an Bord von Schiffen (MCV-Dienste) 

(ABl. L 72 vom 20.3.2010, S. 42) 

 

3. 32013 H 0466: Empfehlung 2013/466/EU der Kommission vom 11. September 2013 über 

einheitliche Nichtdiskriminierungsverpflichtungen und Kostenrechnungsmethoden zur 

Förderung des Wettbewerbs und zur Verbesserung des Umfelds für Breitbandinvestitionen 

(ABl. L 251 vom 21.9.2013, S. 13) 

 

4. 32009 H 0848: Empfehlung 2009/848/EG der Kommission vom 28. Oktober 2009 zur 

leichteren Freisetzung der digitalen Dividende in der Europäischen Union (ABl. L 308 vom 

24.11.2009, S. 24) 

 

5. 32009 H 0396: Empfehlung 2009/396/EG der Kommission vom 7. Mai 2009 über die 

Regulierung der Festnetz- und Mobilfunk-Zustellungsentgelte in der EU (ABl. L 124 vom 

20.5.2009, S. 67) 

 

6. 32014H0710: Empfehlung 2014/710/EU der Kommission vom 9. Oktober 2014 über 

relevante Produkt- und Dienstmärkte des elektronischen Kommunikationssektors, die 

aufgrund der Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über einen 

gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste für eine 

Vorabregulierung in Betracht kommen; Erläuterungen beigefügt (ABl. C 159 vom 7.5.2018, 

S. 1) 

 



 

 

 

& /de 11 

7. 31997Y1209(01): Bekanntmachung der Kommission über die Definition des relevanten 

Marktes im Sinne des Wettbewerbsrechts der Gemeinschaft (ABl. C 372 vom 9.12.1997, S. 5) 

 

8. 52018XC0507(01): Mitteilung der Kommission (C/2018/2374) – Leitlinien zur Marktanalyse 

und Ermittlung beträchtlicher Marktmacht nach dem EU-Rechtsrahmen für elektronische 

Kommunikationsnetze und -dienste; zusammen mit einer Arbeitsunterlage der 

Kommissionsdienststellen (SWD(2018) 124 final) (ABl. C 159 vom 7.5.2018, S. 1) 

 

9. 32005 H 0698: Empfehlung 2005/698/EG der Kommission vom 19. September 2005 über die 

getrennte Buchführung und Kostenrechnungssysteme entsprechend dem Rechtsrahmen für die 

elektronische Kommunikation (ABl. L 266 vom 11.10.2005, S. 64) 

 

 

KAPITEL 2 

 

DIGITALE DEKADE 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 52015 DC 0192: MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE 

PARLAMENT, DEN RAT, DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND 

SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN – Strategie für einen 

digitalen Binnenmarkt für Europa (COM(2015) 192 final) 
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2. 52017 DC 0228: MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE 

PARLAMENT, DEN RAT, DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND 

SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN über die 

Halbzeitüberprüfung der Strategie für einen digitalen Binnenmarkt – Ein vernetzter digitaler 

Binnenmarkt für alle (COM(2017) 228 final) 

 

3. 52005 DC 0204: Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über die 

Beschleunigung des Übergangs vom analogen zum digitalen Rundfunk (SEK(2005)661, 

KOM(2005) 204 endg.) 

 

4. 52003 DC 0541: Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über den 

Übergang vom analogen zum digitalen Rundfunk (digitaler Übergang und 

Analogabschaltung) (SEK(2003)992, KOM(2003) 541 endg.) 

 

5. 52021 DC 0118: MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE 

PARLAMENT, DEN RAT, DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND 

SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN – Digitaler Kompass 

2030: der europäische Weg in die digitale Dekade (COM(2021) 118 final) 

 

6. 32022 D 2481: Beschluss (EU) 2022/2481 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Dezember 2022 über die Aufstellung des Politikprogramms 2030 für die digitale Dekade 

(ABl. L 323 vom 19.12.2022, S. 4) 
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7. 32023 C 0123: Europäische Erklärung zu den digitalen Rechten und Grundsätzen für die 

digitale Dekade (ABl. C 23 vom 23.1.2023, S. 1) 

 

 

KAPITEL 3 

 

ROAMING 

 

Die Bestimmungen der in diesem Kapitel aufgeführten EU-Rechtsakte gelten für die Zwecke dieses 

Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt sieben Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32022 R 0612: Verordnung (EU) 2022/612 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

6. April 2022 über das Roaming in öffentlichen Mobilfunknetzen in der Union (Neufassung) 

(ABl. L 115 vom 13.4.2022, S. 1) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 
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In Artikel 24 werden nach Absatz 2 folgende Absätze angefügt: 

 

„Diese Verordnung tritt in Andorra mit dem Ende des Übergangszeitraums gemäß Anhang XI 

Kapitel 3 des Andorra-Protokolls zum Assoziationsabkommen in Kraft, es sei denn, die 

geschätzten Kosten des Betreibers bzw. der Betreiber Andorras für 

Roamingvorleistungsdienste für ein bestimmtes Jahr liegen nach dem Kostenmodell der 

Kommission über den in dieser Verordnung für das betreffende Jahr festgelegten maximalen 

Vorleistungsentgelten. 

 

Die erste Überprüfung wird auf Initiative der Europäischen Kommission spätestens vier Jahre 

vor Ablauf des im vorstehenden Absatz genannten Übergangszeitraums durchgeführt. Spätere 

Überprüfungen können von der Europäischen Kommission spätestens ein Jahr vor Ablauf des 

Übergangszeitraums eingeleitet werden. 

 

Für die Zwecke der beiden vorstehenden Absätze arbeiten die Behörden Andorras ab dem Tag 

des Inkrafttretens des in Absatz 3 dieses Artikels genannten Abkommens eng mit der 

Kommission oder einer in ihrem Namen handelnden Stelle zusammen, indem sie alle 

relevanten und erforderlichen Daten für das Kostenmodell der Kommission zur Verfügung 

stellen.“ 
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2. 32016 R 2286: Durchführungsverordnung (EU) 2016/2286 der Kommission vom 

15. Dezember 2016 zur Festlegung detaillierter Vorschriften über die Anwendung der 

Regelung der angemessenen Nutzung und über die Methode zur Prüfung der Tragfähigkeit 

der Abschaffung der Endkundenroamingaufschläge sowie über den von Roaminganbietern für 

diese Prüfung zu stellenden Antrag (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 46), geändert durch: 

 

– 32019 R 0296: Durchführungsverordnung (EU) 2019/296 der Kommission vom 

20. Februar 2019 (ABl. L 50 vom 21.2.2019, S. 4) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. GEREK-Roamingleitlinien für den Endkundenbereich, BoR(22)174, Dezember 2022 

 

2. GEREK- Roamingleitlinien für den Vorleistungsbereich, BoR(22)147, September 2022 
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KAPITEL 4 

 

FUNKFREQUENZPOLITIK 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32012 D 0243: Beschluss Nr. 243/2012/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. März 2012 über ein Mehrjahresprogramm für die Funkfrequenzpolitik (ABl. L 81 vom 

21.3.2012, S. 7) 

 

2. 32013 D 0195: Durchführungsbeschluss 2013/195/EU der Kommission vom 23. April 2013 

zur Festlegung der näheren Vorschriften, der einheitlichen Formate und einer Methode für die 

im Beschluss Nr. 243/2012/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über ein 

Mehrjahresprogramm für die Funkfrequenzpolitik vorgesehene Bestandsaufnahme der 

Funkfrequenzen (ABl. L 113 vom 25.4.2013, S. 18) 

 

3. 32017 D 0899: Beschluss (EU) 2017/899 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. Mai 2017 über die Nutzung des Frequenzbands 470-790 MHz in der Union (ABl. L 138 

vom 25.5.2017, S. 131) 

 

4. 32019 D 0612(01): Beschluss der Kommission vom 11. Juni 2019 über die Einrichtung der 

Gruppe für Frequenzpolitik und zur Aufhebung des Beschlusses 2002/622/EG (ABl. C 196 

vom 12.6.2019, S. 16) 
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5. 32007 D 0344: Entscheidung 2007/344/EG der Kommission vom 16. Mai 2007 über die 

einheitliche Bereitstellung von Informationen über die Frequenznutzung in der Gemeinschaft 

(ABl. L 129 vom 17.5.2007, S. 67) 

 

6. 32010 D 0267: Beschluss 2010/267/EU der Kommission vom 6. Mai 2010 über harmonisierte 

technische Bedingungen für die Nutzung des Frequenzbands 790–862 MHz für terrestrische 

Systeme, die elektronische Kommunikationsdienste in der Europäischen Union erbringen 

können (ABl. L 117 vom 11.5.2010, S. 95) 

 

7. 32022 D 0173: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/173 der Kommission vom 7. Februar 

2022 zur Harmonisierung des 900-MHz-Frequenzbands und des 1800-MHz-Frequenzbands 

für terrestrische Systeme, die elektronische Kommunikationsdienste in der Union erbringen 

können, und zur Aufhebung der Entscheidung 2009/766/EG (ABl. L 28 vom 9.2.2022, S. 29) 

 

8. 32015 D 0750: Durchführungsbeschluss der Kommission (EU) 2015/750 vom 8. Mai 2015 

zur Harmonisierung des Frequenzbands 1452-1492 MHz für terrestrische Systeme, die 

elektronische Kommunikationsdienste in der Union erbringen können (ABl. L 119 vom 

12.5.2015, S. 27), geändert durch: 

 

– 32018 D 0661: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/661 der Kommission (ABl. L 110 

vom 30.4.2018, S. 127) 
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9. 32016 D 0339: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/339 der Kommission vom 8. März 2016 

zur Harmonisierung des Frequenzbands 2010-2025 MHz für tragbare oder mobile drahtlose 

Videoverbindungen und kabellose Kameras, die für die Programmproduktion und 

Sonderveranstaltungen (PMSE) eingesetzt werden (ABl. L 63 vom 10.3.2016, S. 5) 

 

10. 32012 D 0688: Durchführungsbeschluss 2012/688/EU der Kommission vom 5. November 

2012 zur Harmonisierung der Frequenzbänder 1920 – 1980 MHz und 2110 – 2170 MHz für 

terrestrische Systeme, die elektronische Kommunikationsdienste in der Union erbringen 

können, geändert durch: 

 

– 32020 D 0667: Durchführungsbeschluss (EU) 2020/667 der Kommission vom 6. Mai 

2020 (ABl. L 307 vom 7.11.2012, S. 84) 

 

11. 32008 D 0477: Entscheidung 2008/477/EG der Kommission vom 13. Juni 2008 zur 

Harmonisierung des Frequenzbands 2500 — 2690 MHz für terrestrische Systeme, die 

elektronische Kommunikationsdienste in der Gemeinschaft erbringen können, geändert durch: 

 

– 32020D0636: Durchführungsbeschluss (EU) 2020/636 der Kommission vom 8. Mai 

2020 (ABl. L 163 vom 24.6.2008, S. 37) 
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12. 32008 D 0411: Entscheidung 2008/411/EG der Kommission vom 21. Mai 2008 zur 

Harmonisierung des Frequenzbands 3400 — 3800 MHz für terrestrische Systeme, die 

elektronische Kommunikationsdienste in der Gemeinschaft erbringen können (ABl. L 144 

vom 4.6.2008, S. 77), geändert durch: 

 

– 32014 D 0276: Durchführungsbeschluss 2014/276/EU der Kommission vom 2. Mai 

2014 (ABl. L 139 vom 14.5.2014, S. 18) 

 

– 32019 D 0235: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/235 der Kommission vom 

24. Januar 2019 (ABl. L 37 vom 8.2.2019, S. 135) 

 

13. 32020 D 1426: Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1426 der Kommission vom 7. Oktober 

2020 zur harmonisierten Nutzung von Funkfrequenzen im Frequenzband 5875-5935 MHz für 

sicherheitsbezogene Anwendungen intelligenter Verkehrssysteme (IVS) und zur Aufhebung 

der Entscheidung 2008/671/EG (ABl. L 328 vom 9.10.2020, S. 19) 

 

14. 32022 D 0179: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/179 der Kommission vom 8. Februar 

2022 über die harmonisierte Nutzung von Funkfrequenzen im 5-GHz-Band für die 

Einführung drahtloser Zugangssysteme einschließlich lokaler Funknetze und zur Aufhebung 

der Entscheidung 2005/513/EG (ABl. L 29 vom 10.2.2022, S. 10) 

 

15. 32022 D 2307: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/2307 der Kommission vom 

23. November 2022 zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2022/179 im Hinblick 

auf die Ausweisung und Bereitstellung der Frequenzbänder 5150-5250 MHz, 5250-

5350 MHz und 5470-5725 MHz gemäß den technischen Bedingungen im Anhang (ABl. 

L 305 vom 25.11.2022, S. 63) 
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16. 32021 D 1067: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1067 der Kommission vom 17. Juni 2021 

über die harmonisierte Nutzung von Funkfrequenzen im Frequenzband 5945–6425 MHz für 

die Einführung drahtloser Zugangssysteme einschließlich lokaler Funknetze (WAS/Funk-

LANs) (ABl. L 232 vom 30.6.2021, S. 1) 

 

17. 32005 D 0050: Entscheidung 2005/50/EG der Kommission vom 17. Januar 2005 zur 

Harmonisierung der befristeten Nutzung des Frequenzbands im Bereich um 24 GHz durch 

Kfz-Kurzstreckenradargeräte in der Gemeinschaft (ABl. L 21 vom 25.1.2005, S. 15), geändert 

durch: 

 

– 32011 D 0485: Durchführungsbeschluss 2011/485/EU der Kommission vom 29. Juli 

2011 (ABl. L 198 vom 30.7.2011, S. 71) 

 

– 32017 D 2077 Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2077 der Kommission vom 

10. November 2017 (ABl. L 295 vom 14.11.2017, S. 75) 

 

18. 32019 D 0784: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/784 der Kommission vom 14. Mai 2019 

zur Harmonisierung des Frequenzbands 24,25-27,5 GHz für terrestrische Systeme, die 

drahtlose breitbandige elektronische Kommunikationsdienste in der Union erbringen können 

(ABl. L 127 vom 16.5.2019, S. 13), geändert durch: 

 

– 32020D0590: Durchführungsbeschluss (EU) 2020/590 der Kommission vom 24. April 

2020 (ABl. L 127 vom 16.5.2019, S. 13) 
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19. 32004 D 0545: Entscheidung 2004/545/EG der Kommission vom 8. Juli 2004 zur 

Harmonisierung der Frequenznutzung im Bereich 79 GHz für Kfz-Kurzstreckenradargeräte in 

der Gemeinschaft (ABl. L 241 vom 13.7.2004, S. 66) 

 

20. 32006 D 0771(01): Entscheidung 2006/771/EG der Kommission vom 9. November 2006 zur 

Harmonisierung der Frequenznutzung durch Geräte mit geringer Reichweite (ABl. L 312 vom 

11.11.2006, S. 66), geändert durch: 

 

– 32008 D 0432: Entscheidung 2008/432/EG der Kommission vom 23. Mai 2008 (ABl. 

L 151 vom 11.6.2008, S. 49), berichtigt in ABl. L 212 vom 7.8.2008, S. 15 

 

– 32009 D 0381: Entscheidung 2009/381/EG der Kommission vom 13. Mai 2009 (ABl. 

L 119 vom 14.5.2009, S. 32) 

 

– 32010 D 0368: Beschluss 2010/368/EU der Kommission vom 30. Juni 2010 (ABl. 

L 166 vom 1.7.2010, S. 33) 

 

– 32011 D 0829: Durchführungsbeschluss 2011/829/EU der Kommission vom 

8. Dezember 2011 (ABl. L 329 vom 13.12.2011, S. 10) 

 

– 32013 D 0752: Durchführungsbeschluss 2013/752/EU der Kommission vom 

11. Dezember 2013 (ABl. L 334 vom 13.12.2013, S. 17) 
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– 32017 D 1483 Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1483 der Kommission vom 

8. August 2017 (ABl. L 214 vom 18.8.2017, S. 3) 

 

– 32018 D 1538 Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1538 der Kommission vom 

11. Oktober 2018 (ABl. L 257 vom 15.10.2018, S. 57), geändert durch: 

 

– 32022 D 0172: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/172 der Kommission vom 

7. Februar 2022 zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2018/1538 der 

Kommission zur Harmonisierung der Frequenznutzung durch Geräte mit geringer 

Reichweite in den Frequenzbändern 874–876 MHz und 915–921 MHz (ABl. L 28 

vom 9.2.2022, S. 21) 

 

– 32019 D 1345: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1345 der Kommission vom 

2. August 2019 zur Änderung der Entscheidung 2006/771/EG im Hinblick auf die 

Aktualisierung der harmonisierten technischen Bedingungen im Bereich der 

Funkfrequenznutzung für Geräte mit geringer Reichweite (ABl. L 212 vom 13.8.2019, 

S. 53) 

 

– 32022 D 0180: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/180 der Kommission vom 

8. Februar 2022 zur Änderung der Entscheidung 2006/771/EG im Hinblick auf die 

Aktualisierung der harmonisierten technischen Bedingungen im Bereich der 

Funkfrequenznutzung für Geräte mit geringer Reichweite (ABl. L 29 vom 10.2.2022, 

S. 17) 
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21. 32008 D 0294: Entscheidung 2008/294/EG der Kommission vom 7. April 2008 über 

harmonisierte Frequenznutzungsbedingungen für den Betrieb von Mobilfunkdiensten an Bord 

von Flugzeugen (MCA-Diensten) in der Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 98 vom 

10.4.2008, S. 19), geändert durch: 

 

– 32013 D 0654: Durchführungsbeschluss 2013/654/EU der Kommission vom 

12. November 2013 (ABl. L 303 vom 14.11.2013, S. 48), geändert durch: 

 

– 32016 D 2317: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2317 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 345 vom 20.12.2016, S. 67) 

 

– 32022 D 2324: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/2324 der Kommission vom 

23. November 2022 zur Änderung der Entscheidung 2008/294/EG zwecks Aufnahme 

weiterer Zugangstechnologien und Maßnahmen für den Betrieb von Mobilfunkdiensten 

an Bord von Luftfahrzeugen (MCA-Diensten) in der Union (ABl. L 307 vom 

28.11.2022, S. 262) 

 

22. 32010 D 0166: Beschluss 2010/166/EU der Kommission vom 19. März 2010 über 

harmonisierte Frequenznutzungsbedingungen für den Betrieb von Mobilfunkdiensten an Bord 

von Schiffen (MCV-Dienste) in der Europäischen Union (ABl. L 72 vom 20.3.2010, S. 38), 

geändert durch: 

 

– 32017 D 0191: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/191 der Kommission vom 

1. Februar 2017 (ABl. L 29 vom 3.2.2017, S. 63) 
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23. 32021 D 1730: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1730 der Kommission vom 

28. September 2021 über die harmonisierte Nutzung der gepaarten Frequenzbänder 874,4–

880,0 MHz und 919,4–925,0 MHz sowie des ungepaarten Frequenzbands 1900–1910 MHz 

für den Bahnmobilfunk (ABl. L 346 vom 30.9.2021, S. 1) 

 

24. 32019 D 0785: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/785 der Kommission vom 14. Mai 2019 

über die Harmonisierung der Funkfrequenzen für Ultrabreitbandgeräte in der Union und zur 

Aufhebung der Entscheidung 2007/131/EG (ABl. L 127 vom 16.5.2019, S. 23) 

 

25. 32014 D 0641: Durchführungsbeschluss 2014/641/EU der Kommission vom 1. September 

2014 über harmonisierte technische Bedingungen für die Nutzung von Funkfrequenzen durch 

drahtlose PMSE-Audioausrüstungen in der Union (ABl. L 263 vom 3.9.2014, S. 29) 

 

26. 32016 D 0687: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/687 der Kommission vom 28. April 2016 

zur Harmonisierung des Frequenzbands 694-790 MHz für terrestrische Systeme, die drahtlose 

breitbandige elektronische Kommunikationsdienste erbringen können, und für eine flexible 

nationale Nutzung in der Union (ABl. L 118 vom 4.5.2016, S. 4) 

 

27. 32020 R 1070: Durchführungsverordnung (EU) 2020/1070 der Kommission vom 20. Juli 

2020 zur Festlegung der Merkmale drahtloser Zugangspunkte mit geringer Reichweite gemäß 

Artikel 57 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation (ABl. L 234 vom 

21.7.2020, S. 11) 
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KAPITEL 5 

 

GIGABIT-GESELLSCHAFT 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32021 R 1153: Verordnung (EU) 2021/1153 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

7. Juli 2021 zur Schaffung der Fazilität „Connecting Europe“ und zur Aufhebung der 

Verordnungen (EU) Nr. 1316/2013 und (EU) Nr. 283/2014 (ABl. L 249 vom 14.7.2021, 

S. 38) 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 52010 D C0472: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – 

Europäische Breitbandnetze: Investition in ein internetgestütztes Wachstum KOM(2010) 472 

 

2. 52016 DC 0587: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – 

Konnektivität für einen wettbewerbsfähigen digitalen Binnenmarkt - Hin zu einer 

europäischen Gigabit-Gesellschaft (COM(2016) 587 final) 

 

3. 32022 D 2481: Beschluss (EU) 2022/2481 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Dezember 2022 über die Aufstellung des Politikprogramms 2030 für die digitale Dekade 

(Text von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 323 vom 19.12.2022, S. 4) 
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4. 52023 XC 0131(01): Mitteilung der Kommission Leitlinien für staatliche Beihilfen zur 

Förderung von Breitbandnetzen 2023/C 36/01 (ABl. C 36 vom 31.1.2023, S. 1) 

 

 

KAPITEL 6 

 

5G UND CYBERSICHERHEIT 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – 5G für Europa: ein 

Aktionsplan - COM(2016) 588 

 

2. 32019 H 0534: Empfehlung (EU) 2019/534 der Kommission vom 26. März 2019 

Cybersicherheit der 5G-Netze, C/2019/2335 (ABl. L 88 vom 29.3.2019, S. 42) 

 

3. 52020 DC 0050 Mitteilung COM(2020) 50 final der Kommission an das Europäische 

Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss 

der Regionen – Sichere 5G-Einführung in der EU – Umsetzung des EU-Instrumentariums 

 

4. Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen SWD(2020) 357 final - Bericht über die 

Auswirkungen der Empfehlung der Kommission vom 26. März 2019 zur Cybersicherheit von 

5G-Netzen 
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KAPITEL 7 

 

KÜNSTLICHE INTELLIGENZ 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32019 R 0947: Durchführungsverordnung (EU) 2019/947 der Kommission vom 24. Mai 2019 

über die Vorschriften und Verfahren für den Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge (ABl. L 152 

vom 11.6.2019, S. 45) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 52018 DC 0237: Mitteilung COM(2018) 237 final – Künstliche Intelligenz für Europa 

 

2. 52018 DC 0795: Mitteilung COM(2018) 795 final – Koordinierter Plan für künstliche 

Intelligenz 

 

3. 52018 DC 0237: Mitteilung COM(2018) 237 final – Künstliche Intelligenz für Europa 

 

4. 52019 AE 1830: COM(2019) 168 final –Schaffung von Vertrauen in eine auf den Menschen 

ausgerichtete künstliche Intelligenz (ABl. C 47 vom 11.2.2020, S. 64) 

 

5. 52020 DC 0065: WEIẞBUCH COM(2020) 65 – Zur Künstlichen Intelligenz – ein 

europäisches Konzept für Exzellenz und Vertrauen 

 

6. 52021 DC 0205: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Förderung 

eines europäischen Konzepts für künstliche Intelligenz (COM(2021) 205 final) 
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KAPITEL 8 

 

EUROPÄISCHE CLOUD-INITIATIVE 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32021 R 1173: Verordnung (EU) 2021/1173 des Rates vom 13. Juli 2021 zur Gründung des 

Gemeinsamen Unternehmens für europäisches Hochleistungsrechnen und zur Aufhebung der 

Verordnung (EU) 2018/1488 (ABl. L 256 vom 19.7.2021, S. 3) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 52016 DC 0178: MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE 

PARLAMENT, DEN RAT, DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND 

SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN Europäische Cloud-

Initiative – Aufbau einer wettbewerbsfähigen Daten- und Wissenswirtschaft in Europa, 

COM(2016) 178 final 

 

2. 52016 SC 0106: ARBEITSUNTERLAGE DER KOMMISSIONSDIENSTSTELLEN 

Umsetzung des Aktionsplans für die europäische Strategie für Hochleistungsrechnen, als 

Begleitunterlage zu der MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE 

PARLAMENT, DEN RAT, DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND 

SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN Europäische Cloud-

Initiative - Aufbau einer wettbewerbsfähigen Daten- und Wissenswirtschaft in Europa 

 

3. ARBEITSUNTERLAGE DER KOMMISSIONSDIENSTSTELLEN Umsetzungsfahrplan für 

die Europäische Cloud für offene Wissenschaft, Brüssel, 14.3.2018, SWD(2018) 83 final 
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KAPITEL 9 

 

FREIER DATENVERKEHR 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32018 R 1807: Verordnung (EU) 2018/1807 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. November 2018 über einen Rahmen für den freien Verkehr nicht-personenbezogener 

Daten in der Europäischen Union (ABl. L 303 vom 28.11.2018, S. 59) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 52019 DC 0250: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat – 

Leitlinien zur Verordnung über einen Rahmen für den freien Verkehr nicht-

personenbezogener Daten in der Europäischen Union, COM(2019) 250 final 

 

 



 

 

 

& /de 30 

KAPITEL 10 

 

INTERNET-GOVERNANCE 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32019 R 0517: Verordnung (EU) 2019/517 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. März 2019 über die Durchführung und Funktionsweise der Domäne oberster Stufe.eu, zur 

Änderung und Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 733/2002 und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 874/2004 der Kommission (ABl. L 91 vom 29.3.2019, S. 25) 

 

2. 32020 R 0857: Durchführungsverordnung (EU) 2020/857 der Kommission vom 17. Juni 2020 

zur Festlegung der Grundsätze, die in den gemäß der Verordnung (EU) 2019/517 des 

Europäischen Parlaments und des Rates zu schließenden Vertrag zwischen der Europäischen 

Kommission und dem Register für die Domäne oberster Stufe.eu aufzunehmen sind (ABl. 

L 195 vom 19.6.2020, S. 52) 

 

3. Delegierte Verordnung (EU) 2020/1083 der Kommission vom 14. Mai 2020 zur Ergänzung 

der Verordnung (EU) 2019/517 des Europäischen Parlaments und des Rates durch Festlegung 

der Zulassungsvoraussetzungen und der Auswahlkriterien sowie des Verfahrens für die 

Benennung des Registers für die Domäne oberster Stufe.eu (ABl. L 239 vom 24.7.2020, S. 1) 
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4. 32021 D 1878: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1878 der Kommission vom 25. Oktober 

2021 zur Benennung des Registers für die Domäne oberster Stufe.eu (ABl. L 378 vom 

26.10.2021, S. 22) 

 

5. Durchführungsverordnung (EU) 2022/1862 der Kommission vom 4. Oktober 2022 zur 

Erstellung der Listen der reservierten und gesperrten Domänennamen unter der Domäne 

oberster Stufe.eu gemäß der Verordnung (EU) 2019/517 des Europäischen Parlaments und 

des Rates (ABl. L 259 vom 6.10.2022, S. 3) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 52014 DC 0072: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Internet-

Politik und Internet-Governance Europas Rolle bei der Mitgestaltung der Zukunft der 

Internet-Governance (COM(2014) 72 final) 
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KAPITEL 11 

 

CYBERSICHERHEIT 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32022 L 2555: Richtlinie (EU) 2022/2555 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Dezember 2022 über Maßnahmen für ein hohes gemeinsames Cybersicherheitsniveau in 

der Union, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 und der Richtlinie 

(EU) 2018/1972 sowie zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2016/1148 (NIS-2-Richtlinie) 

(ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 80) 

 

2. 32018 R 0151: Durchführungsverordnung (EU) 2018/151 der Kommission vom 30. Januar 

2018 über Vorschriften für die Anwendung der Richtlinie (EU) 2016/1148 des Europäischen 

Parlaments und des Rates hinsichtlich der weiteren Festlegung der von Anbietern digitaler 

Dienste beim Risikomanagement in Bezug auf die Sicherheit von Netz- und 

Informationssystemen zu berücksichtigenden Elemente und der Parameter für die Feststellung 

erheblicher Auswirkungen eines Sicherheitsvorfalls (ABl. L 26 vom 31.1.2018, S. 48) 

 

3. 32019 R 0881: Verordnung (EU) 2019/881 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. April 2019 über die ENISA (Agentur der Europäischen Union für Cybersicherheit) und 

über die Zertifizierung der Cybersicherheit von Informations- und Kommunikationstechnik 

und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 526/2013 (Rechtsakt zur Cybersicherheit) (ABl. 

L 151 vom 7.6.2019, S. 15) 
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4. 32021 R 0887: Verordnung (EU) 2021/887 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Mai 2021 zur Einrichtung des Europäischen Kompetenzzentrums für Industrie, 

Technologie und Forschung im Bereich der Cybersicherheit und des Netzwerks nationaler 

Koordinierungszentren (ABl. L 202 vom 8.6.2021, S. 1) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 52009 DC 0149 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über den 

Schutz kritischer Informationsinfrastrukturen - „Schutz Europas vor Cyber-Angriffen und 

Störungen großen Ausmaßes: Stärkung der Abwehrbereitschaft, Sicherheit und Stabilität“ 

(30.3.2009, KOM(2009) 149 endg.) 

 

2. 52011 DC 0163 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über den 

Schutz kritischer Informationsinfrastrukturen „Ergebnisse und nächste Schritte: der Weg zur 

globalen Netzsicherheit“ (KOM(2011) 163 endgültig) 

 

3. 52013 JC 0001: Gemeinsame Mitteilung an das Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen 

JOIN/2013/1 final Cybersicherheitsstrategie der Europäischen Union – ein offener, sicherer 

und geschützter Cyberraum 

 

4. 32017 H 1584: Empfehlung (EU) 2017/1584 der Kommission vom 13. September 2017 für 

eine koordinierte Reaktion auf große Cybersicherheitsvorfälle und -krisen (C/2017/6100) 

(ABl. L 239 vom 19.9.2017, S. 36) 
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5. 52020 JC 0018: Gemeinsame Mitteilung an das Europäische Parlament und den Rat – Die 

Cybersicherheitsstrategie der EU für die digitale Dekade (JOIN/2020/18 final) 

 

6. Mitteilung der Kommission C(2021) 7412 final – Leitlinien für die Bewertung der Kapazität 

nationaler Koordinierungszentren zur Mittelverwaltung im Hinblick auf die Erfüllung des 

Auftrags und der Ziele gemäß der Verordnung (EU) 2021/887 

 

 

KAPITEL 12 

 

AUDIOVISUELLE MEDIENDIENSTE 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32010 L 0013: Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

10. März 2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 

Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über 

audiovisuelle Mediendienste) (ABl. L 95 vom 15.4.2010, S. 1), berichtigt in ABl. L 263 vom 

6.10.2010, S. 15, geändert durch: 

 

– 32018 L 1808: Richtlinie (EU) 2018/1808 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. November 2018 (ABl. L 303 vom 28.11.2018, S. 69) 
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2. C(2014) 462: Beschluss C(2014) 462 der Kommission vom 3.2.2014 zur Einsetzung der 

Gruppe europäischer Regulierungsstellen für audiovisuelle Mediendienste 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 51996 DC 0483: Grünbuch vom 23. Oktober 1996 über den Jugendschutz und den Schutz der 

Menschenwürde in den audiovisuellen und den Informationsdiensten (KOM(96) 483) 

 

2. 31997 Y 0306(02): Schlussfolgerungen des Rates vom 17. Februar 1997 zum Grünbuch über 

den Jugendschutz und den Schutz der Menschenwürde in den audiovisuellen und den 

Informationsdiensten (ABl. C 70 vom 6.3.1997, S. 4) 

 

3. 31998 H 0560: Empfehlung 98/560/EG des Rates vom 24. September 1998 zur Steigerung 

der Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Industriezweigs der audiovisuellen Dienste und 

Informationsdienste durch die Förderung nationaler Rahmenbedingungen für die 

Verwirklichung eines vergleichbaren Niveaus in Bezug auf den Jugendschutz und den Schutz 

der Menschenwürde (ABl. L 270 vom 7.10.1998, S. 48) 

 

4. 52004 XC 0428(01): Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen in Bezug auf 

bestimmte Aspekte der Bestimmungen der Richtlinie „Fernsehen ohne Grenzen“ über die 

Fernsehwerbung C(2004) 1450 - 23.4.2004 (ABl. C 102 vom 28.4.2004, S. 2) 
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5. 32005 H 0865: Empfehlung 2005/865/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. November 2005 zum Filmerbe und zur Wettbewerbsfähigkeit der einschlägigen 

Industriezweige (ABl. L 323 vom 9.12.2005, S. 57) 

 

6. 32006 H 0952: Empfehlung 2006/952/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Dezember 2006 über den Schutz Minderjähriger und den Schutz der Menschenwürde und 

über das Recht auf Gegendarstellung im Zusammenhang mit der Wettbewerbsfähigkeit des 

europäischen Industriezweiges der audiovisuellen Dienste und Online-Informationsdienste 

(ABl. L 378 vom 27.12.2006, S. 72) 

 

7. 32011 H 0711: Empfehlung 2011/711/EU der Kommission vom 27. Oktober 2011 zur 

Digitalisierung und Online-Zugänglichkeit kulturellen Materials und dessen digitaler 

Bewahrung (ABl. L 283 vom 29.10.2011, S. 39) 

 

 

KAPITEL 13 

 

ELEKTRONISCHER GESCHÄFTSVERKEHR – REGULIERUNG VON ONLINE-

PLATTFORMEN 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31998 L 0084: Richtlinie 98/84/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. November 1998 über den rechtlichen Schutz von zugangskontrollierten Diensten und von 

Zugangskontrolldiensten (ABl. L 320 vom 28.11.1998, S. 54) 
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2. 32000 L 0031: Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, 

insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den 

elektronischen Geschäftsverkehr“) (ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1) 

 

3. 32005 D 0752: Beschluss 2005/752/EG der Kommission vom 24. Oktober 2005 zur 

Einsetzung einer Expertengruppe „Elektronischer Geschäftsverkehr“ (ABl. L 282 vom 

26.10.2005, S. 20) 

 

4. 32015 L 1535: Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen 

Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 241 

vom 17.9.2015, S. 1) 

 

5. 32019 R 1150: Platform-to-Business-Verordnung – Verordnung (EU) 2019/1150 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Förderung von Fairness und 

Transparenz für gewerbliche Nutzer von Online-Vermittlungsdiensten (ABl. L 186 vom 

11.7.2019, S. 57) 

 

6. 32022 R 1925: Verordnung (EU) 2022/1925 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. September 2022 über bestreitbare und faire Märkte im digitalen Sektor und zur Änderung 

der Richtlinien (EU) 2019/1937 und (EU) 2020/1828 (Gesetz über digitale Märkte) (ABl. 

L 265 vom 12.10.2022, S. 1) 

 

7. 32022 R 2065: Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. Oktober 2022 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der 

Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste) (ABl. L 277 vom 27.10.2022, S. 1) 
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RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. ST 8601 2018 INIT: Diskussionspapier des Vorsitzes: Verordnung über Beziehungen 

zwischen Online-Plattformen und Unternehmen 

 

2. Beschluss der Kommission vom 26.4.2018 über die Einsetzung der Sachverständigengruppe 

für die Beobachtungsstelle für die Online-Plattformwirtschaft (C(2018) 2393 final) 

 

3. 32018 H 0334: Empfehlung (EU) 2018/334 der Kommission vom 1. März 2018 für wirksame 

Maßnahmen im Umgang mit illegalen Online-Inhalten (C/2018/1177) (ABl. L 63 vom 

6.3.2018, S. 50) 

 

4. 52020 XC 1208(01): Bekanntmachung der Kommission Leitlinien zur Transparenz des 

Rankings gemäß der Verordnung (EU) 2019/1150 des Europäischen Parlaments und des 

Rates 2020/C 424/01 (ABl. C 424 vom 8.12.2020, S. 1) 
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KAPITEL 14 

 

GEOBLOCKING 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32018 R 0302: Verordnung (EU) 2018/302 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

28. Februar 2018 über Maßnahmen gegen ungerechtfertigtes Geoblocking und andere Formen 

der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit, des Wohnsitzes oder des Ortes der 

Niederlassung des Kunden innerhalb des Binnenmarkts und zur Änderung der Verordnungen 

(EG) Nr. 2006/2004 und (EU) 2017/2394 sowie der Richtlinie 2009/22/EG (Text von 

Bedeutung für den EWR.) (ABl. L 60I vom 2.3.2018, S. 1) 

 

 

KAPITEL 15 

 

SEKTOR- ODER INHALTSSPEZIFISCHE RECHTSAKTE MIT BESONDERER BEDEUTUNG  

FÜR DAS HORIZONTALE GESETZ ÜBER DIGITALE DIENSTE UND  

DIE PLATFORM-TO-BUSINESS-VERORDNUNG 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32021 R 0784: Verordnung (EU) 2021/784 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2021 zur Bekämpfung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte (ABl. L 172 

vom 17.5.2021, S. 79) 
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2. 32019 L 0770: Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte 

und digitaler Dienstleistungen (ABl. L 136 vom 22.5.2019, S. 1) 

 

3. 32019 L 0771: Richtlinie (EU) 2019/771 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte des Warenkaufs, zur Änderung der 

Verordnung (EU) 2017/2394 und der Richtlinie 2009/22/EG sowie zur Aufhebung der 

Richtlinie 1999/44/EG 

 

4. 32017 R 2394: Verordnung (EU) 2017/2394 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2017 über die Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der 

Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen Behörden und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (Text von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 345 vom 

27.12.2017, S. 1) 

 

5. 32018 R 0644: Verordnung (EU) 2018/644 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. April 2018 über grenzüberschreitende Paketzustelldienste (ABl. L 112 vom 2.5.2018, 

S. 19) 

 

6. 32018 R 1263: Durchführungsverordnung (EU) 2018/1263 der Kommission vom 

20. September 2018 zur Erstellung der Formulare für die Übermittlung von Informationen 

durch Paketzustelldienstanbieter gemäß der Verordnung (EU) 2018/644 des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 238 vom 21.9.2018, S. 65) 
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KAPITEL 16 

 

OFFENE DATEN UND DIE WEITERVERWENDUNG VON INFORMATIONEN DES 

ÖFFENTLICHEN SEKTORS 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32019 L 1024: Richtlinie (EU) 2019/1024 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2019 über offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des 

öffentlichen Sektors (ABl. L 172 vom 26.6.2019, S. 56) 

 

2. 32023 R 0138: Durchführungsverordnung (EU) 2023/138 der Kommission vom 

21. Dezember 2022 zur Festlegung bestimmter hochwertiger Datensätze und der Modalitäten 

ihrer Veröffentlichung und Weiterverwendung (Text von Bedeutung für den EWR) (ABl. 

L 19 vom 20.1.2023, S. 43) 

 

3. 32022 R 0868: Verordnung (EU) 2022/868 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

30. Mai 2022 über europäische Daten-Governance und zur Änderung der Verordnung 

(EU) 2018/1724 (Daten-Governance-Rechtsakt) (ABl. L 152 vom 3.6.2022, S. 1) 
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RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 52011 DC 0882: Mitteilung KOM(2011) 882 endgültig der Kommission vom 12.12.2011 an 

das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 

den Ausschuss der Regionen – Offene Daten: Ein Motor für Innovation, Wachstum und 

transparente Verwaltung 

 

2. 52020 DC 0066: Mitteilung COM(2020) 66 final der Kommission vom 19.2.2020 an das 

Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 

Ausschuss der Regionen – Eine europäische Datenstrategie 

 

 

KAPITEL 17 

 

BARRIEREFREIES WEB 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32008 D 1351: Beschluss Nr. 1351/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Dezember 2008 über ein mehrjähriges Gemeinschaftsprogramm zum Schutz der Kinder 

bei der Nutzung des Internets und anderer Kommunikationstechnologien (Programm 

„Sicheres Internet 2009–2013“) (ABl. L 348 vom 24.12.2008, S. 118) 

 



 

 

 

& /de 43 

2. 32014 D 0554: Beschluss Nr. 554/2014/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 über die Beteiligung der Union an dem von mehreren Mitgliedstaaten 

gemeinsam durchgeführten Forschungs- und Entwicklungsprogramm „Aktives und 

unterstütztes Leben“ (ABl. L 169 vom 7.6.2014, S. 14) 

 

3. 32016 L 2102: Richtlinie (EU) 2016/2102 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Oktober 2016 über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen 

Anwendungen öffentlicher Stellen (ABl. L 327 vom 2.12.2016, S. 1) 

 

4. 32018 D 1523: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1523 der Kommission vom 11. Oktober 

2018 zur Festlegung einer Mustererklärung zur Barrierefreiheit gemäß der Richtlinie 

(EU) 2016/2102 des Europäischen Parlaments und des Rates über den barrierefreien Zugang 

zu den Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen (ABl. L 256 vom 

12.10.2018, S. 103) 

 

5. 32018 D 1524: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1524 der Kommission vom 11. Oktober 

2018 zur Festlegung einer Überwachungsmethodik und der Modalitäten für die 

Berichterstattung der Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie (EU) 2016/2102 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen 

Anwendungen öffentlicher Stellen (ABl. L 256 vom 12.10.2018, S. 108) 
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6. 32018 D 2048 Durchführungsbeschluss (EU) 2018/2048 der Kommission vom 20. Dezember 

2018 über die harmonisierte Norm für Websites und mobile Anwendungen zur Unterstützung 

der Richtlinie (EU) 2016/2102 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 327 vom 

21.12.2018, S. 84), geändert durch: 

 

– 32021 D 1339: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1339 der Kommission vom 

11. August 2021 (ABl. L 289 vom 12.8.2021, S. 53) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 52012 DC 0196 Mitteilung COM(2012) 196 final der Kommission vom 2. Mai 2012 an das 

Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 

Ausschuss der Regionen – Europäische Strategie für ein besseres Internet für Kinder 

 

2. 52010 DC 0743 Mitteilung KOM(2010) 743 endg. der Kommission vom 15. Dezember 2010 

an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 

und den Ausschuss der Regionen. Europäischer eGovernment-Aktionsplan 2011–2015 – 

Einsatz der IKT zur Förderung intelligent, nachhaltig und innovativ handelnder Behörden 

 

3. 52016 DC 0179: Mitteilung COM(2016) 179 final der Kommission vom 19. April 2016 an 

das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 

den Ausschuss der Regionen. EU-eGovernment-Aktionsplan 2016-2020 – Beschleunigung 

der Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung 

 

 

 

4. Erklärung von Tallinn (2017), einschließlich Anhang: Nutzerzentrierte Prinzipien für das 

Design und die Bereitstellung digitaler öffentlicher Dienste 
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KAPITEL 18 

 

ELEKTRONISCHE IDENTIFIZIERUNG, AUTHENTIFIZIERUNG UND 

VERTRAUENSDIENSTE 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32014 R 0910: Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische 

Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG 

 

2. 32015 R 0806: Durchführungsverordnung (EU) 2015/806 der Kommission vom 22. Mai 2015 

zur Festlegung von Spezifikationen für die Form des EU-Vertrauenssiegels für qualifizierte 

Vertrauensdienste (ABl. L 128 vom 23.5.2015, S. 13) 

 

3. 32015 D 1505: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/1505 der Kommission vom 8. September 

2015 über technische Spezifikationen und Formate in Bezug auf Vertrauenslisten gemäß 

Artikel 22 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische 

Transaktionen im Binnenmarkt (ABl. L 235 vom 9.9.2015, S. 26) 
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4. 32015 D 1506: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/1506 der Kommission vom 8. September 

2015 zur Festlegung von Spezifikationen für Formate fortgeschrittener elektronischer 

Signaturen und fortgeschrittener Siegel, die von öffentlichen Stellen gemäß Artikel 27 

Absatz 5 und Artikel 37 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für 

elektronische Transaktionen im Binnenmarkt anerkannt werden (ABl. L 235 vom 9.9.2015, 

S. 37) 

 

5. 32016 D 0650: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/650 der Kommission vom 25. April 2016 

zur Festlegung von Normen für die Sicherheitsbewertung qualifizierter Signatur- und 

Siegelerstellungseinheiten gemäß Artikel 30 Absatz 3 und Artikel 39 Absatz 2 der 

Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates über 

elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im 

Binnenmarkt (ABl. L 109 vom 26.4.2016, S. 40) 

 

6. 32015 D 0296: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/296 der Kommission vom 24. Februar 

2015 zur Festlegung von Verfahrensmodalitäten für die Zusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der elektronischen Identifizierung gemäß Artikel 12 Absatz 7 

der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates über 

elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im 

Binnenmarkt (ABl. L 53 vom 25.2.2015, S. 14) 
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7. 32015 R 1501: Durchführungsverordnung (EU) 2015/1501 der Kommission vom 

8. September 2015 über den Interoperabilitätsrahmen gemäß Artikel 12 Absatz 8 der 

Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates über 

elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im 

Binnenmarkt (ABl. L 235 vom 9.9.2015, S. 1) 

 

8. 32015 R 1502: Durchführungsverordnung (EU) 2015/1502 der Kommission vom 

8. September 2015 zur Festlegung von Mindestanforderungen an technische Spezifikationen 

und Verfahren für Sicherheitsniveaus elektronischer Identifizierungsmittel gemäß Artikel 8 

Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates über 

elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im 

Binnenmarkt (ABl. L 235 vom 9.9.2015, S. 7) 

 

9. 32015 D 1984: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/1984 der Kommission vom 3. November 

2015 zur Festlegung der Umstände, Formate und Verfahren der Notifizierung gemäß Artikel 9 

Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates über 

elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im 

Binnenmarkt (ABl. L 289 vom 5.11.2015, S. 18) 
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KAPITEL 19 

 

PRIVATSPHÄRE UND DATENSCHUTZ 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32002 L 0058: Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der 

Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elektronische 

Kommunikation) (ABl. L 201 vom 31.7.2002, S. 37), geändert durch: 

 

– 32009L0136: Richtlinie 2009/136/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. November 2009 (ABl. L 337 vom 18.12.2009, S. 11); berichtigt in: ABl. L 241 vom 

10.9.2013, S. 9 

 

– 32021R1232: Verordnung (EU) 2021/1232 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. Juli 2021 über eine vorübergehende Ausnahme von bestimmten Vorschriften 

der Richtlinie 2002/58/EG hinsichtlich der Verwendung von Technologien durch 

Anbieter nummernunabhängiger interpersoneller Kommunikationsdienste zur 

Verarbeitung personenbezogener und anderer Daten zwecks Bekämpfung des sexuellen 

Missbrauchs von Kindern im Internet (ABl. L 274 vom 30.7.2021, S. 41) 
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2. 32013 R 0611: Verordnung (EU) Nr. 611/2013 der Kommission vom 24. Juni 2013 über die 

Maßnahmen für die Benachrichtigung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener 

Daten gemäß der Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation) (ABl. L 173 vom 26.6.2013, S. 2) 

 

3. 32016 L 0680: Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 

Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung 

oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr 

und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates (ABl. L 119 vom 

4.5.2016, S. 89) 

 

4. 32016 R 0679: Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 

Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1), berichtigt in ABl. L 127 vom 23.5.2018, 

S. 2 

 

5. 32000 D 0518: Entscheidung 2000/518/EG der Kommission vom 26. Juli 2000 gemäß der 

Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Angemessenheit 

des Schutzes personenbezogener Daten in der Schweiz (ABl. L 215 vom 25.8.2000, S. 1), 

geändert durch: 

 

– 32016 D 2295: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2295 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 83) 
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6. 32001 D 0497: Entscheidung 2001/497/EG der Kommission vom 15. Juni 2001 hinsichtlich 

Standardvertragsklauseln für die Übermittlung personenbezogener Daten in Drittländer nach 

der Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 181 vom 4.7.2001, S. 19), berichtigt in ABl. L 253 vom 

21.9.2001, S. 34, geändert durch: 

 

– 32004 D 0915: Entscheidung 2004/915/EG der Kommission vom 27. Dezember 2004 

(ABl. L 385 vom 29.12.2004, S. 74) 

 

– 32016 D 2297: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2297 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 100) 

 

7. 32002 D 0002: Entscheidung 2002/2/EG der Kommission vom 20. Dezember 2001 gemäß 

der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Angemessenheit 

des Datenschutzes, den das kanadische Personal Information Protection and Electronic 

Documents Act bietet (ABl. L 2 vom 4.1.2002, S. 13), geändert durch: 

 

– 32016 D 2295: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2295 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 83) 
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8. 32010 D 0087: Beschluss 2010/87/EU der Kommission vom 5. Februar 2010 über 

Standardvertragsklauseln für die Übermittlung personenbezogener Daten an 

Auftragsverarbeiter in Drittländern nach der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 39 vom 12.2.2010, S. 5), geändert durch: 

 

– 32016 D 2297: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2297 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 100) 

 

9. 32003 D 0490: Entscheidung 2003/490/EG der Kommission vom 30. Juni 2003 gemäß der 

Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Angemessenheit 

des Datenschutzniveaus in Argentinien (ABl. L 168 vom 5.7.2003, S. 19), geändert durch: 

 

– 32016 D 2295: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2295 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 83) 

 

10. 32003 D 0821: Entscheidung 2003/821/EG der Kommission vom 21. November 2003 über 

die Angemessenheit des Schutzes personenbezogener Daten in Guernsey (ABl. L 308 vom 

25.11.2003, S. 27), geändert durch: 

 

– 32016 D 2295: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2295 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 83) 
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11. 32004 D 0411: Entscheidung 2004/411/EG der Kommission vom 28. April 2004 über die 

Angemessenheit des Schutzes personenbezogener Daten auf der Insel Man (ABl. L 151 vom 

30.4.2004, S. 48), berichtigt in ABl. L 208 vom 10.6.2004, S. 47, geändert durch: 

 

– 32016 D 2295: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2295 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 83) 

 

12. 32008 D 0393: Entscheidung 2008/393/EG der Kommission vom 8. Mai 2008 gemäß der 

Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Angemessenheit 

des Datenschutzniveaus in Jersey (ABl. L 138 vom 28.5.2008, S. 21), geändert durch: 

 

– 32016 D 2295: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2295 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 83) 

 

13. 32010 D 0146: Beschluss 2010/146/EU der Kommission vom 5. März 2010 gemäß der 

Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Angemessenheit 

des Schutzniveaus, den das färöische Gesetz über die Verarbeitung personenbezogener Daten 

bietet (ABl. L 58 vom 9.3.2010, S. 17), geändert durch: 

 

– 32016 D 2295: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2295 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 83) 
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14. 32010 D 0625: Beschluss 2010/625/EU der Kommission vom 19. Oktober 2010 gemäß der 

Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Angemessenheit 

des Datenschutzniveaus in Andorra (ABl. L 277 vom 21.10.2010, S. 27), geändert durch: 

 

– 32016 D 2295: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2295 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 83) 

 

15. 32011 D 0061: Beschluss 2011/61/EU der Kommission vom 31. Januar 2011 gemäß der 

Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Angemessenheit 

des Datenschutzniveaus im Staat Israel im Hinblick auf die automatisierte Verarbeitung 

personenbezogener Daten (ABl. L 27 vom 1.2.2011, S. 39), geändert durch: 

 

– 32016 D 2295: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2295 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 83) 

 

16. 32012 D 0484: Durchführungsbeschluss 2012/484/EU der Kommission vom 21. August 2012 

gemäß der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die 

Angemessenheit des Datenschutzniveaus in der Republik Östlich des Uruguay im Hinblick 

auf die automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten (ABl. L 227 vom 23.8.2012, 

S. 11), geändert durch: 

 

– 32016 D 2295: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2295 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 83) 
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17. 32013 D 0065: Durchführungsbeschluss 2013/65/EU der Kommission vom 19. Dezember 

2012 gemäß der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die 

Angemessenheit des Datenschutzniveaus in Neuseeland (ABl. L 28 vom 30.1.2013, S. 12), 

geändert durch: 

 

– 32016 D 2295: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2295 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 83) 

 

18. 32016 D 1250: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1250 der Kommission vom 12. Juli 2016 

gemäß der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die 

Angemessenheit des vom EU-US-Datenschutzschild gebotenen Schutzes (ABl. L 207 vom 

1.8.2016, S. 1) 

 

19. 32019 D 0419: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/419 der Kommission vom 23. Januar 

2019 nach der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates über 

die Angemessenheit des Datenschutzniveaus in Japan im Rahmen des Gesetzes über den 

Schutz personenbezogener Informationen (ABl. L 76 vom 19.3.2019, S. 1) 

 

20. 32018 D 0743: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/743 der Kommission vom 16. Mai 2018 

über ein Pilotprojekt zur Umsetzung der in der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 

Parlaments und des Rates festgelegten Verwaltungszusammenarbeit mithilfe des 

Binnenmarkt-Informationssystems (ABl. L 123 vom 18.5.2018, S. 115) 
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21. 32021 D 1772: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1772 der Kommission vom 28. Juni 2021 

gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Angemessenheit des Schutzes personenbezogener Daten durch das Vereinigte Königreich 

(ABl. L 360 vom 11.10.2021, S. 1), berichtigt in ABl. L 382 vom 28.10.2021, S. 55 

 

22. 32022 D 0254: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/254 der Kommission vom 17. Dezember 

2021 gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates über 

die Angemessenheit des Schutzes personenbezogener Daten durch die Republik Korea im 

Rahmen des koreanischen Gesetzes über den Schutz personenbezogener Daten (ABl. L 44 

vom 24.2.2022, S. 1) 

 

23. 32021 D 0914: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/914 der Kommission vom 4. Juni 2021 

über Standardvertragsklauseln für die Übermittlung personenbezogener Daten an Drittländer 

gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 199 vom 7.6.2021, S. 31) 

 

24. 32021 D 0915: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/915 der Kommission vom 4. Juni 2021 

über Standardvertragsklauseln zwischen Verantwortlichen und Auftragsverarbeitern gemäß 

Artikel 28 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 

Rates und Artikel 29 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments 

und des Rates (ABl. L 199 vom 7.6.2021, S. 18) 

 

25. 32022 D 2519: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/2519 der Kommission vom 20. Dezember 

2022 über die technischen Spezifikationen und Standards für das e-CODEX-System, 

einschließlich der Sicherheitsstandards und der Methoden zur Überprüfung der Integrität und 

Authentizität (ABl. L 326 vom 21.12.2022, S. 25) 
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26. 32022 D 2520: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/2520 der Kommission vom 20. Dezember 

2022 über die spezifischen Regelungen für den Übergabe- und Übernahmeprozess des e-

CODEX-Systems (ABl. L 326 vom 21.12.2022, S. 34) 

 

27. 32022 R 0868: Verordnung (EU) 2022/868 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

30. Mai 2022 über europäische Daten-Governance und zur Änderung der Verordnung 

(EU) 2018/1724 (Daten-Governance-Rechtsakt) (ABl. L 152 vom 3.6.2022, S. 1) 

 

28. 32022 R 0850: Verordnung (EU) 2022/850 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

30. Mai 2022 über ein EDV-System für den grenzüberschreitenden elektronischen 

Datenaustausch im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsachen (e-

CODEX-System) und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1726 (ABl. L 150 vom 

1.6.2022, S. 1) 

 

29. 32023D0117: Durchführungsbeschluss (EU) 2023/117 der Kommission vom 13. Januar 2023 

über die Anforderungen an das Dienstleistungsniveau für die von eu-LISA im 

Zusammenhang mit dem e-CODEX-System durchzuführenden Tätigkeiten, C/2023/197 (ABl. 

L 15 vom 17.1.2023, S. 17) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 32021H1970: Empfehlung (EU) 2021/1970 der Kommission vom 10. November 2021 für 

einen gemeinsamen europäischen Datenraum für das Kulturerbe (ABl. L 401 vom 

12.11.2021, S. 5) 
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KAPITEL 20 

 

ELEKTRONISCHE GESUNDHEITSDIENSTE (EHEALTH) 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 32008 H 0594 Empfehlung 2008/594/EG der Kommission vom 2. Juli 2008 zur 

grenzübergreifenden Interoperabilität elektronischer Patientendatensysteme (ABl. L 190 vom 

18.7.2008, S. 37) 

 

2. 52012 DC 0736: Mitteilung COM(2012) 736 final der Kommission an das Europäische 

Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss 

der Regionen – Aktionsplan für elektronische Gesundheitsdienste 2012–2020 – innovative 

Gesundheitsfürsorge im 21. Jahrhundert 

 

3. 32019 H 0243: Empfehlung (EU) 2019/243 (C(2019) 800) der Kommission vom 6. Februar 

2019 über ein europäisches Austauschformat für elektronische Patientenakten (und Anhang) 

(ABl. L 39 vom 11.2.2019, S. 18) 

 

4. 52018 DC 0233: Mitteilung COM(2018) 233 final der Kommission an das Europäische 

Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss 

der Regionen über die Ermöglichung der digitalen Umgestaltung der Gesundheitsversorgung 

und Pflege im digitalen Binnenmarkt, die aufgeklärte Mitwirkung der Bürger und den Aufbau 

einer gesünderen Gesellschaft 

 

5. Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen SWD(2018) 126 über die Ermöglichung der 

digitalen Umgestaltung der Gesundheitsversorgung und Pflege im digitalen Binnenmarkt, die 

aufgeklärte Mitwirkung der Bürger und den Aufbau einer gesünderen Gesellschaft 

 

6. Schlussfolgerungen des Rates vom 1. Dezember 2009 zur sicheren und effizienten 

Gesundheitsversorgung durch eHealth 
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7. Schlussfolgerungen des Rates zu personalisierter Medizin für Patienten, angenommen am 

7. Dezember 2015 

 

8. Schlussfolgerungen des Rates zum Gesundheitswesen in der digitalen Gesellschaft — 

Fortschritte bei der datengesteuerten Innovation im Gesundheitswesen, angenommen am 

8. Dezember 2017 

 

9. Schlussfolgerungen des Rates zur Förderung einer von den Mitgliedstaaten ausgehenden 

freiwilligen Zusammenarbeit zwischen den Gesundheitssystemen, angenommen am 16. Juni 

2017 

 

10. Grünbuch zu mobiler Gesundheit (mHealth), COM(2014) 219 

 

 

KAPITEL 21 

 

POSTDIENSTE 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31997 L 0067: Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Dezember 1997 über gemeinsame Vorschriften für die Entwicklung des Binnenmarktes 

der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der Dienstequalität (ABl. L 15 vom 

21.1.1998, S. 14), geändert durch: 

 

– 32002 L 0039: Richtlinie 2002/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

10. Juni 2002 (ABl. L 176 vom 5.7.2002, S. 21) 
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– 32008 L 0006: Richtlinie 2008/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Februar 2008 (ABl. L 52 vom 27.2.2008, S. 3) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) In Artikel 5 Absatz 2 werden die Worte „den Vertrag, insbesondere dessen Artikel 30 

und 46“ durch die Worte „das Abkommen, insbesondere dessen Artikel 9 und 19“ 

ersetzt. 

 

b) In Artikel 7 Absatz 1 wird das Wort „Vertrag“ durch das Wort „Abkommen“ ersetzt. 

 

c) Die Artikel 10 und 11 finden keine Anwendung. 

 

2. 32018 R 0644: Verordnung (EU) 2018/644 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. April 2018 über grenzüberschreitende Paketzustelldienste (ABl. L 112 vom 2.5.2018, S. 19) 

 

 

________________ 
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ANHANG XII 

 

 

FREIER KAPITALVERKEHR 

 

Liste nach Artikel 27 des Rahmenabkommens 

 

 

EINLEITUNG 

 

Falls die Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder sich 

auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten, deren Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; und 
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– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren; 

 

so findet Rahmenprotokoll 1 über horizontale Anpassungen Anwendung, soweit in diesem Anhang 

nichts anderes bestimmt ist. 

 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31988 L 0361: Richtlinie 88/361/EWG des Rates vom 24. Juni 1988 zur Durchführung von 

Artikel 67 des Vertrages (ABl. L 178 vom 8.7.1988, S. 5) 

 

2. 32011 L 0007: Richtlinie 2011/7/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Februar 2011 zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr (ABl. L 48 vom 

23.2.2011, S. 1) 

 

3. 32021 R 1230: Verordnung (EU) 2021/1230 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Juli 2021 über grenzüberschreitende Zahlungen in der Union, zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 274 vom 30.7.2021, S. 20) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 
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Artikel 4 des Rahmenprotokolls 3 zu diesem Abkommen gilt für die Artikel 3, 5, 7 und 9 bis 

16 dieser Verordnung. Die oben genannten Artikel gelten erst ab dem Zeitpunkt, zu dem 

Andorra Zugang zu dem in Artikel 4 Absatz 1 des Rahmenprotokolls 3 genannten 

Bankensegment gewährt wurde. 

 

4. 32012 R 0260: Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der 

Geschäftsanforderungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der 

Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) 

 

5. 32002 L 0047: Richtlinie 2002/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

6. Juni 2002 über Finanzsicherheiten (ABl. L 168 vom 27.6.2002, S. 43), geändert durch: 

 

– 32009 L 0044: Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

6. Mai 2009 (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37) 

 

– 32014 L 0059: Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190) 

 

 

________________ 
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ANHANG XIII 

 

 

VERKEHR 

 

Liste nach Artikel 33 des Rahmenabkommens 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

1 Kombinierter Verkehr – Saubere Fahrzeuge – IVS .................................................................... 3 

2 Straßenverkehr .......................................................................................................................... 10 

3 Schienenverkehr ....................................................................................................................... 51 

4 Binnenschiffsverkehr ................................................................................................................ 72 

5 Seeverkehr ................................................................................................................................ 80 

6 Allgemeine Maßnahmen ......................................................................................................... 102 

7 Fahrgastrechte ......................................................................................................................... 104 

8 Transeuropäische Netze .......................................................................................................... 106 

9 Sonstiges ................................................................................................................................. 108 
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EINLEITUNG 

 

Falls die Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder sich 

auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten, deren Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren; 

 

so findet Rahmenprotokoll 1 über horizontale Anpassungen Anwendung, soweit in diesem Anhang 

nichts anderes bestimmt ist. 

 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 
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KAPITEL 1 

 

KOMBINIERTER VERKEHR –SAUBERE FAHRZEUGE – IVS 

 

1. 31992 L 0106: Richtlinie 92/106/EWG des Rates vom 7. Dezember 1992 über die Festlegung 

gemeinsamer Regeln für bestimmte Beförderungen im kombinierten Güterverkehr zwischen 

Mitgliedstaaten (ABl. L 368 vom 17.12.1992, S. 38), geändert durch: 

 

– 11994 NN 01/06/A: Akte über die Bedingungen des Beitritts des Königreichs 

Norwegen, der Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs 

Schweden und die Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge, 

ANHANG I - Liste nach Artikel 29 der Beitrittsakte - VI. VERKEHR - 

A. LANDVERKEHR (ABl. C 241 vom 29.8.1994, S. 165) 

 

– 12003 TN 02/08/C: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen 

Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der 

Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der 

Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der die 

Europäische Union begründenden Verträge - Anhang II: Liste nach Artikel 20 der 

Beitrittsakte - 8. Verkehrspolitik - C. Straßenverkehr (ABl. L 236 vom 23.9.2003, 

S. 449) 
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– 32006 L 0103: Richtlinie 2006/103/EG des Rates vom 20. November 2006 zur 

Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich Verkehrspolitik anlässlich des Beitritts 

Bulgariens und Rumäniens (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 344) 

 

– 32013 L 0022: Richtlinie 2013/22/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung 

bestimmter Richtlinien im Bereich Verkehr aufgrund des Beitritts der Republik 

Kroatien (ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 356) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. 

 

b) Artikel 6 Absatz 3 wird wie folgt ergänzt: 

 

– „Andorra: Taxa de tinença de vehicle.“ 

 

2. 32009 L 0033: Richtlinie 2009/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. April 2009 über die Förderung sauberer und energieeffizienter Straßenfahrzeuge (ABl. 

L 120 vom 15.5.2009, S. 5), geändert durch: 

 

– 32019 L 1161: Richtlinie (EU) 2019/1161 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Juni 2019 (ABl. L 188 vom 12.7.2019, S. 116) 
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Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

(a) Artikel 10 Absatz 2 der Richtlinie findet keine Anwendung. 

 

(b) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in 

Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab 

dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

Während der Aussetzung gemäß Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 sind 

Zielvorgaben oder sonstige Bedingungen, die von den öffentlichen Auftraggebern und 

Vergabestellen der EU-Mitgliedstaaten bei ihrer Beschaffung im Einklang mit den 

Verpflichtungen dieser EU-Mitgliedstaaten aus dieser Richtlinie eingeführt werden, mit 

diesem Abkommen vereinbar. 

 

3. 32014 L 0094: Richtlinie 2014/94/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

22. Oktober 2014 über den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (ABl. L 307 

vom 28.10.2014, S. 1)1, geändert durch: 

 

– 32019 R 1745: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1745 der Kommission vom 

13. August 2019 (ABl. L 207 vom 6.8.2010, S. 1) 

 

 
1 Verordnung (EU) 2023/1804 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2023 über den Aufbau der Infrastruktur für 

alternative Kraftstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 2014/94/EU. 
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4. 32010 L 0040: Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 

2010 zum Rahmen für die Einführung intelligenter Verkehrssysteme im Straßenverkehr und 

für deren Schnittstellen zu anderen Verkehrsträgern (ABl. L 207 vom 6.8.2010, S. 1), 

geändert durch: 

 

– 32017 D 2380: Beschluss (EU) 2017/2380 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 12. Dezember 2017 (ABl. L 340 vom 20.12.2017, S. 1) 

 

5. 32011 D 0453: Durchführungsbeschluss 2011/453/EU der Kommission vom 13. Juli 2011 zur 

Annahme von Leitlinien für die Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten nach 

Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 193 vom 

23.7.2011, S. 48) 

 

6. 32013 R 0305: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 305/2013 der Kommission vom 

26. November 2012 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates in Bezug auf die harmonisierte Bereitstellung eines interoperablen EU-weiten e 

Call-Dienstes (ABl. L 91 vom 3.4.2013, S. 1) 

 

7. 32013 R 0885: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 885/2013 der Kommission vom 15. Mai 

2013 zur Ergänzung der IVS-Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates in Bezug auf die Bereitstellung von Informationsdiensten für sichere Parkplätze für 

Lastkraftwagen und andere gewerbliche Fahrzeuge (ABl. L 247 vom 18.9.2013, S. 1) 
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Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

8. 32013 R 0886: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 886/2013 der Kommission vom 15. Mai 

2013 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates in 

Bezug auf Daten und Verfahren für die möglichst unentgeltliche Bereitstellung eines 

Mindestniveaus allgemeiner für die Straßenverkehrssicherheit relevanter 

Verkehrsinformationen für die Nutzer (ABl. L 247 vom 18.9.2013, S. 6) 

 

9. 32015 R 0962: Delegierte Verordnung (EU) 2015/962 der Kommission vom 18. Dezember 

2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich der Bereitstellung EU-weiter Echtzeit-Verkehrsinformationsdienste (ABl. L 157 

vom 23.6.2015, S. 21) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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10. 32014 D 0585: Beschluss Nr. 585/2014/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 über die Einführung des interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes (ABl. L 164 

vom 3.6.2014, S. 6) 

 

11. 32017 R 1926: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1926 der Kommission vom 31. Mai 2017 

zur Ergänzung der Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich der Bereitstellung EU-weiter multimodaler Reiseinformationsdienste (ABl. L 272 

vom 21.10.2017, S. 1) 

 

12. 32022 R 0670: Delegierte Verordnung (EU) 2022/670 der Kommission vom 2. Februar 2022 

zur Ergänzung der Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich der Bereitstellung EU-weiter Echtzeit-Verkehrsinformationsdienste (ABl. L 122 

vom 25.4.2022, S. 1) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in 

Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab 

dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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b) Bis zum 31. Dezember 2027 ist Andorra in Bezug auf andere Straßen als das 

transeuropäische Gesamtstraßennetz sowie andere Autobahnen und Hauptstraßen nicht 

an die Verpflichtungen in Bezug auf Datenarten gemäß der Richtlinie 92/106/EWG des 

Rates, der Richtlinie 2014/94/EU, der Verordnung (EU) 2020/1056 und der Richtlinie 

(EU) 2019/520 gebunden. 

 

13. 32020 R 1056: Verordnung (EU) 2020/1056 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Juli 2020 über elektronische Frachtbeförderungsinformationen (ABl. L 249 vom 

31.7.2020, S. 33) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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KAPITEL 2 

 

STRAẞENVERKEHR 

 

1. 32019 L 0520: Richtlinie (EU) 2019/520 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. März 2019 über die Interoperabilität elektronischer Mautsysteme und die Erleichterung 

des grenzüberschreitenden Informationsaustauschs über die Nichtzahlung von 

Straßenbenutzungsgebühren in der Union (ABl. L 91 vom 29.3.2019, S. 45), geändert durch: 

 

– 32022 L 0362: Richtlinie (EU) 2022/362 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 24. Februar 2022 (ABl. L 69 vom 4.3.2022, S. 1) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Während der 

Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 führt Andorra in seinem 

Hoheitsgebiet keine elektronischen Mautsysteme nach anderen als den in der Richtlinie 

vorgesehenen nationalen Vorschriften ein. 
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2. 32020 R 0203: Delegierte Verordnung (EU) 2020/203 der Kommission vom 28. November 

2019 über die Klassifizierung von Fahrzeugen, Pflichten der Nutzer des europäischen 

elektronischen Mautdienstes, Anforderungen an Interoperabilitätskomponenten und 

Mindesteignungskriterien für benannte Stellen (ABl. L 43 vom 17.2.2020, S. 41) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Während der 

Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 führt Andorra in seinem 

Hoheitsgebiet keine elektronischen Mautsysteme nach anderen als den in der Richtlinie 

vorgesehenen nationalen Vorschriften ein. 

 

3. 32020 R 0204: Durchführungsverordnung (EU) 2020/204 der Kommission vom 

28. November 2019 über detaillierte Pflichten der Anbieter des europäischen elektronischen 

Mautdienstes, den Mindestinhalt der Vorgabe für das EETS-Gebiet, elektronische 

Schnittstellen und Anforderungen an Interoperabilitätskomponenten sowie zur Aufhebung der 

Entscheidung 2009/750/EG (ABl. L 43 vom 17.2.2020, S. 49) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 
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Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Während der 

Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 führt Andorra in seinem 

Hoheitsgebiet keine elektronischen Mautsysteme nach anderen als den in der Richtlinie 

vorgesehenen nationalen Vorschriften ein. 

 

4. 31999 L 0062: Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. Juni 1999 über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung bestimmter Verkehrswege 

durch schwere Nutzfahrzeuge (ABl. L 187 vom 20.7.1999, S. 42), geändert durch: 

 

– 12003T / ACT: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, 

der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik 

Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik 

Slowenien und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der die Europäische 

Union begründenden Verträge, angenommen am 16. April 2003 (ABl. L 236 vom 

23.9.2003, S. 33) 

 

– 32006 L 0038: Richtlinie 2006/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. Mai 2006 (ABl. L 157 vom 9.6.2006, S. 8) 

 

– 32006 L 0103: Richtlinie 2006/103/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. L 363 

vom 20.12.2006, S. 344) 
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– 32011 L 0076: Richtlinie 2011/76/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. September 2011 (ABl. L 269 vom 14.10.2011, S. 1) 

 

– 32013 L 0022: Richtlinie 2013/22/EU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. L 158 vom 

10.6.2013, S. 356) 

 

‑ 52020XC0707(01): Aktualisierung des Anhangs II und des Anhangs IIIb Tabellen 1 und 

2 in Bezug auf geltende Werte in Euro gemäß Artikel 10a der Richtlinie 1999/62/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates in der durch die Richtlinie 2011/76/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates geänderten Fassung (ABl. C 223 vom 7.7.2020, 

S. 1) 

 

– 32022 L 0362: Richtlinie (EU) 2022/362 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 24. Februar 2022 zur Änderung der Richtlinien 1999/62/EG, 1999/37/EG und 

(EU) 2019/520 hinsichtlich der Erhebung von Gebühren für die Benutzung bestimmter 

Verkehrswege durch Fahrzeuge (ABl. L 69 vom 4.3.2022, S. 1) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 
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a) Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen gilt für die Richtlinie mit 

Ausnahme des Artikels 7 Absatz 2 und der darin genannten Bestimmungen. Während 

der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem 

Abkommen führt Andorra keine Mautsysteme auf Abschnitten des transeuropäischen 

Straßennetzes oder auf anderen Autobahnabschnitten im Hoheitsgebiet Andorras nach 

anderen als den in der Richtlinie vorgesehenen nationalen Vorschriften ein. 

 

b) In Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie wird Folgendes angefügt: 

 

– Andorra: Taxa de tinença de vehicle. 

 

c) Artikel 6 der Richtlinie erhält folgende Fassung: 

 

„Andorra wendet weiterhin seine in Artikel 3 Absatz 1 genannten bestehenden 

Vorschriften an, um sicherzustellen, dass der Wettbewerb nicht verzerrt wird, d. h. dass 

der Steuersatz für jede der in Anhang I der Richtlinie genannten Fahrzeugklassen oder -

unterklassen nicht niedriger ist als der in Anhang I der Richtlinie festgelegte 

Mindestsatz.“ 

 

d) Unbeschadet des Artikels 6 der Richtlinie 92/106/EWG des Rates vom 7. Dezember 

1992 darf Andorra keine Befreiungen oder Ermäßigungen hinsichtlich der in Artikel 3 

genannten Steuern gewähren, die den Wettbewerb verfälschen würden, d. h. durch die 

die zu entrichtende Steuer unter dem unter Buchstabe c genannten Mindestsatz liegen 

würde. 
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5. 32009 R 1071: Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung gemeinsamer Regeln für die Zulassung zum Beruf des 

Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG des Rates (ABl. 

L 300 vom 14.11.2009, S. 51), geändert durch: 

 

– 32012 R 0613: Verordnung (EU) Nr. 613/2012 der Kommission vom 9. Juli 2012 (ABl. 

L 178 vom 10.7.2012, S. 6) 

 

– 32013 R 0517: Verordnung (EU) Nr. 517/2013 des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. 

L 158 vom 10.6.2013, S. 1) 

 

– 32020 R 1055: Verordnung (EU) 2020/1055 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Juli 2020 (ABl. L 249 vom 31.7.2020, S. 17) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen gilt für die Verordnung und 

ihre ergänzenden Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte. Der in Artikel 3 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

b) Das Datum „4. Dezember 2009“ in Artikel 9 der Verordnung ist als der in Artikel 3 

Absatz 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen genannte Zeitpunkt zu 

verstehen. 
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c) Die Verpflichtung Andorras zur Verwirklichung der Zugänglichkeit und Vernetzung 

des einzelstaatlichen elektronischen Registers der Kraftverkehrsunternehmen gemäß 

Artikel 16 Absatz 5 der Verordnung wird für einen Zeitraum von einem Jahr ab dem in 

Artikel 3 Absatz 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen genannten Zeitpunkt 

ausgesetzt. 

 

d) Andorra kann beschließen, die in Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung genannten 

Prüfungen nicht durchzuführen. In diesem Fall gestattet Andorra der betreffenden 

Person bzw. den betreffenden Personen, diese Prüfungen in dem benachbarten EU-

Mitgliedstaat bzw. den benachbarten EU-Mitgliedstaaten abzulegen. 

 

e) Andorra erkennt die von den EU-Mitgliedstaaten gemäß Artikel 21 der Verordnung 

ausgestellten Bescheinigungen der fachlichen Eignung an. Für die Zwecke dieser 

Anerkennung werden in den Bestimmungen der Bescheinigung in Anhang III der 

Verordnung die Bezugnahmen auf „Mitgliedstaat(en)“ durch Bezugnahmen auf „EU-

Mitgliedstaat(en) und Andorra“ ersetzt. 

 

f) In Anhang I der Verordnung wird die Bezugnahme auf die Entscheidung 85/368/EWG 

des Rates durch die Bezugnahme auf die Empfehlung 2008/C 111/01 vom 23. April 

2008 zur Einrichtung des Europäischen Qualifikationsrahmens für lebenslanges Lernen 

ersetzt. 

 

g) Anhang III der Verordnung wird durch Anhang 1 Anlage 1 zu diesem Anhang ersetzt. 

Die EU und ihre Mitgliedstaaten erkennen die von Andorra gemäß Anhang 1 Anlage 1 

zu diesem Anhang ausgestellten Bescheinigungen an. 
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6. 32016 R 0403: Verordnung (EU) 2016/403 der Kommission vom 18. März 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

in Bezug auf die Einstufung schwerwiegender Verstöße gegen die Unionsvorschriften, die zur 

Aberkennung der Zuverlässigkeit der Kraftverkehrsunternehmer führen können, sowie zur 

Änderung von Anhang III der Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 74 vom 19.3.2016, S. 8), geändert durch: 

 

– 32022 R 0694: Durchführungsverordnung (EU) 2022/694 der Kommission vom 2. Mai 

2022 (ABl. L 129 vom 3.5.2022, S. 22) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

7. 32009 D 0992: Beschluss der Kommission vom 17. Dezember 2009 über 

Mindestanforderungen an die Daten, die in die einzelstaatlichen elektronischen Register der 

Kraftverkehrsunternehmen einzugeben sind (2009/992/EU) (ABl. L 339 vom 22.12.2009, 

S. 36) 

 

Dieser Beschluss gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 
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Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

8. 32016 R 0480: Durchführungsverordnung (EU) 2016/480 der Kommission vom 1. April 2016 

zur Festlegung gemeinsamer Regeln für die Vernetzung der nationalen elektronischen 

Register der Kraftverkehrsunternehmen und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 

Nr. 1213/2010 (ABl. L 87 vom 2.4.2016, S. 4), geändert durch: 

 

– 32017 R 1440: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1440 der Kommission vom 

8. August 2017 (ABl. L 206 vom 9.8.2017, S. 3) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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9. 32009 R 1072: Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum Markt des 

grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 72), geändert 

durch: 

 

– 32012 R 0612: Verordnung (EU) Nr. 612/2012 der Kommission vom 9. Juli 2012 (ABl. 

L 178 vom 10.7.2012, S. 5) 

 

– 32013 R 0517: Verordnung (EU) Nr. 517/2013 des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. 

L 158 vom 10.6.2013, S. 1) 

 

– 32020 R 1055: Verordnung (EU) 2020/1055 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Juli 2020 (ABl. L 249 vom 31.7.2020, S. 17) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in 

Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab 

dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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b) Artikel 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 

„Bei Beförderungen aus einer Assoziationspartei nach einem Drittland und umgekehrt 

gilt die Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 nicht für die im Gebiet der Assoziationspartei 

der Be- oder Entladung zurückgelegte Wegstrecke.“ 

 

c) Artikel 1 Absatz 3 findet keine Anwendung. 

 

d) In Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung finden die 

Worte „im Sinne der Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 

betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 

Drittstaatsangehörigen“, „im Sinne der Richtlinie 2003/109/EG“ und „im Sinne der 

genannten Richtlinie“ keine Anwendung. 

 

e) Kapitel III dieser Verordnung findet keine Anwendung. 

 

f) Die Anhänge II und III der Verordnung erhalten die Fassung der Anlagen 2 und 3 zu 

Anhang 1 dieses Anhangs. Die EU und ihre Mitgliedstaaten erkennen die von Andorra 

gemäß diesen Bestimmungen ausgestellten Lizenzen und Fahrerbescheinigungen an. 
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g) Andorra erkennt die von den EU-Mitgliedstaaten gemäß der in diesem Anhang 

angepassten Verordnung ausgestellten Gemeinschaftslizenzen und 

Fahrerbescheinigungen an. Für die Zwecke dieser Anerkennung werden in den 

allgemeinen Bestimmungen der Gemeinschaftslizenz gemäß Anhang II der Verordnung 

in der durch Anlage 2 zu Anhang 1 dieses Anhangs angepassten Fassung und der 

Fahrerbescheinigung gemäß Anhang III der Verordnung in der durch Anlage 3 zu 

Anhang 1 dieses Anhangs angepassten Fassung die Bezugnahmen auf „Gemeinschaft“ 

durch „Gemeinschaft und Andorra“ und Bezugnahmen auf „Mitgliedstaat(en)“ durch 

„EU-Mitgliedstaat(en) und Andorra“ ersetzt. 

 

10. 32009 R 1073: Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum grenzüberschreitenden 

Personenkraftverkehrsmarkt und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (ABl. 

L 300 vom 14.11.2009, S. 88), berichtigt in ABl. L 272 vom 16.10.2015, S. 15, geändert 

durch: 

 

– 32012 R 0611: Verordnung (EU) Nr. 611/2012 der Kommission vom 9. Juli 2012 (ABl. 

L 178 vom 10.7.2012, S. 4) 

 

– 32013 R 0517: Verordnung (EU) Nr. 517/2013 des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. 

L 158 vom 10.6.2013, S. 1) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 
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a) Artikel 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 

„Bei Beförderungen aus einer Assoziationspartei nach einem Drittland und umgekehrt 

gilt diese Verordnung nicht für die im Gebiet der Assoziationspartei der Aufnahme oder 

des Absetzens zurückgelegte Wegstrecke, sofern von den Assoziationsparteien nichts 

anderes vereinbart wird.“ 

 

b) Artikel 1 Absatz 3 findet keine Anwendung. 

 

c) Anhang II der Verordnung erhält die Fassung der Anlage 1 zu Anhang 2 dieses 

Anhangs. 

 

d) Andorra erkennt die von den EU-Mitgliedstaaten gemäß dieser Verordnung 

ausgestellten Gemeinschaftslizenzen an. Für die Zwecke dieser Anerkennung werden in 

den Bestimmungen der Gemeinschaftslizenz in Anhang II der Verordnung in der durch 

Anlage 1 zu Anhang 2 dieses Anhangs angepassten Fassung die Bezugnahmen auf 

„Mitgliedstaat(en)“ durch Bezugnahmen auf „EU-Mitgliedstaat(en) und Andorra“ 

ersetzt.  

 

e) Die EU und ihre Mitgliedstaaten erkennen die von Andorra gemäß der Verordnung in 

der für die Zwecke dieses Abkommens angepassten Fassung in Anhang 2 Anlage 4 zu 

diesem Anhang ausgestellten Lizenzen an. 
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f) Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung erhält folgende Fassung: „MwSt. 

(Mehrwertsteuer) oder Umsatzsteuer auf die Beförderungsdienstleistungen.“ 

 

11. 32014 R 0361: Verordnung (EU) Nr. 361/2014 der Kommission vom 9. April 2014 mit 

Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 hinsichtlich der 

Beförderungsdokumente für den grenzüberschreitenden Personenverkehr mit 

Kraftomnibussen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2121/98 der Kommission 

(ABl. L 107 vom 10.4.2014, S. 39), berichtigt in ABl. L 258 vom 3.10.2015, S. 11 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Die EU-Mitgliedstaaten und Andorra erkennen die gemäß Artikel 8 der Verordnung 

(EG) Nr. 1073/2009 ausgestellten Beförderungsdokumente für den 

grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen gegenseitig an. 

 

b) In Artikel 7 werden die Worte „Rechtsvorschriften der Union“ durch die Worte „nach 

dem Assoziationsabkommen anzuwendenden Rechtsvorschriften“ ersetzt. 

 

c) In den Dokumenten in den Anhängen II bis VI der Verordnung werden das Wort 

„Mitgliedstaat(en)“ durch die Worte „EU-Mitgliedstaat(en) oder Andorra“, die Worte 

„Rechtsvorschriften der Union“ und „maßgeblichen Rechtsvorschriften der Union“ 

durch das Wort „Assoziationsabkommen“, das Wort „Gemeinschaftsvorschriften“ durch 

die Worte „nach dem Assoziationsabkommen anzuwendenden Rechtsvorschriften“ und 

das Wort „Gemeinschaftslizenz“ durch das Wort „Lizenz“ ersetzt. 
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d) In Teil C des Dokuments in Anhang II der Verordnung wird der Text von Nummer 1 v) 

durch „Mehrwertsteuer (MwSt.) oder Umsatzsteuer auf Beförderungsdienstleistungen“ 

ersetzt.  

 

e) In den Dokumenten in den Anhängen II, III, IV, V und VI der Verordnung werden in 

die Listen mit Nationalitätszeichen die Worte „Andorra (AND)“ eingefügt und nach den 

Worten „Verordnung (EG) Nr. 1073/2009“ und „Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 vom 

21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum grenzüberschreitenden 

Personenkraftverkehrsmarkt und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006“ 

werden die Worte „in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra 

angepassten Fassung“ angefügt. 

 

f) Die Anhänge der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 werden durch Anhang 2 des 

vorliegenden Anhangs ersetzt. 

 

g) Die EU-Mitgliedstaaten erkennen die von Andorra gemäß Anhang 2 zu diesem Anhang 

ausgestellten Dokumente an. 

 

h) In der Tabelle des Dokuments in Anhang VI der Verordnung wird die Abkürzung 

„AND“ gemäß Anhang 2 Anlage 7 zu diesem Anhang eingefügt. 

 

12. 31992 R 3912: Verordnung (EWG) Nr. 3912/92 des Rates vom 17. Dezember 1992 über 

innerhalb der Gemeinschaft durchgeführte Kontrollen im Straßen- und im 

Binnenschiffsverkehr von in einem Drittland registrierten oder zum Verkehr zugelassenen 

Verkehrsmitteln (ABl. L 395 vom 31.12.1992, S. 6) 
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13. 31990 R 3916: Verordnung (EWG) Nr. 3916/90 des Rates vom 21. Dezember 1990 über 

Maßnahmen bei Krisen auf dem Güterkraftverkehrsmarkt (ABl. L 375 vom 31.12.1990, 

S. 10) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) In den in Artikel 4 genannten Fällen: 

 

i) Wenn bei der Europäischen Kommission ein Antrag eines EU-Mitgliedstaats oder 

Andorras auf Anordnung von Schutzmaßnahmen eingeht, wird der Gemeinsame 

Ausschuss unter Übermittlung aller zweckdienlichen Informationen unverzüglich 

unterrichtet. 

 

ii) Auf Antrag einer Assoziationspartei finden Konsultationen im Gemeinsamen 

Ausschuss statt. Diese Konsultationen können auch im Falle der Verlängerung der 

Schutzmaßnahmen beantragt werden. 

 

iii) Sobald die Europäische Kommission einen Beschluss gefasst hat, unterrichtet sie 

unverzüglich den Gemeinsamen Ausschuss über die getroffenen Maßnahmen. 

 

iv) Ist eine der Assoziationsparteien der Auffassung, dass durch die 

Schutzmaßnahmen ein Ungleichgewicht zwischen den Rechten und Pflichten der 

Assoziationsparteien entsteht, so gilt Artikel 97 Absatz 7 des Abkommens 

sinngemäß. 
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b) In Bezug auf Artikel 5 dieser Verordnung wird Andorra in die Arbeiten des beratenden 

Ausschusses einbezogen, was seine allgemeinen Aufgaben betrifft, die Lage auf dem 

Verkehrsmarkt zu beobachten und bei der Erfassung der Angaben zu beraten, die für die 

Verfolgung der Entwicklung des Marktes und die Erkennung einer Krise erforderlich 

sind. 

 

14. 31960 R 0011: Verordnung Nr. 11 über die Beseitigung von Diskriminierungen auf dem 

Gebiet der Frachten und Beförderungsbedingungen gemäß Artikel 79 Absatz (3) des 

Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (ABl. L 52 vom 

16.8.1960, S. 1121), geändert durch: 

 

– 31984 R 3626: Verordnung (EWG) Nr. 3626/84 des Rates vom 19. Dezember 1984 

(ABl. L 335 vom 22.12.1984, S. 4) 

 

– 32008 R 0569: Verordnung (EG) Nr. 569/2008 des Rates vom 12. Juni 2008 (ABl. 

L 161 vom 20.6.2008, S. 1) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Die Artikel 11 bis 26 dieser Verordnung werden im Einklang mit dem Rahmenprotokoll 4 zu 

diesem Abkommen angewandt. 
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15. 32009 R 0169: Verordnung (EG) Nr. 169/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 über die 

Anwendung von Wettbewerbsregeln auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und 

Binnenschiffsverkehrs (kodifizierte Fassung) (ABl. L 61 vom 5.3.2009, S. 1) 

 

Hier nur zu Informationszwecken aufgeführt. Bezüglich der Anwendung siehe Anhang XIV 

„Wettbewerb“. 

 

16. 31974 R 2988: Verordnung (EWG) Nr. 2988/74 des Rates vom 26. November 1974 über die 

Verfolgungs- und Vollstreckungsverjährung im Verkehrs- und Wettbewerbsrecht der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (ABl. L 319 vom 29.11.1974, S. 1), geändert durch: 

 

– 32003 R 0001: Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 (ABl. 

L 1 vom 4.1.2003, S. 1) 

 

Hier nur zu Informationszwecken aufgeführt. Bezüglich der Anwendung siehe 

Rahmenprotokoll 4 zu diesem Abkommen. 

 

17. 31989 R 4058: Verordnung (EWG) Nr. 4058/89 des Rates vom 21. Dezember 1989 über die 

Preisbildung im Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten (ABl. L 390 vom 

30.12.1989, S. 1) 
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18. 32006 R 0561: Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr 

und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates 

sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABl. L 102 vom 

11.4.2006, S. 1), berichtigt in ABl. L 195 vom 20.7.2016, S. 83, geändert durch: 

 

– 32009 R 1073: Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 21. Oktober 2009 (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 88) 

 

– 32014 R 0165: Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 4. Februar 2014 (ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 1) 

 

– 32020 R 1054: Verordnung (EU) 2020/1054 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Juli 2020 (ABl. L 249 vom 31.7.2020, S. 1) 

 

19. 32010 R 0581: Verordnung (EU) Nr. 581/2010 der Kommission vom 1. Juli 2010 zur 

Festlegung der Höchstzeiträume für das Herunterladen relevanter Daten von 

Fahrzeugeinheiten und Fahrerkarten (ABl. L 168 vom 2.7.2010, S. 16) 

 

20. C(2011) 3759/F1: Durchführungsbeschluss der Kommission vom 7.6.2011 zur Berechnung 

der Tageslenkzeit gemäß der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments 

und des Rates (nicht im Amtsblatt veröffentlicht, siehe 

https://transport.ec.europa.eu/system/files/2016-09/2011_3759_de.pdf) 
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21. 32017 D 1013: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1013 der Kommission vom 30. März 

2017 über das in Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments 

und des Rates genannte Berichtsmuster (ABl. L 153 vom 16.6.2017, S. 28) 

 

22. 32022 R 1012: Delegierte Verordnung (EU) 2022/1012 der Kommission vom 7. April 2022 

zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des 

Rates hinsichtlich der Festlegung von Normen für das Dienstleistungsniveau und das 

Sicherheitsniveau von sicheren und gesicherten Parkflächen sowie der Verfahren für deren 

Zertifizierung (ABl. L 170 vom 28.6.2022, S. 27) 

 

23. 32014 R 0165: Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 4. Februar 2014 über Fahrtenschreiber im Straßenverkehr, zur Aufhebung der 

Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates über das Kontrollgerät im Straßenverkehr und zur 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr (ABl. L 60 vom 28.2.2014, 

S. 1), geändert durch: 

 

– 32020 R 1054: Verordnung (EU) 2020/1054 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Juli 2020 (ABl. L 249 vom 31.7.2020, S. 1) 
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Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Ungeachtet des Artikels 3 Absatz 1 und des Artikels 8 Absatz 1 Unterabsatz 3 und 

letzter Unterabsatz müssen spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens 

alle in Andorra zugelassenen Fahrzeuge, die in den Anwendungsbereich dieser 

Verordnung fallen und ausschließlich im innerstaatlichen Verkehr eingesetzt werden, 

mit einem digitalen Fahrtenschreiber ausgerüstet sein, der dieser Verordnung entspricht. 

 

b) In Anhang II Kapitel I Nummer 1 Buchstabe a wird das Verzeichnis der Kennzahlen 

oder Kennbuchstaben des Landes, das die Bauartengenehmigung erteilt hat, wie folgt 

ergänzt: 

 

„Andorra 41“. 

 

24. 32016 R 0068: Durchführungsverordnung (EU) 2016/68 der Kommission vom 21. Januar 

2016 über die für die Vernetzung der elektronischen Register von Fahrerkarten notwendigen 

gemeinsamen Verfahren und Spezifikationen (ABl. L 15 vom 22.1.2016, S. 51), geändert 

durch: 

 

– 32017 R 1503: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1503 der Kommission vom 

25. August 2017 (ABl. L 221 vom 26.8.2017, S. 10) 
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25. 32016 R 0799: Durchführungsverordnung (EU) 2016/799 der Kommission vom 18. März 

2016 zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Festlegung der Vorschriften über Bauart, Prüfung, Einbau, Betrieb und 

Reparatur von Fahrtenschreibern und ihren Komponenten (ABl. L 139 vom 26.5.2016, S. 1), 

berichtigt in ABl. L 146 vom 3.6.2016, S. 31, geändert durch: 

 

– 32018 R 0502: Durchführungsverordnung (EU) 2018/502 der Kommission vom 

28. Februar 2018 (ABl. L 85 vom 28.3.2018, S. 1) 

 

– 32020 R 0158: Durchführungsverordnung (EU) 2020/158 der Kommission vom 

5. Februar 2020 (ABl. L 34 vom 6.2.2020, S. 20) 

 

– 32021 R 1228: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1228 der Kommission vom 

16. Juli 2021 (ABl. L 273 vom 30.7.2021, S. 1), geändert durch: 

 

– 32023 R 0980: Durchführungsverordnung (EU) 2023/980 der Kommission vom 

16. Mai 2023 (ABl. L 134 vom 22.5.2023, S. 28) 

 

– 32023 R 0980: Durchführungsverordnung (EU) 2023/980 der Kommission vom 16. Mai 

2023 (ABl. L 134 vom 22.5.2023, S. 28) 

 



 

 

 

& /de 32 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) In Anhang 1C Abschnitt 4.1 wird nach der Tabelle über die Unterscheidungszeichen in 

der Anforderung 229) folgender Absatz angefügt: 

 

„das Unterscheidungszeichen Andorras, schwarz und in einem elliptischen Kreis“. Das 

Unterscheidungszeichen ist wie folgt: 

 

„Andorra AND“. 

 

b) In Anhang II Kapitel I Nummer 1 Buchstabe a wird das Verzeichnis der Kennzahlen 

oder Kennbuchstaben des Landes, das die Bauartengenehmigung erteilt hat, wie folgt 

ergänzt: 

 

„Andorra 41“. 

 

26. 32017R0548: Durchführungsverordnung (EU) 2017/548 der Kommission vom 23. März 2017 

zur Festlegung eines Musterformulars für die schriftliche Erklärung zu Entfernung oder 

Aufbrechen der Plombierung eines Fahrtenschreibers (ABl. L 79 vom 24.3.2017, S. 1) 
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27. 32006 L 0022: Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. März 2006 über Mindestbedingungen für die Durchführung der Verordnungen (EWG) 

Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 des Rates über Sozialvorschriften für Tätigkeiten im 

Kraftverkehr sowie zur Aufhebung der Richtlinie 88/599/EWG des Rates (ABl. L 102 vom 

11.4.2006, S. 35), geändert durch: 

 

– 32009 L 0004: Richtlinie 2009/4/EG der Kommission vom 23. Januar 2009 (ABl. L 21 

vom 24.1.2009, S. 39) 

 

– 32009 L 0005: Richtlinie 2009/5/EG der Kommission vom 30. Januar 2009 (ABl. L 29 

vom 31.1.2009, S. 45), berichtigt in ABl. L 256 vom 29.9.2009, S. 38 

 

– 32016 R 0403: Verordnung (EU) 2016/403 der Kommission vom 18. März 2016 (ABl. 

L 74 vom 19.3.2016, S. 8) 

 

– 32020 L 1057: Richtlinie (EU) 2020/1057 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. Juli 2020 (ABl. L 249 vom 31.7.2020, S. 49) 

 

28. 32007 D 0230: Entscheidung 2007/230/EG der Kommission vom 12. April 2007 über ein 

Formblatt betreffend die Sozialvorschriften für Tätigkeiten im Kraftverkehr (ABl. L 99 vom 

14.4.2007, S. 14), geändert durch: 

 

– 32009 D 0959: Beschluss der Kommission vom 14. Dezember 2009 (ABl. L 330 vom 

16.12.2009, S. 80) 
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29. 32022 R 0695: Durchführungsverordnung (EU) 2022/695 der Kommission vom 2. Mai 2022 

zur Festlegung von Regeln für die Anwendung der Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates hinsichtlich der gemeinsamen Formel für die Berechnung der 

Risikoeinstufung von Verkehrsunternehmen (ABl. L 129 vom 3.5.2022, S. 33) 

 

30. 32020 L 1057: Richtlinie (EU) 2020/1057 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Juli 2020 zur Festlegung besonderer Regeln im Zusammenhang mit der 

Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU für die Entsendung von Kraftfahrern im 

Straßenverkehrssektor und zur Änderung der Richtlinie 2006/22/EG bezüglich der 

Durchsetzungsanforderungen und der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABl. L 249 vom 

31.7.2020, S. 49) 

 

31. 32021 R 2179: Durchführungsverordnung (EU) 2021/2179 der Kommission vom 

9. Dezember 2021 zu den Funktionen der öffentlichen Schnittstelle des 

Binnenmarktinformationssystems für die Entsendung von Kraftfahrern im 

Straßenverkehrssektor (ABl. L 443 vom 10.12.2021, S. 68) 

 

32. 32002 L 0015: Richtlinie 2002/15/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. März 2002 zur Regelung der Arbeitszeit von Personen, die Fahrtätigkeiten im Bereich des 

Straßentransports ausüben (ABl. L 80 vom 23.3.2002, S. 35), berichtigt in ABl. L 57 vom 

24.2.2007, S. 28 

 

33. 32010 L 0035: Richtlinie 2010/35/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Juni 2010 über ortsbewegliche Druckgeräte und zur Aufhebung der Richtlinien des Rates 

76/767/EWG, 84/525/EWG, 84/526/EWG, 84/527/EWG und 1999/36/EG (ABl. L 165 vom 

30.6.2010, S. 1) 

 



 

 

 

& /de 35 

34. 32014 L 0045: Richtlinie 2014/45/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

3. April 2014 über die regelmäßige technische Überwachung von Kraftfahrzeugen und 

Kraftfahrzeuganhägern und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/40/EG (ABl. L 127 vom 

29.4.2014, S. 51), berichtigt in ABl. L 219 vom 22.8.2019, S. 25, geändert durch: 

 

– 32021 L 1717: Delegierte Richtlinie (EU) 2021/1717 der Kommission vom 9. Juli 2021 

(ABl. L 342 vom 27.9.2021, S. 48) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

Während der Aussetzung nach Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 gilt Artikel 8 

Absatz 3 der Richtlinie für die Anerkennung durch Andorra von Prüfbescheinigungen, die 

von einem EU-Mitgliedstaat ausgestellt wurden, wenn ein im Bescheinigungsstaat 

zugelassenes Fahrzeug in Andorra erneut zugelassen wird. 

 

35. 32021 R 0621: Durchführungsverordnung (EU) 2019/621 der Kommission vom 17. April 

2019 über die für die technische Überwachung in Bezug auf die zu prüfenden Positionen 

erforderlichen technischen Angaben sowie zur Anwendung der empfohlenen Prüfmethoden 

und zur Festlegung detaillierter Regelungen hinsichtlich des Datenformats und der Verfahren 

für den Zugang zu den einschlägigen technischen Angaben (ABl. L 108 vom 23.4.2019, S. 5) 
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Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

36. 32014 L 0047: Richtlinie 2014/47/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

3. April 2014 über die technische Unterwegskontrolle der Verkehrs- und Betriebssicherheit 

von Nutzfahrzeugen, die in der Union am Straßenverkehr teilnehmen, und zur Aufhebung der 

Richtlinie 2000/30/EG (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 134), berichtigt in ABl. L 197 vom 

4.7.2014, S. 87, und ABl. L 219 vom 22.8.2019, S. 77, geändert durch: 

 

– 32021 L 1716: Delegierte Richtlinie (EU) 2021/1716 der Kommission vom 29. Juni 

2021 (ABl. L 342 vom 27.9.2021, S. 45) 

 

37. 32017 R 2205: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2205 der Kommission vom 

29. November 2017 mit Durchführungsbestimmungen für das Verfahren zur Meldung von 

Nutzfahrzeugen mit erheblichen oder gefährlichen Mängeln, die bei einer technischen 

Unterwegskontrolle festgestellt wurden (ABl. L 314 vom 30.11.2017, S. 3) 
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38. 31992 L 0006: Richtlinie 92/6/EWG des Rates vom 10. Februar 1992 über Einbau und 

Benutzung von Geschwindigkeitsbegrenzern für bestimmte Kraftfahrzeugklassen in der 

Gemeinschaft (ABl. L 57 vom 2.3.1992, S. 27), geändert durch: 

 

– 32002 L 0085: Richtlinie 2002/85/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. November 2002 (ABl. L 327 vom 4.12.2002, S. 4) 

 

39. 31991 L 0671: Richtlinie 91/671/EWG des Rates vom 16. Dezember 1991 über die 

Gurtanlegepflicht und die Pflicht zur Benutzung von Kinderrückhalteeinrichtungen in 

Kraftfahrzeugen (ABl. L 373 vom 31.12.1991, S. 26), geändert durch: 

 

– 32003 L 0020: Richtlinie 2003/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

8. April 2003 (ABl. L 115 vom 9.5.2003, S. 63) 

 

– 32014 L 0037: Durchführungsrichtlinie 2014/37/EU der Kommission vom 27. Februar 

2014 (ABl. L 59 vom 28.2.2014, S. 32) 

 

40. 32007 L 0038: Richtlinie 2007/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Juli 2007 über die Nachrüstung von in der Gemeinschaft zugelassenen schweren 

Lastkraftwagen mit Spiegeln (ABl. L 184 vom 14.7.2007, S. 25) 
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41. 31999 L 0037: Richtlinie 1999/37/EG des Rates vom 29. April 1999 über 

Zulassungsdokumente für Fahrzeuge (ABl. L 138 vom 1.6.1999, S. 57), geändert durch: 

 

– 32003 L 0127: Richtlinie 2003/127/EG der Kommission vom 23. Dezember 2003 (ABl. 

L 10 vom 16.1.2004, S. 29) 

 

– 32006 L 0103: Richtlinie 2006/103/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. L 363 

vom 20.12.2006, S. 344) 

 

– 32013 L 0022: Richtlinie 2013/22/EU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. L 158 vom 

10.6.2013, S. 356) 

 

– 32014 L 0046: Richtlinie 2014/46/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

3. April 2014 (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 129) 

 

– 32022 L 0362: Richtlinie (EU) 2022/362 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 24. Februar 2022 (ABl. L 69 vom 4.3.2022, S. 1) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 
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Andorra stellt Zulassungsbescheinigungen nach dem Muster in Anhang I der Richtlinie oder 

nach den Mustern in den Anhängen I und II der Richtlinie aus, die wie folgt angepasst 

werden: 

 

a) In Anhang I Ziffer II.4 zweiter Gedankenstrich wird Folgendes angefügt: 

 

1. „AND: Andorra“. 

 

b) In Anhang I Ziffer II.4 vierter Gedankenstrich werden die Worte „übrigen Sprachen der 

Europäischen Gemeinschaften“ durch die Worte „Sprachen der EU und Andorras“ 

ersetzt. 

 

c) In Anhang II Ziffer II.4 zweiter Gedankenstrich wird Folgendes angefügt: 

 

1. „AND: Andorra“. 

 

d) In Anhang II Ziffer II.4 vierter Gedankenstrich werden die Worte „übrigen Sprachen 

der Europäischen Gemeinschaften“ durch die Worte „Sprachen der EU und Andorras“ 

ersetzt. 

 

e) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in 

Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab 

dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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Während der Aussetzung nach Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 gelten die 

Artikel 4 und 5 dieser Richtlinie für Zulassungsbescheinigungen, die von einem EU-

Mitgliedstaat im Hinblick auf die Identifizierung des Fahrzeugs im 

grenzüberschreitenden Straßenverkehr im Hoheitsgebiet Andorras oder dessen erneute 

Zulassung in Andorra ausgestellt werden. 

 

42. 32006 L 0001: Richtlinie 2006/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. Januar 2006 über die Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im 

Güterkraftverkehr (ABl. L 33 vom 4.2.2006, S. 82), geändert durch: 

 

– 32022 L 0738: Richtlinie (EU) 2022/738 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 6. April 2022 (ABl. L 137 vom 16.5.2022, S. 1) 

 

43. 31998 R 2411: Verordnung (EG) Nr. 2411/98 des Rates vom 3. November 1998 über die 

Anerkennung des Unterscheidungszeichens des Zulassungsmitgliedstaats von 

Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern im innergemeinschaftlichen Verkehr (ABl. 

L 299 vom 10.11.1998, S. 1) 

 

44. 32022 L 2561: Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Dezember 2022 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter 

Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr (ABl. L 330 vom 23.12.2022, S. 46) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 
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a) In Artikel 9 wird folgender Absatz angefügt: 

 

„Fahrer im Sinne des Artikels 1, die ihren ordentlichen Wohnsitz in Andorra haben und 

dort arbeiten, haben alternativ das Recht, die Grundqualifikation nach Artikel 5 zu 

erwerben und eine Weiterbildung gemäß Artikel 7 in einem EU-Mitgliedstaat zu 

durchlaufen, sofern die dort vorgesehene Weiterbildung dieser Richtlinie in vollem 

Umfang entspricht.“ 

 

b) In Anhang II wird unter Nummer 2 Buchstabe c betreffend Seite 1 des Nachweises nach 

dem Eintrag für Schweden Folgendes angefügt: 

 

„das Unterscheidungszeichen Andorras, in einem elliptischen Kreis gemäß Artikel 37 

des UN-Übereinkommens über den Straßenverkehr vom 8. November 1968 (mit 

demselben Hintergrund wie der Nachweis); das Unterscheidungszeichen ist wie folgt: 

 

AND Andorra“ 

 

c) In Anhang II Nummer 2 Buchstabe e in Bezug auf Seite 1 des Nachweises werden die 

Worte „Modell der Europäischen Union“ durch die Worte „Dem EU-Modell 

entsprechendes Modell“ ersetzt. 

 

d) Hinsichtlich Anhang II Nummer 2 Buchstabe e verwendet Andorra für Seite 1 des 

Nachweises seine Amtssprache. 

 

e) Anhang II Nummer 2 Buchstabe f betreffend Seite 1 des Nachweises ist nicht auf 

Andorra anwendbar. 
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45. 32006 L 0126: Richtlinie 2006/126/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Dezember 2006 über den Führerschein (Neufassung) (ABl. L 403 vom 30.12.2006, S. 18), 

geändert durch: 

 

– 32009 L 0113: Richtlinie 2009/113/EG der Kommission vom 25. August 2009 (ABl. 

L 223 vom 26.8.2009, S. 31) 

 

– 32011 L 0094: Richtlinie 2011/94/EU der Kommission vom 28. November 2011 (ABl. 

L 314 vom 29.11.2011, S. 31) 

 

– 32012 L 0036: Richtlinie 2012/36/EU der Kommission vom 19. November 2012 (ABl. 

L 321 vom 20.11.2012, S. 54), berichtigt in ABl. L 81 vom 28.3.2017, S. 20 

 

– 32013 L 0022: Richtlinie 2013/22/EU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. L 158 vom 

10.6.2013, S. 356) 

 

– 32013 L 0047: Richtlinie 2013/47/EU der Kommission vom 2. Oktober 2013 (ABl. 

L 261 vom 3.10.2013, S. 29) 

 

– 32014 L 0085: Richtlinie 2014/85/EU der Kommission vom 1. Juli 2014 (ABl. L 194 

vom 2.7.2014, S. 10) 

 

– 32015 L 0653: Richtlinie (EU) 2015/653 der Kommission vom 24. April 2015 (ABl. 

L 107 vom 25.4.2015, S. 68), berichtigt in ABl. L 89 vom 1.4.2017, S. 18 
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– 32016 L 1106: Richtlinie (EU) 2016/1106 der Kommission vom 7. Juli 2016 zur 

Änderung der Richtlinie 2006/126/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über 

den Führerschein (ABl. L 183 vom 8.7.2016, S. 59) 

 

– 32018 L 0645: Richtlinie (EU) 2018/645 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 18. April 2018 (ABl. L 112 vom 2.5.2018, S. 29) 

 

– 32018 L 0933: Richtlinie (EU) 2018/933 der Kommission vom 29. Juni 2018 (ABl. 

L 165 vom 2.7.2018, S. 35) 

 

– 32020 L 0612: Richtlinie (EU) 2020/612 der Kommission vom 4. Mai 2020 (ABl. 

L 141 vom 5.5.2020, S. 9) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Artikel 1 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

 

„Die Führerscheine Andorras enthalten folgendes Unterscheidungszeichen: ‚AND 

(Andorra)'.“ 
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b) In Anhang I Nummer 3 erhält der einleitende Satz unter Buchstabe c betreffend Seite 1 

des Führerscheins folgende Fassung: 

 

„das Unterscheidungszeichen Andorras, in einem elliptischen Kreis gemäß Artikel 37 

des UN-Übereinkommens über den Straßenverkehr vom 8. November 1968 (mit 

demselben Hintergrund wie der Führerschein); das Unterscheidungszeichen ist wie 

folgt:“ 

 

c) In Anhang I Nummer 3 wird unter Buchstabe c betreffend Seite 1 des Führerscheins 

Folgendes angefügt: 

 

„AND: Andorra“. 

 

d) In Anhang I Nummer 3 Buchstabe e betreffend Seite 1 des Führerscheins werden die 

Worte „Modell der Europäischen Union“ durch „Dem EU-Modell entsprechendes 

Modell“ ersetzt. 

 

e) Anhang I Nummer 3 Buchstabe f betreffend Seite 1 des Führerscheins findet für 

Andorra keine Anwendung. 

 



 

 

 

& /de 45 

46. 32012 R 0383: Verordnung (EU) Nr. 383/2012 der Kommission vom 4. Mai 2012 zur 

Festlegung technischer Anforderungen in Bezug auf Führerscheine, die ein Speichermedium 

(einen Mikrochip) enthalten (ABl. L 120 vom 5.5.2012, S. 1), geändert durch: 

 

– 32014 R 0575: Verordnung (EU) Nr. 575/2014 der Kommission vom 27. Mai 2014 

(ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 47) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) In Anhang III Nummer III.4.2 wird unter Buchstabe a bei den Kennziffern Folgendes 

angefügt: 

 

– „41. für Andorra“. 

 

b) Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Während 

der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 stellt Andorra keine 

Führerscheine mit Mikrochip nach anderen als den in der Verordnung (EU) 

Nr. 383/2012 der Kommission festgelegten nationalen Vorschriften aus. 

 

47. 32016 D 1945: Beschluss (EU) 2016/1945 der Kommission vom 14. Oktober 2016 über 

Äquivalenzen zwischen Führerscheinklassen (ABl. L 302 vom 9.11.2016, S. 62) 
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48. 32015 L 0413: Richtlinie (EU) 2015/413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. März 2015 zur Erleichterung des grenzüberschreitenden Austauschs von Informationen 

über die Straßenverkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte (ABl. L 68 vom 13.3.2015, 

S. 9) 

 

49. 32008 L 0068: Richtlinie 2008/68/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

24. September 2008 über die Beförderung gefährlicher Güter im Binnenland (ABl. L 260 vom 

30.9.2008, S. 13), geändert durch: 

 

– 32009 D 0240: Entscheidung 2009/240/EG der Kommission vom 4. März 2009 (ABl. 

L 71 vom 17.3.2009, S. 23) 

 

– 32010 D 0187: Beschluss 2010/187/EU der Kommission vom 25. März 2010 (ABl. 

L 83 vom 30.3.2010, S. 24) 

 

– 32010 L 0061: Richtlinie 2010/61/EU der Kommission vom 2. September 2010 (ABl. 

L 233 vom 3.9.2010, S. 27) 

 

– 32011 D 0026: Beschluss 2011/26/EU der Kommission vom 14. Januar 2011 (ABl. 

L 13 vom 18.1.2011, S. 64) 

 

– 32012 L 0045: Richtlinie 2012/45/EU der Kommission vom 3. Dezember 2012 (ABl. 

L 332 vom 4.12.2012, S. 18) 
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– 32014 L 0103: Richtlinie 2014/103/EU der Kommission vom 21. November 2014 (ABl. 

L 335 vom 22.11.2014, S. 15) 

 

– 32015 D 0217: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/217 der Kommission vom 10. April 

2014 (ABl. L 44 vom 18.2.2015, S. 1) 

 

– 32015 D 0974: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/974 der Kommission vom 17. Juni 

2015 (ABl. L 157 vom 23.6.2015, S. 53) 

 

– 32016 D 0629: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/629 der Kommission vom 20. April 

2016 (ABl. L 106 vom 22.4.2016, S. 26) 

 

– 32016 L 2309: Richtlinie (EU) 2016/2309 der Kommission vom 16. Dezember 2016 

(ABl. L 345 vom 20.12.2016, S. 48) 

 

– 32017 D 0695: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/695 der Kommission vom 7. April 

2017 (ABl. L 101 vom 13.4.2017, S. 37) 

 

– 32018 L 0217: Richtlinie (EU) 2018/217 der Kommission vom 31. Januar 2018 (ABl. 

L 42 vom 15.2.2018, S. 52) 

 

– 32018 D 0936: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/936 der Kommission vom 29. Juni 

2018 (ABl. L 165 vom 2.7.2018, S. 42) 
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– 32018 L 1846: Richtlinie (EU) 2018/1846 der Kommission vom 23. November 2018 

(ABl. L 299 vom 26.11.2018, S. 58) 

 

– 32019 D 1094: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1094 der Kommission vom 17. Juni 

2019 (ABl. L 173 vom 27.6.2019, S. 52) 

 

– 32020 L 1833: Delegierte Richtlinie (EU) 2020/1833 der Kommission vom 2. Oktober 

2020 (ABl. L 408 vom 4.12.2020, S. 1) 

 

– 32020 D 1241: Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1241 der Kommission vom 

28. August 2020 (ABl. L 284 vom 1.9.2020, S. 9) 

 

– 32022 D 1095: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/1095 der Kommission vom 29. Juni 

2022 (ABl. L 176 vom 1.7.2022, S. 33) 

 

– 32022 L 2407: Delegierte Richtlinie (EU) 2022/2407 der Kommission vom 

20. September 2022 (ABl. L 317 vom 9.12.2022, S. 64) 

 

50. 32022 L 1999: Richtlinie (EU) 2022/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. Oktober 2022 über einheitliche Verfahren für die Kontrolle von Gefahrguttransporten auf 

der Straße (kodifizierter Text) (ABl. L 274 vom 24.10.2022, S. 1) 
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51. 32004 L 0054: Richtlinie 2004/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2004 über Mindestanforderungen an die Sicherheit von Tunneln im 

transeuropäischen Straßennetz (ABl. L 201 vom 7.6.2004, S. 56), berichtigt in ABl. L 201 

vom 7.6.2004, S. 56 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Während der 

Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau 

von Tunneln mit einer Länge von mehr als 500 m nach anderen als den in dieser Richtlinie 

festgelegten nationalen Vorschriften in seinem Hoheitsgebiet nicht und wendet die 

Bestimmungen dieser Richtlinie auf die betreffenden Tunnel an. 

 

52. 32008 L 0096: Richtlinie 2008/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. November 2008 über ein Sicherheitsmanagement für die Straßenverkehrsinfrastruktur 

(ABl. L 319 vom 29.11.2008, S. 59), geändert durch: 

 

– 32019 L 1936: Richtlinie (EU) 2019/1936 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. Oktober 2019 (ABl. L 305 vom 26.11.2019, S. 1) 
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53. 31996 L 0053: Richtlinie 96/53/EG des Rates vom 25. Juli 1996 zur Festlegung der 

höchstzulässigen Abmessungen für bestimmte Straßenfahrzeuge im innerstaatlichen und 

grenzüberschreitenden Verkehr in der Gemeinschaft sowie zur Festlegung der 

höchstzulässigen Gewichte im grenzüberschreitenden Verkehr (ABl. L 235 vom 17.9.1996, 

S. 59), geändert durch: 

 

– 32002 L 0007: Richtlinie 2002/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. Februar 2002 (ABl. L 67 vom 9.3.2002, S. 47) 

 

– 32015 L 0719: Richtlinie (EU) 2015/719 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 29. April 2015 (ABl. L 115 vom 6.5.2015, S. 1), berichtigt in ABl. L 277 vom 

27.10.2022, S. 314 

 

– 32019 D 0984: Beschluss (EU) 2019/984 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 5. Juni 2019 (ABl. L 164 vom 20.6.2019, S. 30) 

 

– 32019 R 1242: Verordnung (EU) 2019/1242 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 202) 

 

54. 32019 R 1213: Durchführungsverordnung (EU) 2019/1213 der Kommission vom 12. Juli 

2019 zur näheren Regelung der Sicherstellung einheitlicher Bedingungen für die 

Verwirklichung der Interoperabilität und Kompatibilität bordeigener Wiegesysteme nach der 

Richtlinie 96/53/EG des Rates (ABl. L 192 vom 18.7.2019, S. 1) 
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55. 31989 L 0459: Richtlinie 89/459/EWG des Rates vom 18. Juli 1989 zur Angleichung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Profiltiefe der Reifen an bestimmten Klassen 

von Kraftfahrzeugen und deren Anhängern (ABl. L 226 vom 3.8.1989, S. 4) 

 

 

KAPITEL 3 

 

SCHIENENVERKEHR 

 

Die Bestimmungen der folgenden in diesem Kapitel aufgeführten EU-Rechtsakte gelten für die 

Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen gilt für 

 

(i) die Richtlinie 2012/34/EU mit Ausnahme von Kapitel I (Artikel 1–3), Kapitel III 

(Artikel 16–25) und Kapitel V (Artikel 58–67) der Richtlinie 2012/34/EU; 

 

ii) die nachstehend unter den Nummern 3 bis 56 aufgeführten Rechtsakte der EU. 

 

b) Während des Aussetzungszeitraums nach Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 gilt: 

 

i) Andorra genehmigt den Aufbau oder die Inbetriebnahme eines Eisenbahnsystems, das 

in den Anwendungsbereich dieser Rechtsakte fällt, in seinem Hoheitsgebiet nicht. 
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ii) Andorra genehmigt weder die Einrichtung einer Genehmigungsbehörde oder von 

Ausbildungszentren noch die Einführung von Bedingungen und Verfahren für die 

Zertifizierung von Triebfahrzeugführern, die Lokomotiven und Züge im 

Eisenbahnsystem führen, nach anderen nationalen Vorschriften als denjenigen, die in 

den nachstehend unter den Nummern 19 bis 22 aufgeführten EU-Rechtsakten festgelegt 

sind. 

 

iii) Andorra genehmigt nicht das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme von 

Eisenbahnausrüstung für den Entwurf, den Bau, die Umrüstung, die Erneuerung, den 

Betrieb und die Instandhaltung dieser Ausrüstung nach anderen nationalen Vorschriften 

als denen, die in den nachstehend unter den Nummern 23 bis 44 aufgeführten EU-

Rechtsakten festgelegt sind. 

 

1. 31960 R 0011: Verordnung Nr. 11 über die Beseitigung von Diskriminierungen auf dem 

Gebiet der Frachten und Beförderungsbedingungen gemäß Artikel 79 Absatz (3) des 

Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (ABl. 52 vom 16.8.1960, 

S. 1121), geändert durch: 

 

– 31984 R 3626: Verordnung (EWG) Nr. 3626/84 des Rates vom 19. Dezember 1984 

(ABl. L 335 vom 22.12.1984, S. 4) 

 

– 32008 R 0569: Verordnung (EG) Nr. 569/2008 des Rates vom 12. Juni 2008 (ABl. 

L 161 vom 20.6.2008, S. 1) 

 

2. 32012 L 0034: Richtlinie 2012/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

21. November 2012 zur Schaffung eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums (ABl. 

L 343 vom 14.12.2012, S. 32), berichtigt in ABl. L 67 vom 12.3.2015, S. 32, geändert durch: 

 

– 32016 L 2370: Richtlinie (EU) 2016/2370 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. Dezember 2016 (ABl. L 352 vom 23.12.2016, S. 1) 
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– 32017 D 2075: Delegierter Beschluss (EU) 2017/2075 der Kommission vom 

4. September 2017 (ABl. L 295 vom 14.11.2017, S. 69) 

 

3. 32015 R 0010: Durchführungsverordnung (EU) 2015/10 der Kommission vom 6. Januar 2015 

über Kriterien für Antragsteller hinsichtlich der Zuweisung von Eisenbahn-Fahrwegkapazität 

und zur Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 870/2014 (ABl. L 3 vom 

7.1.2015, S. 34) 

 

4. 32015 R 0171: Durchführungsverordnung (EU) 2015/171 der Kommission vom 4. Februar 

2015 über bestimmte Aspekte des Verfahrens der Genehmigung von Eisenbahnunternehmen 

(ABl. L 29 vom 5.2.2015, S. 3) 

 

5. 32015 R 0429: Durchführungsverordnung (EU) 2015/429 der Kommission vom 13. März 

2015 zur Festlegung der Modalitäten für die Anlastung der Kosten von Lärmauswirkungen 

(ABl. L 70 vom 14.3.2015, S. 36) 

 

6. 32015 R 0909: Durchführungsverordnung (EU) 2015/909 der Kommission vom 12. Juni 2015 

über die Modalitäten für die Berechnung der Kosten, die unmittelbar aufgrund des 

Zugbetriebs anfallen (ABl. L 148 vom 13.6.2015, S. 17) 

 

7. 32015 R 1100: Durchführungsverordnung (EU) 2015/1100 der Kommission vom 7. Juli 2015 

über die Berichtspflichten der Mitgliedstaaten im Rahmen der Überwachung des 

Schienenverkehrsmarkts (ABl. L 181 vom 9.7.2015, S. 1) 
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8. 32016 R 0545: Durchführungsverordnung (EU) 2016/545 der Kommission vom 7. April 2016 

über Verfahren und Kriterien in Bezug auf Rahmenverträge für die Zuweisung von 

Fahrwegkapazität (ABl. L 94 vom 8.4.2016, S. 1) 

 

9. 32017 R 2177: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2177 der Kommission vom 

22. November 2017 über den Zugang zu Serviceeinrichtungen und 

schienenverkehrsbezogenen Leistungen (ABl. L 307 vom 23.11.2017, S. 1) 

 

10. 32018 R 1795: Durchführungsverordnung (EU) 2018/1795 der Kommission vom 

20. November 2018 zur Festlegung des Verfahrens und der Kriterien für die Durchführung 

der Prüfung des wirtschaftlichen Gleichgewichts gemäß Artikel 11 der Richtlinie 2012/34/EU 

des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 294 vom 21.11.2018, S. 5) 

 

11. 32010 R 0913: Verordnung (EU) Nr. 913/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 22. September 2010 zur Schaffung eines europäischen Schienennetzes für einen 

wettbewerbsfähigen Güterverkehr (ABl. L 276 vom 20.10.2010, S. 22), geändert durch: 

 

– 32013 R 1316: Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Dezember 2013 (ABl. L 348 vom 20.12.2013, S. 129) 

 

12. 32015 D 1111: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/1111 der Kommission vom 7. Juli 2015 

über die Vereinbarkeit des von den beteiligten Mitgliedstaaten vorgelegten gemeinsamen 

Vorschlags zur Verlängerung des Nord-Ostsee-Schienengüterverkehrskorridors mit Artikel 5 

der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Schaffung eines europäischen Schienennetzes für einen wettbewerbsfähigen Güterverkehr 

(ABl. L 181 vom 9.7.2015, S. 82) 
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13. 32017 D 0177: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/177 der Kommission vom 31. Januar 

2017 über die Vereinbarkeit des gemeinsamen Vorschlags zur Schaffung des 

Schienengüterverkehrskorridors „Amber“ mit Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 

des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 28 vom 2.2.2017, S. 69) 

 

14. 32017 D 0178: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/178 der Kommission vom 31. Januar 

2017 zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2015/1111 über die Vereinbarkeit 

des von den beteiligten Mitgliedstaaten vorgelegten gemeinsamen Vorschlags zur 

Verlängerung des Nord-Ostsee-Schienengüterverkehrskorridors mit Artikel 5 der Verordnung 

(EU) Nr. 913/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines 

europäischen Schienennetzes für einen wettbewerbsfähigen Güterverkehr (ABl. L 28 vom 

2.2.2017, S. 71) 

 

15. 32018 D 0300: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/300 der Kommission vom 11. Januar 

2018 über die Vereinbarkeit des von den beteiligten Mitgliedstaaten vorgelegten 

gemeinsamen Vorschlags einer Verlängerung des Atlantik-Schienengüterverkehrskorridors 

mit Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(ABl. L 56 vom 28.2.2018, S. 60) 

 

16. 32018 D 0491: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/491 der Kommission vom 21. März 2018 

über die Vereinbarkeit des von den beteiligten Mitgliedstaaten vorgelegten gemeinsamen 

Vorschlags einer Verlängerung des Nordsee-Mittelmeer-Schienengüterverkehrskorridors mit 

Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(ABl. L 81 vom 23.3.2018, S. 23) 
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17. 32018 D 0500: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/500 der Kommission vom 22. März 2018 

zur Vereinbarkeit des Vorschlags zur Einrichtung des Schienengüterverkehrskorridors Alpen–

Westbalkan mit Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 des Europäischen Parlaments 

und des Rates (ABl. L 82 vom 26.3.2018, S. 13) 

 

18. 32020 D 2168: Durchführungsbeschluss (EU) 2020/2168 der Kommission vom 17. Dezember 

2020 über die Vereinbarkeit des von den beteiligten Mitgliedstaaten vorgelegten 

gemeinsamen Vorschlags zur Verlängerung des Nord-Ostsee-Schienengüterverkehrskorridors 

mit Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 

zur Schaffung eines europäischen Schienennetzes für einen wettbewerbsfähigen Güterverkehr 

(ABl. L 431 vom 21.12.2020, S. 72) 

 

19. 32007 L 0059: Richtlinie 2007/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Oktober 2007 über die Zertifizierung von Triebfahrzeugführern, die Lokomotiven und 

Züge im Eisenbahnsystem in der Gemeinschaft führen (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 51), 

geändert durch: 

 

– 32014 L 0082: Richtlinie 2014/82/EU der Kommission vom 24. Juni 2014 (ABl. L 184 

vom 25.6.2014, S. 11) 

 

– 32016 L 0882: Richtlinie (EU) 2016/882 der Kommission vom 1. Juni 2016 (ABl. 

L 146 vom 3.6.2016, S. 22) 
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– 32019 R 0554: Verordnung (EU) 2019/554 der Kommission vom 5. April 2019 (ABl. 

L 97 vom 8.4.2019, S. 1) 

 

20. 32010 R 0036: Verordnung (EU) Nr. 36/2010 der Kommission vom 3. Dezember 2009 über 

Gemeinschaftsmodelle für die Fahrerlaubnis der Triebfahrzeugführer, 

Zusatzbescheinigungen, beglaubigte Kopien von Zusatzbescheinigungen und Formulare für 

den Antrag auf Erteilung einer Fahrerlaubnis für Triebfahrzeugführer gemäß der 

Richtlinie 2007/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 13 vom 

19.1.2010, S. 1), berichtigt in ABl. L 286 vom 4.11.2010, S. 22, geändert durch: 

 

– 32013 R 0519: Verordnung (EU) Nr. 519/2013 der Kommission vom 21. Februar 2013 

(ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 74) 

 

21. 32010 D 0017: Entscheidung 2010/17/EG der Kommission vom 29. Oktober 2009 zur 

Festlegung der Eckdaten der Register der Fahrerlaubnisse und Zusatzbescheinigungen für 

Triebfahrzeugführer gemäß Richtlinie 2007/59/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 8 vom 13.1.2010, S. 17) 

 

22. 32011 D 0765: Beschluss 2011/765/EU der Kommission vom 22. November 2011 zu den 

Kriterien der Anerkennung von Ausbildungseinrichtungen, die an der Ausbildung von 

Triebfahrzeugführern beteiligt sind, den Kriterien der Anerkennung von Triebfahrzeugführer-

Prüfern und den Kriterien für die Organisation von Prüfungen gemäß der 

Richtlinie 2007/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 314 vom 

29.11.2011, S. 36) 
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23. 32016 L 0797: Richtlinie (EU) 2016/797 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Mai 2016 über die Interoperabilität des Eisenbahnsystems in der Europäischen Union 

(Neufassung) (ABl. L 138 vom 26.5.2016, S. 44), geändert durch: 

 

– 32020 L 0700: Richtlinie (EU) 2020/700 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. Mai 2020 (ABl. L 165 vom 27.5.2020, S. 27) 

 

24. 32017 D 1474: Delegierter Beschluss (EU) 2017/1474 der Kommission vom 8. Juni 2017 zur 

Ergänzung der Richtlinie (EU) 2016/797 des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf spezifische Ziele für die Ausarbeitung, Annahme und Überarbeitung der 

Technischen Spezifikationen für die Interoperabilität (ABl. L 210 vom 15.8.2017, S. 5) 

 

25. 32018 R 0545: Durchführungsverordnung (EU) 2018/545 der Kommission vom 4. April 2018 

über die praktischen Modalitäten für die Genehmigung für das Inverkehrbringen von 

Schienenfahrzeugen und die Genehmigung von Schienenfahrzeugtypen gemäß der Richtlinie 

(EU) 2016/797 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 90 vom 6.4.2018, S. 66) 

 

26. 32018 D 1614: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1614 der Kommission vom 25. Oktober 

2018 zur Festlegung der Spezifikationen für die Fahrzeugeinstellungsregister nach Artikel 47 

der Richtlinie (EU) 2016/797 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur 

Änderung und Aufhebung der Entscheidung 2007/756/EG der Kommission (ABl. L 268 vom 

26.10.2018, S. 53) 
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27. 32019 R 0250: Durchführungsverordnung (EU) 2019/250 der Kommission vom 12. Februar 

2019 über die Muster der EG-Erklärungen und -Bescheinigungen für Eisenbahn-

Interoperabilitätskomponenten und -Teilsysteme, das Muster der Typenkonformitätserklärung 

für Schienenfahrzeuge und über die EG-Prüfverfahren für Teilsysteme gemäß der Richtlinie 

(EU) 2016/797 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der 

Verordnung (EU) Nr. 201/2011 der Kommission (ABl. L 42 vom 13.2.2019, S. 9) 

 

28. 32019 R 0776: Durchführungsverordnung (EU) 2019/776 der Kommission vom 16. Mai 2019 

zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 321/2013, (EU) Nr. 1299/2014, (EU) 

Nr. 1301/2014, (EU) Nr. 1302/2014, (EU) Nr. 1303/2014 und (EU) 2016/919 der 

Kommission sowie des Durchführungsbeschlusses 2011/665/EU der Kommission im 

Hinblick auf die Angleichung an die Richtlinie (EU) 2016/797 des Europäischen Parlaments 

und des Rates und Umsetzung der in dem Delegierten Beschluss (EU) 2017/1474 der 

Kommission festgelegten spezifischen Ziele (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 108) 

 

29. 32009 D 0965: Entscheidung 2009/965/EG der Kommission vom 30. November 2009 über 

das Referenzdokument gemäß Artikel 27 Absatz 4 der Richtlinie 2008/57/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates über die Interoperabilität des Eisenbahnsystems in 

der Gemeinschaft (ABl. L 341 vom 22.12.2009, S. 1), geändert durch: 

 

– 32015 D 2299: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/2299 der Kommission vom 

17. November 2015 (ABl. L 324 vom 10.12.2015, S. 15) 
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30. 32014 R 1299: Verordnung (EU) Nr. 1299/2014 der Kommission vom 18. November 2014 

über die technische Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems „Infrastruktur“ des 

Eisenbahnsystems in der Europäischen Union (ABl. L 356 vom 12.12.2014, S. 1), geändert 

durch: 

 

– 32019 R 0776: Durchführungsverordnung (EU) 2019/776 der Kommission vom 16. Mai 

2019 (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 108) 

 

31. 32014 R 1300: Verordnung (EU) Nr. 1300/2014 der Kommission vom 18. November 2014 

über die technischen Spezifikationen für die Interoperabilität bezüglich der Zugänglichkeit 

des Eisenbahnsystems der Union für Menschen mit Behinderungen und Menschen mit 

eingeschränkter Mobilität (ABl. L 356 vom 12.12.2014, S. 110), geändert durch: 

 

– 32019 R 0772: Durchführungsverordnung (EU) 2019/772 der Kommission vom 16. Mai 

2019 (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 1) 

 

– 32022 R 0721: Durchführungsverordnung (EU) 2022/721 der Kommission vom 10. Mai 

2022 (ABl. L 134 vom 11.5.2022, S. 14) 

 

– 32023 R 0062: Durchführungsverordnung (EU) 2023/62 der Kommission vom 5. Januar 

2023 (ABl. L 5 vom 6.1.2023, S. 31) 

 



 

 

 

& /de 61 

32. 32014 R 1301: Verordnung (EU) Nr. 1301/2014 der Kommission vom 18. November 2014 

über die technische Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems „Energie“ des 

Eisenbahnsystems in der Europäischen Union (ABl. L 356 vom 12.12.2014, S. 179), 

berichtigt in ABl. L 13 vom 20.1.2015, S. 13, geändert durch: 

 

– 32018 R 0868: Durchführungsverordnung (EU) 2018/868 der Kommission vom 

13. Juni 2018 (ABl. L 149 vom 14.6.2018, S. 16) 

 

– 32019 R 0776: Durchführungsverordnung (EU) 2019/776 der Kommission vom 16. Mai 

2019 (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 108) 

 

33. 32014 R 1302: Verordnung (EU) Nr. 1302/2014 der Kommission vom 18. November 2014 

über eine technische Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems „Fahrzeuge — 

Lokomotiven und Personenwagen“ des Eisenbahnsystems in der Europäischen Union (ABl. 

L 356 vom 12.12.2014, S. 228), berichtigt in ABl. L 10 vom 16.1.2015, S. 45, geändert durch: 

 

– 32016 R 0919: Verordnung (EU) 2016/919 der Kommission vom 27. Mai 2016 (ABl. 

L 158 vom 15.6.2016, S. 1) 

 

– 32018 R 0868: Durchführungsverordnung (EU) 2018/868 der Kommission vom 

13. Juni 2018 (ABl. L 149 vom 14.6.2018, S. 16) 
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– 32019 R 0776: Durchführungsverordnung (EU) 2019/776 der Kommission vom 16. Mai 

2019 (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 108) 

 

– 32020 R 0387: Durchführungsverordnung (EU) 2020/387 der Kommission vom 9. März 

2020 (ABl. L 73 vom 10.3.2020, S. 6) 

 

34. 32014 R 1303: Verordnung (EU) Nr. 1303/2014 der Kommission vom 18. November 2014 

über die technische Spezifikation für die Interoperabilität bezüglich der „Sicherheit in 

Eisenbahntunneln“ im Eisenbahnsystem der Europäischen Union (ABl. L 356 vom 

12.12.2014, S. 394), geändert durch: 

 

– 32016 R 0912: Verordnung (EU) 2016/912 der Kommission vom 9. Juni 2016 (ABl. 

L 153 vom 10.6.2016, S. 28) 

 

– 32019 R 0776: Durchführungsverordnung (EU) 2019/776 der Kommission vom 16. Mai 

2019 (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 108) 

 

35. 32014 R 1304: Verordnung (EU) Nr. 1304/2014 der Kommission vom 26. November 2014 

über die technische Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems „Fahrzeuge — 

Lärm“ sowie zur Änderung der Entscheidung 2008/232/EG und Aufhebung des Beschlusses 

2011/229/EU (ABl. L 356 vom 12.12.2014, S. 421), geändert durch: 

 

– 32019 R 0774: Durchführungsverordnung (EU) 2019/774 der Kommission vom 16. Mai 

2019 (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 89) 
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36. 32014 R 1305: Verordnung (EU) Nr. 1305/2014 der Kommission vom 11. Dezember 2014 

über die technische Spezifikation für die Interoperabilität zum Teilsystem 

„Telematikanwendungen für den Güterverkehr“ des Eisenbahnsystems in der Europäischen 

Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 62/2006 der Kommission (ABl. L 356 

vom 12.12.2014, S. 438), geändert durch: 

 

– 32018 R 0278: Durchführungsverordnung (EU) 2018/278 der Kommission vom 

23. Februar 2018 (ABl. L 54 vom 24.2.2018, S. 11) 

 

– 32019 R 0778: Durchführungsverordnung (EU) 2019/778 der Kommission vom 16. Mai 

2019 (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 356) 

 

– 32021 R 0541: Durchführungsverordnung (EU) 2021/541 der Kommission vom 

26. März 2021 (ABl. L 108 vom 29.3.2021, S. 19) 

 

37. 32011 D 0665: Durchführungsbeschluss 2011/665/EU der Kommission vom 4. Oktober 2011 

über das Europäische Register genehmigter Schienenfahrzeugtypen (ABl. L 264 vom 

8.10.2011, S. 32), geändert durch: 

 

– 32019 R 0776: Durchführungsverordnung (EU) 2019/776 der Kommission vom 16. Mai 

2019 (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 108) 

 

– 32021 D 0701: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/701 der Kommission vom 27. April 

2021 (ABl. L 145 vom 28.4.2021, S. 37) 
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38. 32019 R 0773: Durchführungsverordnung (EU) 2019/773 der Kommission vom 16. Mai 2019 

über die technische Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems „Verkehrsbetrieb 

und Verkehrssteuerung“ des Eisenbahnsystems in der Europäischen Union und zur 

Aufhebung des Beschlusses 2012/757/EU (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 5) 

 

– 32020 R 0778: Durchführungsverordnung (EU) 2020/778 der Kommission vom 

12. Juni 2020 (ABl. L 188 vom 15.6.2020, S. 4) 

 

– 32021 R 2238: Durchführungsverordnung (EU) 2021/2238 der Kommission vom 

15. Dezember 2021 (ABl. L 450 vom 16.12.2021, S. 57) 

 

39. 32011 R 0454: Verordnung (EU) Nr. 454/2011 der Kommission vom 5. Mai 2011 über die 

Technische Spezifikation für die Interoperabilität (TSI) zum Teilsystem 

„Telematikanwendungen für den Personenverkehr“ des transeuropäischen Eisenbahnsystems 

(ABl. L 123 vom 12.5.2011, S. 11), geändert durch: 

 

– 32012 R 0665: Verordnung (EU) Nr. 665/2012 der Kommission vom 20. Juli 2012 

(ABl. L 194 vom 21.7.2012, S. 1) 

 

– 32013 R 1273: Verordnung (EU) Nr. 1273/2013 der Kommission vom 6. Dezember 

2013 (ABl. L 328 vom 7.12.2013, S. 72) 

 

– 32015 R 0302: Verordnung (EU) 2015/302 der Kommission vom 25. Februar 2015 

(ABl. L 55 vom 26.2.2015, S. 2) 
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– 32016 R 0527: Verordnung (EU) 2016/527 der Kommission vom 4. April 2016 (ABl. 

L 88 vom 5.4.2016, S. 26) 

 

– 32019 R 0775: Durchführungsverordnung (EU) 2019/775 der Kommission vom 16. Mai 

2019 (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 103) 

 

40. 32013 R 0321: Verordnung (EU) Nr. 321/2013 der Kommission vom 13. März 2013 über die 

technische Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems „Fahrzeuge — Güterwagen“ 

des Eisenbahnsystems in der Europäischen Union und zur Aufhebung der 

Entscheidung 2006/861/EG der Kommission (ABl. L 104 vom 12.4.2013, S. 1), geändert 

durch: 

 

– 32013 R 1236: Verordnung (EU) Nr. 1236/2013 der Kommission vom 2. Dezember 

2013 (ABl. L 322 vom 3.12.2013, S. 23) 

 

– 32015 R 0924: Verordnung (EU) 2015/924 der Kommission vom 8. Juni 2015 (ABl. 

L 150 vom 17.6.2015, S. 10) 

 

– 32019 R 0776: Durchführungsverordnung (EU) 2019/776 der Kommission vom 16. Mai 

2019 (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 108) 

 

– 32020 R 0387: Durchführungsverordnung (EU) 2020/387 der Kommission vom 9. März 

2020 (ABl. L 73 vom 10.3.2020, S. 6) 
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41. 32010 D 0713: Beschluss 2010/713/EU der Kommission vom 9. November 2010 über 

Module für die Verfahren der Konformitäts- und Gebrauchstauglichkeitsbewertung sowie der 

EG-Prüfung, die in den gemäß Richtlinie 2008/57/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates angenommenen technischen Spezifikationen für die Interoperabilität zu verwenden sind 

(ABl. L 319 vom 4.12.2010, S. 1) 

 

42. 32011 D 0155: Beschluss 2011/155/EU der Kommission vom 9. März 2011 über die 

Veröffentlichung und Verwaltung des Referenzdokuments gemäß Artikel 27 Absatz 4 der 

Richtlinie 2008/57/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Interoperabilität 

des Eisenbahnsystems in der Gemeinschaft (ABl. L 63 vom 10.3.2011, S. 22) 

 

43. 32020 R 0387: Durchführungsverordnung (EU) 2020/387 der Kommission vom 9. März 2020 

zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 321/2013, (EU) Nr. 1302/2014 und (EU) 2016/919 

hinsichtlich der Erweiterung des Verwendungsgebiets und der Übergangszeiträume (ABl. 

L 73 vom 10.3.2020, S. 6) 

 

44. 32020 R 0424: Durchführungsverordnung (EU) 2020/424 der Kommission vom 19. März 

2020 über die Übermittlung von Informationen an die Kommission betreffend die 

Nichtanwendung technischer Spezifikationen für die Interoperabilität gemäß der Richtlinie 

(EU) 2016/797 (ABl. L 84 vom 20.3.2020, S. 20) 

 

45. 32016 R 0796: Verordnung (EU) 2016/796 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Mai 2016 über die Eisenbahnagentur der Europäischen Union und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 881/2004 (ABl. L 138 vom 26.5.2016, S. 1) 
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46. 32018 R 0867: Durchführungsverordnung (EU) 2018/867 der Kommission vom 13. Juni 2018 

zur Festlegung der Geschäftsordnung der Beschwerdekammer(n) der Eisenbahnagentur der 

Europäischen Union (ABl. L 149 vom 14.6.2018, S. 3) 

 

47. 32018 R 0764: Durchführungsverordnung (EU) 2018/764 der Kommission vom 2. Mai 2018 

über die an die Eisenbahnagentur der Europäischen Union zu entrichtenden Gebühren und 

Entgelte und die Zahlungsbedingungen (ABl. L 129 vom 25.5.2018, S. 68) 

 

48. 32016 L 0798: Richtlinie (EU) 2016/798 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Mai 2016 über Eisenbahnsicherheit (Neufassung) (ABl. L 138 vom 26.5.2016, S. 102), 

berichtigt in ABl. L 59 vom 7.3.2017, S. 41, und ABl. L 317 vom 9.12.2019, S. 114, geändert 

durch: 

 

– 32020 L 0700: Richtlinie (EU) 2020/700 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. Mai 2020 (ABl. L 165 vom 27.5.2020, S. 27) 

 

– 32020 R 1530: Verordnung (EU) 2020/1530 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 21. Oktober 2020 (ABl. L 352 vom 22.10.2020, S. 1) 

 

49. 32018 R 0763: Durchführungsverordnung (EU) 2018/763 der Kommission vom 9. April 2018 

über die praktischen Festlegungen für die Erteilung von einheitlichen 

Sicherheitsbescheinigungen an Eisenbahnunternehmen gemäß der Richtlinie (EU) 2016/798 

des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 653/2007 der Kommission (ABl. L 129 vom 25.5.2018, S. 49) 
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50. 32012 D 0226: Beschluss 2012/226/EU der Kommission vom 23. April 2012 über die zweite 

Reihe gemeinsamer Sicherheitsziele für das Eisenbahnsystem (ABl. L 115 vom 27.4.2012, 

S. 27), geändert durch: 

 

– 32013 D 0753: Durchführungsbeschluss 2013/753/EU der Kommission vom 

11. Dezember 2013 (ABl. L 334 vom 13.12.2013, S. 37) 

 

51. 32013 R 0402: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 402/2013 der Kommission vom 30. April 

2013 über die gemeinsame Sicherheitsmethode für die Evaluierung und Bewertung von 

Risiken und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 352/2009 (ABl. L 121 vom 3.5.2013, 

S. 8), geändert durch: 

 

– 32015 R 1136: Durchführungsverordnung (EU) 2015/1136 der Kommission vom 

13. Juli 2015 (ABl. L 185 vom 14.7.2015, S. 6) 

 

52. 32018 R 0762: Delegierte Verordnung (EU) 2018/762 der Kommission vom 8. März 2018 

über gemeinsame Sicherheitsmethoden bezüglich der Anforderungen an 

Sicherheitsmanagementsysteme gemäß der Richtlinie (EU) 2016/798 des Europäischen 

Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 1158/2010 und 

(EU) Nr. 1169/2010 (ABl. L 129 vom 25.5.2018, S. 26), geändert durch: 

 

– 32020 R 0782: Delegierte Verordnung (EU) 2020/782 der Kommission vom 12. Juni 

2020 (ABl. L 188 vom 15.6.2020, S. 14) 
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53. 32012 R 1078: Verordnung (EU) Nr. 1078/2012 der Kommission vom 16. November 2012 

über eine gemeinsame Sicherheitsmethode für die Kontrolle, die von Eisenbahnunternehmen 

und Fahrwegbetreibern, denen eine Sicherheitsbescheinigung beziehungsweise 

Sicherheitsgenehmigung erteilt wurde, sowie von den für die Instandhaltung zuständigen 

Stellen anzuwenden ist (ABl. L 320 vom 17.11.2012, S. 8) 

 

54. 32018 R 0761: Delegierte Verordnung (EU) 2018/761 der Kommission vom 16. Februar 2018 

zur Festlegung gemeinsamer Sicherheitsmethoden für die Aufsicht durch die nationalen 

Sicherheitsbehörden nach Ausstellung einer einheitlichen Sicherheitsbescheinigung oder 

Erteilung einer Sicherheitsgenehmigung gemäß der Richtlinie (EU) 2016/798 des 

Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 

Nr. 1077/2012 der Kommission (ABl. L 129 vom 25.5.2018, S. 16), geändert durch: 

 

– 32020 R 0782: Delegierte Verordnung (EU) 2020/782 der Kommission vom 12. Juni 

2020 (ABl. L 188 vom 15.6.2020, S. 14) 

 

55. 32019 R 0779: Durchführungsverordnung (EU) 2019/779 der Kommission vom 16. Mai 2019 

mit Durchführungsbestimmungen für ein System zur Zertifizierung von für die Instandhaltung 

von Fahrzeugen zuständigen Stellen gemäß der Richtlinie (EU) 2016/798 des Europäischen 

Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 445/2011 der 

Kommission (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 360), geändert durch: 

 

– 32020 R 0780: Durchführungsverordnung (EU) 2020/780 der Kommission vom 

12. Juni 2020 (ABl. L 188 vom 15.6.2020, S. 8) 
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56. 32020 R 0572: Durchführungsverordnung (EU) 2020/572 der Kommission vom 24. April 

2020 über die zu befolgende Berichterstattungsstruktur für Berichte über die Untersuchung 

von Eisenbahnunfällen und -störungen (ABl. L 132 vom 27.4.2020, S. 10) 

 

57. 32003 R 0693: Verordnung (EG) Nr. 693/2003 des Rates vom 14. April 2003 zur Einführung 

eines Dokuments für den erleichterten Transit (FTD) und eines Dokuments für den 

erleichterten Transit im Eisenbahnverkehr (FRTD) sowie zur Änderung der Gemeinsamen 

Konsularischen Instruktion und des Gemeinsamen Handbuchs (ABl. L 99 vom 17.4.2003, 

S. 8) 

 

58. 32003 R 0694: Verordnung (EG) Nr. 694/2003 des Rates vom 14. April 2003 über 

einheitliche Formate von Dokumenten für den erleichterten Transit (FTD) und Dokumenten 

für den erleichterten Transit im Eisenbahnverkehr (FRTD) gemäß der Verordnung (EG) 

Nr. 693/2003 (ABl. L 99 vom 17.4.2003, S. 15) 

 

59. 32010 L 0035: Richtlinie 2010/35/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Juni 2010 über ortsbewegliche Druckgeräte und zur Aufhebung der Richtlinien des Rates 

76/767/EWG, 84/525/EWG, 84/526/EWG, 84/527/EWG und 1999/36/EG (ABl. L 165 vom 

30.6.2010, S. 1) 

 

60. 32003 L 0088: Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung (ABl. L 299 vom 

18.11.2003, S. 9) 
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61. 32005 L 0047: Richtlinie 2005/47/EG des Rates vom 18. Juli 2005 betreffend die 

Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft der Europäischen Bahnen (CER) und der 

Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) über bestimmte Aspekte der 

Einsatzbedingungen des fahrenden Personals im interoperablen grenzüberschreitenden 

Verkehr im Eisenbahnsektor – Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft der Europäischen 

Bahnen (CER) und der Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) über bestimmte 

Aspekte der Einsatzbedingungen des fahrenden Personals im interoperablen 

grenzüberschreitenden Verkehr (ABl. L 195 vom 27.7.2005, S. 15) 

 

62. 32021 R 2085: Verordnung (EU) 2021/2085 des Rates vom 19. November 2021 zur 

Gründung der gemeinsamen Unternehmen im Rahmen von „Horizont Europa“ und zur 

Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 219/2007, (EU) Nr. 557/2014, (EU) Nr. 558/2014, 

(EU) Nr. 559/2014, (EU) Nr. 560/2014, (EU) Nr. 561/2014 und (EU) Nr. 642/2014 (ABl. 

L 427 vom 30.11.2021, S. 17) 

 

63. 32015 D 0214: Beschluss (EU) 2015/214 des Rates vom 10. Februar 2015 zur Bestätigung 

des Shift2Rail-Masterplans (ABl. L 36 vom 12.2.2015, S. 7) 
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KAPITEL 4 

 

BINNENSCHIFFSVERKEHR 

 

Die Bestimmungen der folgenden in diesem Kapitel aufgeführten EU-Rechtsakte gelten für die 

Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen gilt für die unter den Nummern 1 bis 

12, 14 bis 19 und 21 bis 26 aufgeführten Rechtsakte der EU. 

 

b) Während des in Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannten Aussetzungszeitraums 

beteiligt sich Andorra nicht an Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Binnenschifffahrt, 

einschließlich der Einrichtung eines Registers der Binnenschiffe oder der Gesellschaften für 

die Einstellung von Besatzungen für die Binnenschifffahrt in seinem Hoheitsgebiet. 

 

1. 31996 R 1356: Verordnung (EG) Nr. 1356/96 des Rates vom 8. Juli 1996 über gemeinsame 

Regeln zur Verwirklichung der Dienstleistungsfreiheit im Binnenschiffsgüter- und  

-personenverkehr zwischen Mitgliedstaaten (ABl. L 175 vom 13.7.1996, S. 7) 

 

2. 31991 R 3921: Verordnung (EWG) Nr. 3921/91 des Rates vom 16. Dezember 1991 über die 

Bedingungen für die Zulassung von Verkehrsunternehmen zum Binnenschiffsgüter- und  

-personenverkehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansässig sind (ABl. L 373 

vom 31.12.1991, S. 1) 
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3. 31999 R 0718: Verordnung (EG) Nr. 718/1999 des Rates vom 29. März 1999 über 

kapazitätsbezogene Maßnahmen für die Binnenschifffahrtsflotten der Gemeinschaft zur 

Förderung des Binnenschiffsverkehrs (ABl. L 90 vom 2.4.1999, S. 1), geändert durch: 

 

– 32014 R 0546: Verordnung (EU) Nr. 546/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Mai 2014 (ABl. L 163 vom 29.5.2014, S. 15) 

 

4. 31996 L 0075: Richtlinie 96/75/EG des Rates vom 19. November 1996 über die Einzelheiten 

der Befrachtung und der Frachtratenbildung im innerstaatlichen und grenzüberschreitenden 

Binnenschiffsgüterverkehr in der Gemeinschaft (ABl. L 304 vom 27.11.1996, S. 12) 

 

5. 32018 R 0974: Verordnung (EU) 2018/974 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. Juli 2018 über die Statistik des Güterverkehrs auf Binnenwasserstraßen (kodifizierter Text) 

(ABl. L 179 vom 16.7.2018, S. 14) 

 

6. 32009 R 0169: Verordnung (EG) Nr. 169/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 über die 

Anwendung von Wettbewerbsregeln auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und 

Binnenschiffsverkehrs (ABl. L 61 vom 5.3.2009, S. 1) 

 

7. 31985 R 2919: Verordnung (EWG) Nr. 2919/85 des Rates vom 17. Oktober 1985 zur 

Festlegung der Bedingungen für die Inanspruchnahme der Regelung, die aufgrund der 

Revidierten Rheinschifffahrtsakte den Schiffen der Rheinschifffahrt vorbehalten ist (ABl. 

L 280 vom 22.10.1985, S. 4) 
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8. 32008 R 0181: Verordnung (EG) Nr. 181/2008 der Kommission vom 28. Februar 2008 zur 

Festlegung der Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 718/1999 des Rates 

über kapazitätsbezogene Maßnahmen für die Binnenschifffahrtsflotten der Gemeinschaft zur 

Förderung des Binnenschiffsverkehrs (kodifizierte Fassung) (ABl. L 56 vom 29.2.2008, S. 8) 

 

9. 31987 L 0540: Richtlinie 87/540/EWG des Rates vom 9. November 1987 über den Zugang 

zum Beruf des Unternehmers im innerstaatlichen und grenzüberschreitenden 

Binnenschiffsgüterverkehr und über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 

Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für diesen Beruf (ABl. L 322 vom 

12.11.1987, S. 20) 

 

10. 32017 L 2397: Richtlinie (EU) 2017/2397 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2017 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen in der Binnenschifffahrt 

und zur Aufhebung der Richtlinien 91/672/EWG und 96/50/EG des Rates (ABl. L 345 vom 

27.12.2017, S. 53), geändert durch: 

 

– 32021 L 1233: Richtlinie (EU) 2021/1233 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. Juli 2021 (ABl. L 274 vom 30.7.2021, S. 52) 

 

– 32022 R 0184: Delegierte Verordnung (EU) 2022/184 der Kommission vom 

22. November 2021 (ABl. L 30 vom 11.2.2022, S. 3) 
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11. 32020 L 0012: Delegierte Richtlinie (EU) 2020/12 der Kommission vom 2. August 2019 zur 

Ergänzung der Richtlinie (EU) 2017/2397 des Europäischen Parlaments und des Rates in 

Bezug auf die Standards für Befähigungen und entsprechende Kenntnisse und Fertigkeiten, 

für praktische Prüfungen, für die Zulassung von Simulatoren und für die medizinische 

Tauglichkeit (ABl. L 6 vom 10.1.2020, S. 15) 

 

12. 32020 R 0182: Durchführungsverordnung (EU) 2020/182 der Kommission vom 14. Januar 

2020 über Muster im Bereich der Berufsqualifikationen in der Binnenschifffahrt (ABl. L 38 

vom 11.2.2020, S. 1) 

 

13. 32014 L 0112: Richtlinie 2014/112/EU des Rates vom 19. Dezember 2014 zur Durchführung 

der von der Europäischen Binnenschifffahrts Union (EBU), der Europäischen 

Schifferorganisation (ESO) und der Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) 

geschlossenen Europäischen Vereinbarung über die Regelung bestimmter Aspekte der 

Arbeitszeitgestaltung in der Binnenschifffahrt (ABl. L 367 vom 23.12.2014, S. 86) 

 

14. 32009 L 0100: Richtlinie 2009/100/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. September 2009 über die gegenseitige Anerkennung von Schiffsattesten für Binnenschiffe 

(ABl. L 259 vom 2.10.2009, S. 8), geändert durch: 

 

– 32016 L 1629: Richtlinie (EU) 2016/1629 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. September 2016 (ABl. L 252 vom 16.9.2016, S. 118) 
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15. Richtlinie (EU) 2016/1629 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September 

2016 zur Festlegung technischer Vorschriften für Binnenschiffe, zur Änderung der 

Richtlinie 2009/100/EG und zur Aufhebung der Richtlinie 2006/87/EG (ABl. L 252 vom 

16.9.2016, S. 118), berichtigt in ABl. L 181 vom 5.7.2019, S. 123, geändert durch: 

 

– 32018 L 0970: Delegierte Richtlinie (EU) 2018/970 der Kommission vom 18. April 

2018 (ABl. L 174 vom 10.7.2018, S. 15) 

 

– 32019 R 1668: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1668 der Kommission vom 26. Juni 

2019 (ABl. L 256 vom 7.10.2019, S. 1) 

 

– 32021 R 1308: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1308 der Kommission vom 28. April 

2021 (ABl. L 284 vom 9.8.2021, S. 1) 

 

– 32023 R 2477: Delegierte Verordnung (EU) 2023/2477 der Kommission vom 

30. August 2023 (ABl. L, 2023/2477, 7.11.2023) 

 

16. 32013 L 0049: Richtlinie 2013/49/EU der Kommission vom 11. Oktober 2013 zur Änderung 

des Anhangs II der Richtlinie 2006/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über 

die technischen Vorschriften für Binnenschiffe (ABl. L 272 vom 12.10.2013, S. 41) 

 

17. 32012 D 0064: Durchführungsbeschluss 2012/64/EU der Kommission vom 2. Februar 2012 

über die Anerkennung von RINA s.p.a (Italienisches Schiffsregister) als 

Klassifikationsgesellschaft für Binnenschiffe (ABl. L 33 vom 4.2.2012, S. 6) 
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18. 32012 D 0065: Durchführungsbeschluss 2012/65/EU der Kommission vom 2. Februar 2012 

über die Anerkennung des Russischen Schiffsregisters als Klassifikationsgesellschaft für 

Binnenschiffe (ABl. L 33 vom 4.2.2012, S. 7) 

 

19. 32012 D 0066: Durchführungsbeschluss 2012/66/EU der Kommission vom 2. Februar 2012 

über die Anerkennung von Polski Rejestr Statków S.A. (Polnisches Schiffsregister) als 

Klassifikationsgesellschaft für Binnenschiffe (ABl. L 33 vom 4.2.2012, S. 8) 

 

20. 32010 L 0035: Richtlinie 2010/35/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Juni 2010 über ortsbewegliche Druckgeräte und zur Aufhebung der Richtlinien des Rates 

76/767/EWG, 84/525/EWG, 84/526/EWG, 84/527/EWG und 1999/36/EG (ABl. L 165 vom 

30.6.2010, S. 1) 

 

21. 32005 L 0044: Richtlinie 2005/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

7. September 2005 über harmonisierte Binnenschifffahrtsinformationsdienste (RIS) auf den 

Binnenwasserstraßen der Gemeinschaft (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 152), geändert durch: 

 

– 32009 R 0219: Verordnung (EG) Nr. 219/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. März 2009 (ABl. L 87 vom 31.3.2009, S. 109) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 
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22. 32013 R 0909: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 909/2013 der Kommission vom 

10. September 2013 zu den technischen Spezifikationen für das System zur elektronischen 

Darstellung von Binnenschifffahrtskarten und von damit verbundenen Informationen (Inland 

ECDIS) gemäß der Richtlinie 2005/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 258 vom 28.9.2013, S. 1), geändert durch: 

 

– 32018 R 1973: Durchführungsverordnung (EU) 2018/1973 der Kommission vom 

7. Dezember 2018 (ABl. L 324 vom 19.12.2018, S. 1) 

 

23. 32019 R 1744: Durchführungsverordnung (EU) 2019/1744 der Kommission vom 

17. September 2019 über technische Spezifikationen für elektronische Meldungen in der 

Binnenschifffahrt und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 164/2010 (ABl. L 273 vom 

25.10.2019, S. 1) 

 

24. 32007 R 0416: Verordnung (EG) Nr. 416/2007 der Kommission vom 22. März 2007 über die 

technischen Spezifikationen für Nachrichten für die Binnenschifffahrt gemäß Artikel 5 der 

Richtlinie 2005/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über harmonisierte 

Binnenschifffahrtsinformationsdienste (RIS) auf den Binnenwasserstraßen der Gemeinschaft 

(ABl. L 105 vom 23.4.2007, S. 88), geändert durch: 

 

– 32018 R 2032: Durchführungsverordnung (EU) 2018/2032 der Kommission vom 

20. November 2018 (ABl. L 332 vom 28.12.2018, S. 1) 

 

25. 32019 R 0838: Durchführungsverordnung (EU) 2019/838 der Kommission vom 20. Februar 

2019 über die technischen Spezifikationen für Schiffsverfolgungs- und -aufspürungssysteme 

und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 415/2007 (ABl. L 138 vom 24.5.2019, S. 31) 
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26. 32007 R 0414: Verordnung (EG) Nr. 414/2007 der Kommission vom 13. März 2007 über die 

technischen Leitlinien für die Planung, die Einführung und den Betrieb der 

Binnenschifffahrtsinformationsdienste gemäß Artikel 5 der Richtlinie 2005/44/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates über harmonisierte 

Binnenschifffahrtsinformationsdienste (RIS) auf den Binnenwasserstraßen der Gemeinschaft 

(ABl. L 105 vom 23.4.2007, S. 1) 

 

27. 32009 L 0030: Richtlinie 2009/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. April 2009 zur Änderung der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Spezifikationen für 

Otto-, Diesel- und Gasölkraftstoffe und die Einführung eines Systems zur Überwachung und 

Verringerung der Treibhausgasemissionen sowie zur Änderung der Richtlinie 1999/32/EG 

des Rates im Hinblick auf die Spezifikationen für von Binnenschiffen gebrauchte Kraftstoffe 

und zur Aufhebung der Richtlinie 93/12/EWG (ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 88) 

 

Hier nur zu Informationszwecken aufgeführt. Bezüglich der Anwendung siehe Anhang II 

Kapitel 14 „Umweltschutz“. 

 

28. 32016 R 1628: Verordnung (EU) 2016/1628 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. September 2016 über die Anforderungen in Bezug auf die Emissionsgrenzwerte für 

gasförmige Schadstoffe und luftverunreinigende Partikel und die Typgenehmigung für 

Verbrennungsmotoren für nicht für den Straßenverkehr bestimmte mobile Maschinen und 

Geräte, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1024/2012 und (EU) Nr. 167/2013 und zur 

Änderung und Aufhebung der Richtlinie 97/68/EG (ABl. L 252 vom 16.9.2016, S. 53), 

berichtigt in ABl. L 231 vom 6.9.2019, S. 29, geändert durch: 

 

– 32020 R 1040: Verordnung (EU) 2020/1040 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Juli 2020 (ABl. L 231 vom 17.7.2020, S. 1) 
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– 32021 R 1068: Verordnung (EU) 2021/1068 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 24. Juni 2021 (ABl. L 230 vom 30.6.2021, S. 1) 

 

– 32022 R 0992: Verordnung (EU) 2022/992 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 8. Juni 2022 (ABl. L 169 vom 27.6.2022, S. 43) 

 

Hier nur zu Informationszwecken aufgeführt. Bezüglich der Anwendung siehe Anhang II 

Kapitel 21 „Maschinen“. 

 

 

KAPITEL 5 

 

SEEVERKEHR 

 

Die Bestimmungen der in diesem Kapitel aufgeführten EU-Rechtsakte gelten für die Zwecke dieses 

Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Während des 

Aussetzungszeitraums nach Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 gilt: 

 

a) Andorra unternimmt die erforderlichen Schritte, um Vertragspartei folgender Übereinkünfte 

zu werden: 

 

i) das Internationale Übereinkommen von 1996 über Haftung und Entschädigung für 

Schäden bei der Beförderung schädlicher und gefährlicher Stoffe auf See („HNS-

Übereinkommen“); 
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ii) das Protokoll von 2003 zum internationalen Übereinkommen von 1992 über die 

Errichtung eines internationalen Fonds zur Entschädigung für 

Ölverschmutzungsschäden und gegebenenfalls die zugrunde liegenden Instrumente; 

 

iii) das Übereinkommen der Vereinten Nationen über einen Verhaltenskodex für 

Linienkonferenzen; 

 

iv) das Internationale Übereinkommen von 2001 über die zivilrechtliche Haftung für 

Bunkerölverschmutzungsschäden („Bunkeröl-Übereinkommen“); 

 

v) das Protokoll von 2002 zum Athener Übereinkommen von 1974 über die Beförderung 

von Reisenden und ihrem Gepäck auf See; 

 

vi) das Übereinkommen von Kapstadt von 2012 über die Durchführung der Bestimmungen 

des Torremolinos-Protokolls von 1993 zu dem Internationalen Übereinkommen von 

Torremolinos über die Sicherheit von Fischereifahrzeugen von 1977. 

 

b) Andorra gewährt Schiffen, die in den Anwendungsbereich der in diesem Kapitel aufgeführten 

Rechtsakte der EU fallen, weder seine Staatszugehörigkeit noch gestattet es diesen Schiffen, 

seine Flagge zu führen oder sich in seinem Hoheitsgebiet registrieren zu lassen. 
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c) Andorra genehmigt die Einrichtung von Ausbildungszentren oder die Einführung von 

Bedingungen oder Verfahren für die Ausbildung von Seeleuten oder die Erteilung von 

Befähigungszeugnissen nach anderen nationalen Vorschriften als den in den Nummern 62 bis 

72 genannten Rechtsakten nicht. 

 

1. 31986 R 4055: Verordnung (EWG) Nr. 4055/86 des Rates vom 22. Dezember 1986 zur 

Anwendung des Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs auf die Seeschifffahrt 

zwischen Mitgliedstaaten sowie zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern (ABl. L 378 vom 

31.12.1986, S. 1), geändert durch: 

 

– 31990 R 3573: Verordnung (EWG) Nr. 3573/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 

(ABl. L 353 vom 17.12.1990, S. 16) 

 

2. 31986 R 4058: Verordnung (EWG) Nr. 4058/86 des Rates vom 22. Dezember 1986 für ein 

koordiniertes Vorgehen zum Schutz des freien Zugangs zu Ladungen in der Seeschifffahrt 

(ABl. L 378 vom 31.12.1986, S. 21) 

 

3. 31992 R 3577: Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Rates vom 7. Dezember 1992 zur 

Anwendung des Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs auf den Seeverkehr in den 

Mitgliedstaaten (Seekabotage) (ABl. L 364 vom 12.12.1992, S. 7), geändert durch: 

 

– 12012J/ACT: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die 

Anpassungen des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen 

Atomgemeinschaft, Anhang V, 7 (ABl. L 112 vom 24.4.2012, S. 74) 
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4. 32004 R 0789: Verordnung (EG) Nr. 789/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. April 2004 zur Umregistrierung von Fracht- und Fahrgastschiffen innerhalb der 

Gemeinschaft und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 613/91 des Rates (ABl. L 138 

vom 30.4.2004, S. 19), geändert durch: 

 

– 32009 R 0219: Verordnung (EG) Nr. 219/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. März 2009 (ABl. L 87 vom 31.3.2009, S. 109) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

5. 31986 R 4057: Verordnung (EWG) Nr. 4057/86 des Rates vom 22. Dezember 1986 über 

unlautere Preisbildungspraktiken in der Seeschifffahrt (ABl. L 378 vom 31.12.1986, S. 14) 

 

6. 31977 D 0587: Entscheidung 77/587/EWG des Rates vom 13. September 1977 zur 

Einführung eines Konsultationsverfahrens betreffend die Beziehungen zwischen den 

Mitgliedstaaten und dritten Ländern auf dem Gebiet des Seeverkehrs sowie die 

diesbezüglichen Aktionen in den internationalen Organisationen (ABl. L 239 vom 17.9.1977, 

S. 23) 

 

7. 32006 D 0167: Entscheidung Nr. 167/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 18. Januar 2006 betreffend die Tätigkeiten bestimmter Drittländer in der 

Frachtschifffahrt (kodifizierte Fassung) (ABl. L 33 vom 4.2.2006, S. 18) 

 

8. 31992 D 0143: Entscheidung 92/143/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 über 

Funknavigationssysteme für Europa (ABl. L 59 vom 4.3.1992, S. 17) 
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9. 32009 L 0015: Richtlinie 2009/15/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. April 2009 über gemeinsame Vorschriften und Normen für Schiffsüberprüfungs- und  

-besichtigungsorganisationen und die einschlägigen Maßnahmen der Seebehörden (ABl. 

L 131 vom 28.5.2009, S. 47), geändert durch: 

 

– 32014 L 0111: Durchführungsrichtlinie 2014/111/EU der Kommission vom 

17. Dezember 2014 (ABl. L 366 vom 20.12.2014, S. 83) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

10. 32009 D 0491: Entscheidung 2009/491/EG der Kommission vom 16. Juni 2009 über die 

Kriterien, anhand derer entschieden wird, wann die Leistungsfähigkeit einer Organisation, die 

für einen Flaggenstaat tätig ist, eine unannehmbare Bedrohung für die Sicherheit und die 

Umwelt bedeutet (ABl. L 162 vom 25.6.2009, S. 6) 

 

11. 32009 R 0391: Verordnung (EG) Nr. 391/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. April 2009 über gemeinsame Vorschriften und Normen für Schiffsüberprüfungs- und 

-besichtigungsorganisationen (Neufassung) (ABl. L 131 vom 28.5.2009, S. 11), berichtigt in 

ABl. L 74 vom 22.3.2010, S. 1, geändert durch: 

 

– 32014 R 1355: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1355/2014 der Kommission vom 

17. Dezember 2014 (ABl. L 365 vom 19.12.2014, S. 82) 
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– 32019 R 0492: Verordnung (EU) 2019/492 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. März 2019 (ABl. L 85I vom 27.3.2019, S. 5) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

12. 32013 D 0765: Durchführungsbeschluss 2013/765/EU der Kommission vom 13. Dezember 

2013 zur Änderung der Anerkennung von Det Norske Veritas gemäß der Verordnung (EG) 

Nr. 391/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über gemeinsame Vorschriften und 

Normen für Schiffsüberprüfungs- und -besichtigungsorganisationen (ABl. L 338 vom 

17.12.2013, S. 107) 

 

13. 32014 D 0281: Durchführungsbeschluss 2014/281/EU der Kommission vom 14. Mai 2014 

über die Anerkennung von „Hrvatski registar brodova“ (kroatisches Schiffsregister) durch die 

EU im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 391/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

über gemeinsame Vorschriften und Normen für Schiffsüberprüfungs- und  

-besichtigungsorganisationen (ABl. L 145 vom 16.5.2014, S. 43) 

 

14. 32015 D 0668: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/668 der Kommission vom 24. April 2015 

über die Änderung der Anerkennung bestimmter Organisationen gemäß Artikel 16 der 

Verordnung (EG) Nr. 391/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 110 vom 

29.4.2015, S. 22) 
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15. 32015 D 0669: Beschluss (EU) 2015/669 der Kommission vom 24. April 2015 zur 

Aufhebung der Entscheidung 2007/421/EG über die Veröffentlichung des Verzeichnisses der 

von den Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie 94/57/EG des Rates als anerkannt gemeldeten 

Organisationen (ABl. L 110 vom 29.4.2015, S. 24) 

 

16. 32016 D 1327: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1327 der Kommission vom 1. August 

2016 über die Anerkennung des indischen Schiffsregisters (Indian Register of Shipping) 

durch die EU gemäß der Verordnung (EG) Nr. 391/2009 des Europäischen Parlaments und 

des Rates über gemeinsame Vorschriften und Normen für Schiffsüberprüfungs- und  

-besichtigungsorganisationen (ABl. L 209 vom 3.8.2016, S. 15) 

 

17. 32014 R 0788: Verordnung (EU) Nr. 788/2014 der Kommission vom 18. Juli 2014 mit 

Bestimmungen für die Verhängung von Geldbußen und Zwangsgeldern und den Entzug der 

Anerkennung von Schiffsüberprüfungs- und -besichtigungsorganisationen gemäß den 

Artikeln 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 391/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 214 vom 19.7.2014, S. 12), berichtigt in ABl. L 234 vom 7.8.2014, S. 15 

 

18. 32009 D 0728: Beschluss 2009/728/EG der Kommission vom 30. September 2009 über die 

unbeschränkte Verlängerung der gemeinschaftlichen Anerkennung des Polish Register of 

Shipping (ABl. L 258 vom 1.10.2009, S. 34) 

 

19. 32009 L 0021: Richtlinie 2009/21/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. April 2009 über die Erfüllung der Flaggenstaatpflichten (ABl. L 131 vom 8.5.2009, 

S. 132) 
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20. 32009 L 0016: Richtlinie 2009/16/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. April 2009 über die Hafenstaatkontrolle (ABl. L 131 vom 28.5.2009, S. 57), berichtigt in 

ABl. L 32 vom 1.2.2013, S. 23, geändert durch: 

 

– 32013 L 0038: Richtlinie 2013/38/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. August 2013 (ABl. L 218 vom 14.8.2013, S. 1) 

 

– 32013 R 1257: Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. November 2013 (ABl. L 330 vom 10.12.2013, S. 1) 

 

– 32015 R 0757: Verordnung (EU) 2015/757 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 29. April 2015 (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 55) 

 

– 32017 L 2110: Richtlinie (EU) 2017/2110 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. November 2017 (ABl. L 315 vom 30.11.2017, S. 61) 

 

21. 32010 R 0428: Verordnung (EU) Nr. 428/2010 der Kommission vom 20. Mai 2010 zur 

Durchführung des Artikels 14 der Richtlinie 2009/16/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates in Bezug auf erweiterte Überprüfungen von Schiffen (ABl. L 125 vom 21.5.2010, 

S. 2) 

 

22. 32010 R 0801: Verordnung (EU) Nr. 801/2010 der Kommission vom 13. September 2010 zur 

Durchführung von Artikel 10 Absatz 3 der Richtlinie 2009/16/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Flaggenstaat-Kriterien (ABl. L 241 vom 

14.9.2010, S. 1) 
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23. 32010 R 0802: Verordnung (EU) Nr. 802/2010 der Kommission vom 13. September 2010 zur 

Durchführung von Artikel 10 Absatz 3 und Artikel 27 der Richtlinie 2009/16/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Leistung von Unternehmen (ABl. 

L 241 vom 14.9.2010, S. 4), geändert durch: 

 

– 32012 R 1205: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1205/2012 der Kommission vom 

14. Dezember 2012 (ABl. L 347 vom 15.12.2012, S. 10) 

 

24. 31996 L 0040: Richtlinie 96/40/EG der Kommission vom 25. Juni 1996 zur Erstellung eines 

einheitlichen Musters für die Ausweise der Besichtiger der Hafenstaatkontrolle (ABl. L 196 

vom 7.8.1996, S. 8) 

 

25. 32002 L 0059: Richtlinie 2002/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. Juni 2002 über die Einrichtung eines gemeinschaftlichen Überwachungs- und 

Informationssystems für den Schiffsverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 93/75/EWG 

des Rates (ABl. L 208 vom 5.8.2002, S. 10), geändert durch: 

 

– 32009 L 0017: Richtlinie 2009/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. April 2009 (ABl. L 131 vom 28.5.2009, S. 101) 

 

– 32009 L 0018: Richtlinie 2009/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. April 2009 (ABl. L 131 vom 28.5.2009, S. 114) 

 

– 32011 L 0015: Richtlinie 2011/15/EU der Kommission vom 23. Februar 2011 (ABl. 

L 49 vom 24.2.2011, S. 33) 
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– 32014 L 0100: Richtlinie 2014/100/EU der Kommission vom 28. Oktober 2014 (ABl. 

L 308 vom 29.10.2014, S. 82) 

 

26. 32016 D 0566: Beschluss (EU) 2016/566 der Kommission vom 11. April 2016 zur Einsetzung 

der hochrangigen Lenkungsgruppe zur Steuerung des digitalen Seeverkehrssystems und der 

digitalen Seeverkehrsdienstleistungen sowie zur Aufhebung des Beschlusses 2009/584/EG 

(ABl. L 96 vom 12.4.2016, S. 46) 

 

27. 32006 R 0336: Verordnung (EG) Nr. 336/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. Februar 2006 (ABl. L 64 vom 4.3.2006, S. 1), geändert durch: 

 

– 32008 R 0540: Verordnung (EG) Nr. 540/2008 der Kommission vom 16. Juni 2008 

(ABl. L 157 vom 17.6.2008, S. 15) 

 

– Beschluss der Kommission vom 21. Februar 2011 zur Einführung eines einheitlichen 

Formulars für Berichte gemäß der Verordnung (EG) Nr. 336/2006 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 15. Februar 2006 zur Umsetzung des Internationalen 

Codes für Maßnahmen zur Organisation eines sicheren Schiffsbetriebs innerhalb der 

Gemeinschaft und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 3051/95 des Rates (nicht 

veröffentlicht) 

 

28. 31979 L 0115: Richtlinie 79/115/EWG des Rates vom 21. Dezember 1978 über die Beratung 

von Schiffen durch Überseelotsen in der Nordsee und im Englischen Kanal (ABl. L 33 vom 

8.2.1979, S. 32) 
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29. 32010 L 0065: Richtlinie 2010/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Oktober 2010 über Meldeformalitäten für Schiffe beim Einlaufen in und/oder Auslaufen 

aus Häfen der Mitgliedstaaten und zur Aufhebung der Richtlinie 2002/6/EG (ABl. L 35 vom 

6.2.2010, S. 18), geändert durch: 

 

– 32017 L 2109: Richtlinie (EU) 2017/2109 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. November 2017 (ABl. L 315 vom 30.11.2017, S. 52) 

 

– 32019 L 0883: Richtlinie (EU) 2019/883 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. April 2019 (ABl. L 151 vom 7.6.2019, S. 116) 

 

30. 32017 R 0352: Verordnung (EU) 2017/352 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Februar 2017 (ABl. L 57 vom 3.3.2017, S. 1), geändert durch: 

 

– 32020 R 0697: Verordnung (EU) 2020/697 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. Mai 2020 (ABl. L 165 vom 27.5.2020, S. 7) 

 

31. 32019 R 1239: Verordnung (EU) 2019/1239 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 64) 

 

32. 32023 R 0204: Durchführungsverordnung (EU) 2023/204 der Kommission vom 28. Oktober 

2022 zur Festlegung von technischen Spezifikationen, Normen und Verfahren für das 

europäische Umfeld zentraler Meldeportale für den Seeverkehr gemäß der Verordnung 

(EU) 2019/1239 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 33 vom 3.2.2023, S. 1) 
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33. 32023 R 0205: Delegierte Verordnung (EU) 2023/205 der Kommission vom 7. November 

2022 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2019/1239 des Europäischen Parlaments und des 

Rates hinsichtlich der Festlegung des Datensatzes für das europäische Umfeld zentraler 

Meldeportale für den Seeverkehr und zur Änderung ihres Anhangs (ABl. L 33 vom 3.2.2023, 

S. 24) 

 

34. 32014 L 0090: Richtlinie 2014/90/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Juli 2014 über Schiffsausrüstung und zur Aufhebung der Richtlinie 96/98/EG des Rates 

(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 146), berichtigt in ABl. L 146 vom 11.6.2018, S. 8, geändert 

durch: 

 

– 32021 L 1206: Delegierte Richtlinie (EU) 2021/1206 der Kommission vom 30. April 

2021 (ABl. L 261 vom 22.7.2021, S. 45) 

 

35. 32017 L 2110: Richtlinie (EU) 2017/2110 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. November 2017 über ein System von Überprüfungen im Hinblick auf den sicheren 

Betrieb von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im 

Linienverkehr und zur Änderung der Richtlinie 2009/16/EG sowie zur Aufhebung der 

Richtlinie 1999/35/EG des Rates (ABl. L 315 vom 30.11.2017, S. 61) 

 

36. 32003 L 0025: Richtlinie 2003/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. April 2003 (ABl. L 123 vom 17.5.2003, S. 22), geändert durch: 

 

– 32005 L 0012: Richtlinie 2005/12/EG der Kommission vom 18. Februar 2005 (ABl. 

L 48 vom 19.2.2005, S. 19) 
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– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

37. 32009 R 0392: Verordnung (EG) Nr. 392/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. April 2009 über die Unfallhaftung von Beförderern von Reisenden auf See (ABl. 

L 131 vom 28.5.2009, S. 24), geändert durch: 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

38. 31998 L 0041: Richtlinie 98/41/EG des Rates vom 18. Juni 1998 über die Registrierung der 

an Bord von Fahrgastschiffen im Verkehr nach oder von einem Hafen eines Mitgliedstaates 

der Gemeinschaft befindlichen Personen (ABl. L 188 vom 2.7.1998, S. 35), geändert durch: 

 

– 32002 L 0084: Richtlinie 2002/84/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. November 2002 (ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 53) 

 

– 32017 L 2109: Richtlinie (EU) 2017/2109 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. November 2017 (ABl. L 315 vom 30.11.2017, S. 52) 

 

39. 32016 D 1109: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1109 der Kommission vom 6. Juli 2016 

über einen Antrag Italiens auf Befreiung gemäß Artikel 9 Absatz 4 der Richtlinie 98/41/EG 

des Rates über die Registrierung der an Bord von Fahrgastschiffen im Verkehr nach oder von 

einem Hafen eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft befindlichen Personen (ABl. L 183 vom 

8.7.2016, S. 66) 
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40. 32017 D 0711: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/711 der Kommission vom 18. April 2017 

über einen Antrag des Königreichs Dänemark und der Bundesrepublik Deutschland auf 

Befreiung von der Registrierungspflicht nach Artikel 9 Absatz 4 der Richtlinie 98/41/EG in 

Bezug auf die an Bord von Fahrgastschiffen im Verkehr nach oder von einem Hafen eines 

Mitgliedstaats der Gemeinschaft befindlichen Personen (ABl. L 104 vom 20.4.2017, S. 26) 

 

41. 32017 D 0729: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/729 der Kommission vom 20. April 2017 

über einen Antrag der Republik Kroatien auf Befreiung von der Registrierungspflicht nach 

Artikel 9 Absatz 4 der Richtlinie 98/41/EG des Rates in Bezug auf die an Bord von 

Fahrgastschiffen im Verkehr nach oder von einem Hafen eines Mitgliedstaats der 

Gemeinschaft befindlichen Personen (ABl. L 107 vom 25.4.2017, S. 35) 

 

42. 32009 L 0045: Richtlinie 2009/45/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

6. Mai 2009 über Sicherheitsvorschriften und -normen für Fahrgastschiffe (Neufassung) (ABl. 

L 163 vom 25.6.2009, S. 1), geändert durch: 

 

– 32010 L 0036: Richtlinie 2010/36/EU der Kommission vom 1. Juni 2010 (ABl. L 162 

vom 29.6.2010, S. 1) 

 

– 32016 L 0844: Richtlinie (EU) 2016/844 der Kommission vom 27. Mai 2016 (ABl. 

L 141 vom 28.5.2016, S. 51), berichtigt in ABl. L 193 vom 19.7.2016, S. 117 

 

– 32017 L 2108: Richtlinie (EU) 2017/2108 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. November 2017 (ABl. L 315 vom 30.11.2017, S. 40) 
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– 32020 R 0411: Delegierte Verordnung (EU) 2020/411 der Kommission vom 

19. November 2019 (ABl. L 83 vom 19.3.2020, S. 1) 

 

– 32022 R 1180: Delegierte Verordnung (EU) 2022/1180 der Kommission vom 

11. Januar 2022 (ABl. L 184 vom 11.7.2022, S. 1) 

 

43. 31997 L 0070: Richtlinie 97/70/EG des Rates vom 11. Dezember 1997 über eine 

harmonisierte Sicherheitsregelung für Fischereifahrzeuge von 24 Meter Länge und mehr 

(ABl. L 34 vom 9.2.1998, S. 1), geändert durch: 

 

– 31999 L 0019: Richtlinie 1999/19/EG der Kommission vom 18. März 1999 (ABl. L 83 

vom 27.3.1999, S. 48) 

 

– 32002 L 0035: Richtlinie 2002/35/EG der Kommission vom 25. April 2002 (ABl. L 112 

vom 27.4.2002, S. 21) 

 

– 32002 L 0084: Richtlinie 2002/84/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. November 2002 (ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 53) 

 

– 32009 R 0219: Verordnung (EG) Nr. 219/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. März 2009 (ABl. L 87 vom 31.3.2009, S. 109) 

 

44. 32012 R 0530: Verordnung (EU) Nr. 530/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. Juni 2012 zur beschleunigten Einführung von Doppelhüllen oder gleichwertigen 

Konstruktionsanforderungen für Einhüllen-Öltankschiffe (Neufassung) (ABl. L 172 vom 

30.6.2012, S. 3) 
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45. 32001 L 0096: Richtlinie 2001/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. Dezember 2001 zur Festlegung von harmonisierten Vorschriften und Verfahrensregeln für 

das sichere Be- und Entladen von Massengutschiffen (ABl. L 13 vom 16.1.2002, S. 9), 

geändert durch: 

 

– 32002 L 0084: Richtlinie 2002/84/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. November 2002 (ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 53) 

 

46. 32009 L 0018: Richtlinie 2009/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. April 2009 zur Festlegung der Grundsätze für die Untersuchung von Unfällen im 

Seeverkehr und zur Änderung der Richtlinie 1999/35/EG des Rates und der 

Richtlinie 2002/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 131 vom 

28.5.2009, S. 114) 

 

47. 32011 R 0651: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 651/2011 der Kommission vom 5. Juli 

2011 zur Annahme der Verfahrensordnung für den von den Mitgliedstaaten im Einvernehmen 

mit der Kommission festgelegten Rahmen für die ständige Zusammenarbeit gemäß Artikel 10 

der Richtlinie 2009/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 177 vom 

6.7.2011, S. 18) 

 

48. 32011 R 1286: Verordnung (EU) Nr. 1286/2011 der Kommission vom 9. Dezember 2011 

über die Festlegung einer gemeinsamen Methodik zur Untersuchung von Unfällen und 

Vorkommnissen auf See gemäß Artikel 5 Absatz 4 der Richtlinie 2009/18/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 328 vom 10.12.2011, S. 36) 
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49. 32009 L 0020: Richtlinie 2009/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. April 2009 über die Versicherung von Schiffseigentümern für Seeforderungen (ABl. 

L 131 vom 28.5.2009, S. 128) 

 

50. 32005 L 0035: Richtlinie 2005/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

7. September 2005 über die Meeresverschmutzung durch Schiffe und die Einführung von 

Sanktionen, einschließlich strafrechtlicher Sanktionen, für Verschmutzungsdelikte (ABl. 

L 255 vom 30.9.2005, S. 11), geändert durch: 

 

– 32009 L 0123: Richtlinie 2009/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. Oktober 2009 (ABl. L 280 vom 27.10.2009, S. 52) 

 

51. 32019 L 0883: Richtlinie (EU) 2019/883 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. April 2019 über Hafenauffangeinrichtungen für die Entladung von Abfällen von Schiffen, 

zur Änderung der Richtlinie 2010/65/EU und zur Aufhebung der Richtlinie 2000/59/EG (ABl. 

L 151 vom 7.6.2019, S. 116) 

 

52. 32022 R 0089: Durchführungsverordnung (EU) 2022/89 der Kommission vom 21. Januar 

2022 mit Durchführungsbestimmungen zur Richtlinie (EU) 2019/883 des Europäischen 

Parlaments und des Rates in Bezug auf die Methode zur Berechnung der ausreichenden 

spezifischen Lagerkapazität (ABl. L 15 vom 24.1.2022, S. 1) 

 

53. 32022 R 0090: Durchführungsverordnung (EU) 2022/90 der Kommission vom 21. Januar 

2022 mit Durchführungsbestimmungen zur Richtlinie (EU) 2019/883 des Europäischen 

Parlaments und des Rates in Bezug auf die Einzelheiten des risikobasierten 

Auswahlmechanismus der Union für zu überprüfende Schiffe (ABl. L 15 vom 24.1.2022, 

S. 7) 
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54. 32022 R 0091: Durchführungsverordnung (EU) 2022/91 der Kommission vom 21. Januar 

2022 mit Kriterien für die Feststellung gemäß der Richtlinie (EU) 2019/883 des Europäischen 

Parlaments und des Rates, dass ein Schiff geringere Abfallmengen erzeugt und seine Abfälle 

nachhaltig und umweltverträglich bewirtschaftet (ABl. L 15 vom 24.1.2022, S. 12) 

 

55. 32022 R 0092: Durchführungsverordnung (EU) 2022/92 der Kommission vom 21. Januar 

2022 mit Durchführungsbestimmungen zur Richtlinie (EU) 2019/883 des Europäischen 

Parlaments und des Rates in Bezug auf die Methodik für Überwachungsdaten und das Format 

für die Berichterstattung über passiv gefischte Abfälle (ABl. L 15 vom 24.1.2022, S. 16) 

 

56. 32003 R 0782: Verordnung (EG) Nr. 782/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. April 2003 über das Verbot zinnorganischer Verbindungen auf Schiffen (ABl. L 115 

vom 9.5.2003, S. 1), geändert durch: 

 

– 32008 R 0536: Verordnung (EG) Nr. 536/2008 der Kommission vom 13. Juni 2008 

(ABl. L 156 vom 14.6.2008, S. 10) 

 

57. 32004 R 0725: Verordnung (EG) Nr. 725/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 31. März 2004 zur Erhöhung der Gefahrenabwehr auf Schiffen und in Hafenanlagen 

(ABl. L 129 vom 29.4.2004, S. 6), geändert durch: 

 

– 32009 D 0083: Entscheidung 2009/83/EG der Kommission vom 23. Januar 2009 (ABl. 

L 29 vom 31.1.2009, S. 53) 
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– 32009 R 0219: Verordnung (EG) Nr. 219/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. März 2009 (ABl. L 87 vom 31.3.2009, S. 109) 

 

58. 32005 L 0065: Richtlinie 2005/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Oktober 2005 zur Erhöhung der Gefahrenabwehr in Häfen (ABl. L 310 vom 25.11.2005, 

S. 28), geändert durch: 

 

– 32009 R 0219: Verordnung (EG) Nr. 219/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. März 2009 (ABl. L 87 vom 31.3.2009, S. 109) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

59. 32008 R 0324: Verordnung (EG) Nr. 324/2008 der Kommission vom 9. April 2008 (ABl. 

L 98 vom 10.4.2008, S. 5), geändert durch: 

 

– 32016 R 0462: Durchführungsverordnung (EU) 2016/462 der Kommission vom 

30. März 2016 (ABl. L 80 vom 31.3.2016, S. 28) 

 

60. 32002 R 1406: Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 27. Juni 2002 zur Errichtung einer Europäischen Agentur für die Sicherheit des 

Seeverkehrs (ABl. L 208 vom 5.8.2002, S. 1), geändert durch: 

 

– 32003 R 1644: Verordnung (EG) Nr. 1644/2003 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Juli 2003 (ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 10) 
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– 32004 R 0724: Verordnung (EG) Nr. 724/2004 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 31. März 2004 (ABl. L 129 vom 29.4.2004, S. 1) 

 

– 32006 R 2038: Verordnung (EG) Nr. 2038/2006 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 18. Dezember 2006 (ABl. L 394 vom 30.12.2006, S. 1), berichtigt in ABl. 

L 30 vom 3.2.2007, S. 12 

 

– 32013 R 0100: Verordnung (EU) Nr. 100/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Januar 2013 (ABl. L 39 vom 9.2.2013, S. 30) 

 

– 32016 R 1625: Verordnung (EU) 2016/1625 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 14. September 2016 (ABl. L 251 vom 16.9.2016, S. 77) 

 

61. 32002 R 2099: Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 5. November 2002 (ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1), geändert durch: 

 

– 32004 R 0415: Verordnung (EG) Nr. 415/2004 der Kommission vom 5. März 2004 

(ABl. L 68 vom 6.3.2004, S. 10) 

 

– 32007 R 0093: Verordnung (EG) Nr. 93/2007 der Kommission vom 30. Januar 2007 

(ABl. L 22 vom 31.1.2007, S. 12) 

 

– 32016 R 0103: Verordnung (EU) 2016/103 der Kommission vom 27. Januar 2016 (ABl. 

L 21 vom 28.1.2016, S. 67) 
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62. 32022 L 0993: Richtlinie (EU) 2022/993 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

8. Juni 2022 über Mindestanforderungen für die Ausbildung von Seeleuten (kodifizierter 

Text) (ABl. L 169 vom 27.6.2022, S. 45) 

 

63. 32022 D 1973: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/1973 der Kommission vom 11. Oktober 

2022 über die Anerkennung des Vereinigten Königreichs gemäß der Richtlinie (EU) 2022/993 

in Bezug auf das Ausbildungs- und Zeugniserteilungssystem für Seeleute (ABl. L 270 vom 

18.10.2022, S. 99) 

 

64. 32011 D 0259: Beschluss 2011/259/EU der Kommission vom 27. April 2011 über die 

Anerkennung Tunesiens in Bezug auf die Aus- und Fortbildung von Seeleuten und die 

Erteilung von Befähigungszeugnissen im Hinblick auf die Anerkennung von 

Befähigungszeugnissen (ABl. L 110 vom 29.4.2011, S. 34) 

 

65. 32010 D 0361: Beschluss 2010/361/EU der Kommission vom 28. Juni 2010 über die 

Anerkennung Israels in Bezug auf die Aus- und Fortbildung von Seeleuten und die Erteilung 

von Befähigungszeugnissen, im Hinblick auf die Anerkennung von Befähigungszeugnissen 

(ABl. L 161 vom 29.6.2010, S. 9) 

 

66. 32010 D 0363: Beschluss 2010/363/EU der Kommission vom 28. Juni 2010 über die 

Anerkennung Algeriens in Bezug auf die Aus- und Fortbildung von Seeleuten und die 

Erteilung von Befähigungszeugnissen, im Hinblick auf die Anerkennung von 

Befähigungszeugnissen (ABl. L 163 vom 30.6.2010, S. 42) 

 

67. 32011 D 0385: Beschluss 2011/385/EU der Kommission vom 28. Juni 2011 zur Anerkennung 

Ecuadors gemäß Richtlinie 2008/106/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in 

Bezug auf die Systeme für die Aus- und Fortbildung von Seeleuten (ABl. L 170 vom 

30.6.2011, S. 38) 
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68. 32010 D 0704: Beschluss 2010/704/EU der Kommission vom 22. November 2010 über die 

Anerkennung Sri Lankas in Bezug auf die Aus- und Fortbildung von Seeleuten und die 

Erteilung von Befähigungszeugnissen für die Zwecke der Anerkennung von 

Befähigungszeugnissen (ABl. L 306 vom 23.11.2010, S. 77) 

 

69. 32010 D 0705: Beschluss 2010/705/EU der Kommission vom 22. November 2010 über den 

Entzug der Anerkennung Georgiens in Bezug auf die Aus- und Fortbildung von Seeleuten 

und die Erteilung von Befähigungszeugnissen für die Zwecke der Anerkennung von 

Befähigungszeugnissen (ABl. L 306 vom 23.11.2010, S. 78) 

 

70. 52002XC0629(02): Liste der entsprechenden Befähigungszeugnisse, die nach dem Verfahren 

nach Artikel 18, Absatz 3, Richtlinie 2001/25/EG über Mindestanforderungen für die 

Ausbildung von Seeleuten anerkannt sind (Stand vom 22. Mai 2002) (2002/C 155/03) (ABl. 

C 155 vom 29.6.2002, S. 11) 

 

71. 52003XC1107(01): Liste der entsprechenden Befähigungszeugnisse, die nach dem Verfahren 

des Artikels 18 Absatz 3 der Richtlinie 2001/25/EG über Mindestanforderungen für die 

Ausbildung von Seeleuten anerkannt sind (Stand 17.2.2003) (2003/C 268/04) (ABl. C 268 

vom 7.11.2003, S. 7) 

 

72. 52005XC0407(01): Liste der entsprechenden Befähigungszeugnisse, die nach dem Verfahren 

des Artikels 18 Absatz 3 der Richtlinie 2001/25/EG über Mindestanforderungen für die 

Ausbildung von Seeleuten anerkannt wurden (Stand 31. Dezember 2004) (2005/C 85/04) 

(ABl. C 85 vom 7.4.2005, S. 8) 
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73. 32013 L 0054: Richtlinie 2013/54/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. November 2013 über bestimmte Verantwortlichkeiten der Flaggenstaaten für die 

Einhaltung und Durchsetzung des Seearbeitsübereinkommens 2006 (ABl. L 329 vom 

10.12.2013, S. 1) 

 

74. 31999 L 0063: Richtlinie 1999/63/EG des Rates vom 21. Juni 1999 zu der vom Verband der 

Reeder in der Europäischen Gemeinschaft (European Community Shipowners' Association 

ECSA) und dem Verband der Verkehrsgewerkschaften in der Europäischen Union 

(Federation of Transport Workers' Unions in the European Union FST) getroffenen 

Vereinbarung über die Regelung der Arbeitszeit von Seeleuten (ABl. L 167 vom 2.7.1999, 

S. 33), berichtigt in ABl. L 244 vom 16.6.1999, S. 64, geändert durch: 

 

– 32009 L 0013: Richtlinie 2009/13/EG des Rates vom 16. Februar 2009 (ABl. L 124 

vom 20.5.2009, S. 30) 

 

75. 31999 L 0095: Richtlinie 1999/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Dezember 1999 zur Durchsetzung der Arbeitszeitregelung für Seeleute an Bord von 

Schiffen, die Gemeinschaftshäfen anlaufen (ABl. L 14 vom 20.1.2000, S. 29) 

 

 

KAPITEL 6 

 

ALLGEMEINE MAẞNAHMEN 

 

1. 32012 D 0286: Beschluss 2012/286/EU der Kommission vom 31. Mai 2012 über die 

Einrichtung einer Sachverständigengruppe zur Gefahrenabwehr im Landverkehr (ABl. L 142 

vom 1.6.2012, S. 47) 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=celex:31999L0063R%2801%29
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2. 32009 D 0357: Entscheidung Nr. 357/2009/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 22. April 2009 über ein Verfahren zur vorherigen Prüfung und Beratung künftiger 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des Verkehrs 

(kodifizierte Fassung) (ABl. L 109 vom 30.4.2009, S. 37) 

 

3. 32000 L 0084: Richtlinie 2000/84/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. Januar 2001 zur Regelung der Sommerzeit (ABl. L 31 vom 2.2.2001, S. 21) 

 

4. 32007 R 1370: Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und 

zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates 

(ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1), geändert durch: 

 

– 32016 R 2338: Verordnung (EU) 2016/2338 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 14. Dezember 2016 (ABl. L 354 vom 23.12.2016, S. 22) 

 

5. 31960 R 0011: Verordnung Nr. 11 über die Beseitigung von Diskriminierungen auf dem 

Gebiet der Frachten und Beförderungsbedingungen gemäß Artikel 79 Absatz (3) des 

Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (ABl. 52 vom 16.8.1960, 

S. 1121), geändert durch: 

 

– 31984 R 3626: Verordnung (EWG) Nr. 3626/84 des Rates vom 19. Dezember 1984 

(ABl. L 335 vom 22.12.1984, S. 4) 

 

– 32008 R 0569: Verordnung (EG) Nr. 569/2008 des Rates vom 12. Juni 2008 (ABl. 

L 161 vom 20.6.2008, S. 1) 
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KAPITEL 7 

 

FAHRGASTRECHTE 

 

 

1. 32010 R 1177: Verordnung (EU) Nr. 1177/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 24. November 2010 über die Fahrgastrechte im See- und Binnenschiffsverkehr und zur 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 334 vom 17.12.2010, S. 1) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Während des 

Aussetzungszeitraums nach Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 gilt: 

 

a) Andorra beteiligt sich nicht an Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 

Binnenschifffahrt, einschließlich der Einrichtung eines Registers der Binnenschiffe oder 

der Gesellschaften für die Einstellung von Besatzungen für die Binnenschifffahrt in 

seinem Hoheitsgebiet. 

 

b) Andorra gewährt Schiffen, die in den Anwendungsbereich der Verordnung fallen, keine 

Staatszugehörigkeit. 
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2. 32009 R 0392: Verordnung (EG) Nr. 392/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. April 2009 über die Unfallhaftung von Beförderern von Reisenden auf See (ABl. 

L 131 vom 28.5.2009, S. 24) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Während des 

Aussetzungszeitraums nach Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 gilt: 

 

a) Andorra beteiligt sich nicht an Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 

Binnenschifffahrt, einschließlich der Einrichtung eines Registers der Binnenschiffe oder 

der Gesellschaften für die Einstellung von Besatzungen für die Binnenschifffahrt in 

seinem Hoheitsgebiet. 

 

b) Andorra gewährt Schiffen, die in den Anwendungsbereich der Verordnung fallen, keine 

Staatszugehörigkeit. 

 

3. 32021 R 0782: Verordnung (EU) 2021/782 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2021 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr 

(Neufassung) (ABl. L 172 vom 17.5.2021, S. 1) 

 

4. 32011 R 0181: Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. Februar 2011 über die Fahrgastrechte im Kraftomnibusverkehr und zur Änderung der 

Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 1) 
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5. 32009 L 0103: Richtlinie 2009/103/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. September 2009 über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und die Kontrolle der 

entsprechenden Versicherungspflicht (ABl. L 263 vom 7.10.2009, S. 11) 

 

 

KAPITEL 8 

 

TRANSEUROPÄISCHE NETZE 

 

1. 32013 R 1315: Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Dezember 2013 über Leitlinien der Union für den Aufbau eines transeuropäischen 

Verkehrsnetzes und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 661/2010/EU (ABl. L 348 vom 

20.12.2013, S. 1), geändert durch: 

 

– 32014 R 0473: Delegierte Verordnung (EU) 473/2014 der Kommission vom 17. Januar 

2014 (ABl. L 136 vom 9.5.2014, S. 10) 

 

– 32016 R 0758: Delegierte Verordnung (EU) 2016/758 der Kommission vom 4. Februar 

2016 (ABl. L 126 vom 14.5.2016, S. 3) 

 

– 32017 R 0849: Delegierte Verordnung (EU) 2017/849 der Kommission vom 

7. Dezember 2016 (ABl. L 128I vom 19.5.2017, S. 1) 
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– 32019 R 0254: Delegierte Verordnung (EU) 2019/254 der Kommission vom 

9. November 2018 (ABl. L 43 vom 14.2.2019, S. 1) 

 

– 32023 R 1176: Delegierte Verordnung (EU) 2023/1176 der Kommission vom 14. Juli 

2022 (ABl. L 156 vom 19.6.2023, S. 1) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. 

 

2. 32017 R 0006: Durchführungsverordnung (EU) 2017/6 der Kommission vom 5. Januar 2017 

über den europäischen Bereitstellungsplan für das Europäische Eisenbahnverkehrsleitsystem 

(ABl. L 3 vom 6.1.2017, S. 6) 
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KAPITEL 9 

 

SONSTIGES 

 

1. 32021 D 0173: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/173 der Kommission vom 12. Februar 

2021 zur Einrichtung der Europäischen Exekutivagentur für Klima, Infrastruktur und Umwelt, 

der Europäischen Exekutivagentur für Gesundheit und Digitales, der Europäischen 

Exekutivagentur für die Forschung, der Europäischen Exekutivagentur für den Innovationsrat 

und für KMU, der Exekutivagentur des Europäischen Forschungsrats sowie der Europäischen 

Exekutivagentur für Bildung und Kultur und zur Aufhebung der Durchführungsbeschlüsse 

2013/801/EU, 2013/771/EU, 2013/778/EU, 2013/779/EU, 2013/776/EU und 2013/770/EU 

(ABl. L 50 vom 15.2.2021, S. 9) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 32001 H 0115: Empfehlung 2001/115/EG der Kommission vom 17. Januar 2001 über die 

maximal zulässige Blutalkoholkonzentration (BAK) bei Kraftfahrern (ABl. L 43 vom 

14.2.2001, S. 31) 

 

2. 32004 H 0345: Empfehlung 2004/345/EG der Kommission vom 6. April 2004 zu 

Durchsetzungsmaßnahmen im Bereich der Straßenverkehrssicherheit (ABl. L 111 vom 

17.4.2004, S. 75) 

 

3. 32009 H 0060: Empfehlung der Kommission vom 23. Januar 2009 Leitlinien zur optimalen 

Vorgehensweise bei der Prüfung von Kontrollgeräten im Rahmen von Fahrzeugkontrollen auf 

der Straße und durch zugelassene Werkstätten (ABl. L 21 vom 24.1.2009, S. 87) 
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4. 32010 H 0019: Empfehlung 2010/19/EU der Kommission vom 13. Januar 2010 für den 

sicheren elektronischen Datenaustausch zwischen den Mitgliedstaaten zur Überprüfung der 

Einzigkeit der von ihnen ausgestellten Fahrerkarten (ABl. L 9 vom 14.1.2010, S. 10) 

 

5. 32010 H 0378: Empfehlung 2010/378/EU der Kommission vom 5. Juli 2010 zur 

Mängelbewertung bei der technischen Überwachung gemäß der Richtlinie 2009/40/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates über die technische Überwachung der Kraftfahrzeuge 

und Kraftfahrzeuganhänger (ABl. L 173 vom 8.7.2010, S. 74) 

 

6. 32010 H 0379: Empfehlung 2010/379/EU der Kommission vom 5. Juli 2010 zur 

Risikobewertung der bei technischen Unterwegskontrollen (von Nutzfahrzeugen) gemäß der 

Richtlinie 2000/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates festgestellten Mängel 

(ABl. L 173 vom 8.7.2010, S. 97) 

 

7. 32011 H 0750: Empfehlung 2011/750/EU der Kommission vom 8. September 2011 zur 

Unterstützung eines EU-weiten e Call-Dienstes in elektronischen Kommunikationsnetzen für 

die Übertragung bordseitig ausgelöster 112-Notrufe („eCalls“) (ABl. L 303 vom 22.11.2011, 

S. 46) 

 

8. 32023 H 0688: Empfehlung (EU) 2023/688 der Kommission vom 20. März 2023 über die 

Messung der Partikelzahl bei der regelmäßigen technischen Prüfung von Fahrzeugen mit 

Selbstzündungsmotor (ABl. L 90 vom 28.3.2023, S. 46) 

 

9. 32010 H 0159: Empfehlung der Kommission vom 11. März 2010 für Maßnahmen zum 

Eigenschutz und zur Verhütung seeräuberischer Handlungen und bewaffneter Überfälle auf 

Schiffe (ABl. L 67 vom 17.3.2010, S. 13) 
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10. 32011 H 0766: Empfehlung der Kommission vom 22. November 2011 über das Verfahren zur 

Anerkennung von Ausbildungseinrichtungen für Triebfahrzeugführer und von 

Triebfahrzeugführer-Prüfern gemäß der Richtlinie 2007/59/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates (ABl. L 314 vom 29.11.2011, S. 41) 

 

11. 32004 H 0358: Empfehlung der Kommission vom 7. April 2004 über die Verwendung eines 

einheitlichen europäischen Formats für Genehmigungsdokumente gemäß der 

Richtlinie 95/18/EG des Rates über die Erteilung von Genehmigungen an 

Eisenbahnunternehmen (ABl. L 113 vom 20.4.2004, S. 37) 

 

12. 32019 H 0780: Empfehlung (EU) 2019/780 der Kommission vom 16. Mai 2019 über 

praktische Festlegungen für die Ausstellung von Sicherheitsgenehmigungen für 

Infrastrukturbetreiber (ABl. L 139I vom 27.5.2019, S. 390) 

 

 

________________ 
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ANHANG 1 

 

STRAẞENGÜTERVERKEHR 

Anlage 1 

Dem Muster der Europäischen Gemeinschaft gleichwertiges Muster für die Bescheinigung der fachlichen 

Eignung1 

ANDORRA 

(Farbe: Pantone kräftig beigefarben („stout fawn“), Format DIN A4, Zellulosepapier 100 g/m2 oder mehr) 

(Text in der Amtssprache der Beförderer Andorras, die die Bescheinigung ausstellen) 

Nationalitätskennzeichen des Mitgliedstaats2 Bezeichnung der ermächtigten Behörde oder Stelle3 

BESCHEINIGUNG DER FACHLICHEN EIGNUNG FÜR DEN 

GÜTERKRAFTVERKEHR/PERSONENKRAFTVERKEHR4 

Nr. ...........................................................................................................................................................  

Hiermit wird durch  ..............................................................................................................................................................  

bescheinigt, dass 5 .......................................................................................................................................  

geboren am …………………………………………….… in ...............................................................................  

mit Erfolg die erforderliche Prüfung (Jahr: …; Prüfungstermin: ….….)6 zur Erlangung der Bescheinigung der 

fachlichen Eignung für den Güterkraftverkehr/Personenkraftverkehr3 gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung gemeinsamer Regeln für die Zulassung 

zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten 

Fassung bestanden hat. 

Durch diese Bescheinigung wird der ausreichende Nachweis der fachlichen Eignung gemäß Artikel 21 der Verordnung 

(EG) Nr. 1071/2009 erbracht. 

Ort:                                                            , Datum:                                                                                    7 

______________ 

 
1 Auf der Grundlage des Assoziationsabkommens zwischen der Europäischen Union und Andorra. 
2 Das Nationalitätskennzeichen des assoziierten Staates ist: (AND) Andorra. 
3 Behörde oder Stelle, die vom jeweiligen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft oder von Andorra zur Ausstellung dieser 

Bescheinigung vorab benannt wurde. 
4 Nichtzutreffendes streichen. 
5 Name, Vorname; Geburtsdatum und -ort. 
6 Genaue Bezeichnung der Prüfung. 
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Anlage 2 

 

Dem Muster für die Europäische Gemeinschaftslizenz gleichwertiges Muster 

 

[ANDORRA1] 
 

a) 

 

(Farbe: Pantone hellblau 290 oder dieser Farbe so ähnlich wie möglich — Format DIN A4, Zellulosepapier 100 g/m2 oder mehr) 

 

(Erste Seite der Lizenz) 

 

(Text in der Amtssprache Andorras) 

 

 

 

 

 

 

LIZENZ Nr. … 

(oder) 

BEGLAUBIGTE KOPIE Nr. … 

für den grenzüberschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr 

 

Diese Lizenz berechtigt3 ..………………………………………………………………………………………………………… 

……………………………………………………………………………………………………………………………………. 

……………………………………………………………………………………………………………………………………. 

auf allen Verkehrsverbindungen für die Wegstrecken im Gebiet der Gemeinschaft sowie Andorras zum grenzüberschreitenden 

gewerblichen Güterkraftverkehr im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum Markt des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs in der für die 

Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung und nach Maßgabe der allgemeinen Bestimmungen dieser 

Lizenz. 

Diese Lizenz verleiht Andorra keine Rechte zur Durchführung von Kabotagebeförderungen gemäß den Artikeln 8 bis 10 der 

Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung. 

Besondere Bemerkungen: ….…………………………………………………………………………………………………….. 

………………………..…………………………………………………………………………………….…………………….. 

Diese Lizenz gilt vom ………………………….………..…. bis zum ……………………………………………………… 

Ausgestellt in ………………………………………...…...., am …………………………………………………………… 

……………………………………………………………4 

 
1 Dieses Muster gilt für Andorra ab zwei Jahre nach Inkrafttreten des Assoziationsabkommens. Mit ihm wird Verkehrsunternehmern aus 

Andorra nicht die Durchführung von Kabotagebeförderungen im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 in der für die Zwecke des 
Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung erlaubt. 

2 Das Nationalitätskennzeichen Andorras: AND (Andorra). 
3 Name oder Firma und vollständige Anschrift des Verkehrsunternehmers. 

 
 

Bezeichnung der zuständigen Behörde  

oder Stelle 
Nationalitätskennzeichen Andorras2, das die 

Lizenz ausstellt 
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b) 

(Zweite Seite der Lizenz) 

(Text in der Amtssprache Andorras) 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Diese Lizenz wird gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra 

angepassten Fassung erteilt. 

Sie berechtigt auf allen Verkehrsverbindungen für die Wegstrecken im Gebiet der Gemeinschaft und Andorras, gegebenenfalls unter 

den in der Lizenz festgelegten Bedingungen, zum grenzüberschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr für Beförderungen, 

—  bei denen sich Ausgangspunkt und Bestimmungsort in zwei verschiedenen Staaten, bei denen es sich um EU-

Mitgliedstaaten oder Andorra handelt, befinden, mit oder ohne Transit durch einen oder mehrere EU-Mitgliedstaaten oder 

Andorra oder ein oder mehrere Drittländer; 

—  von einem EU-Mitgliedstaat oder Andorra in ein Drittland oder umgekehrt, mit oder ohne Transit durch einen oder mehrere 

EU-Mitgliedstaaten oder Andorra oder ein oder mehrere Drittländer; 

—  zwischen Drittländern mit Transit durch einen oder mehrere EU-Mitgliedstaaten oder Andorra 

sowie zu Leerfahrten in Verbindung mit diesen Beförderungen. 

Bei Beförderungen von einem EU-Mitgliedstaat oder Andorra nach einem Drittland und umgekehrt gilt diese Lizenz nicht für die 

Wegstrecke im EU-Mitgliedstaat, in dem die Be- oder Entladung stattfindet, oder in Andorra. 

Die Lizenz ist persönlich und nicht übertragbar. 

Sie kann von der zuständigen Behörde Andorras, die sie erteilt hat, insbesondere dann entzogen werden, wenn der Lizenzinhaber 

—  nicht alle Bedingungen für die Verwendung der Lizenz erfüllt hat; 

—  zu Tatsachen, die für die Erteilung bzw. Erneuerung der Lizenz erheblich waren, unrichtige Angaben gemacht hat. 

Das Original der Lizenz ist vom Verkehrsunternehmer aufzubewahren. 

Eine beglaubigte Kopie der Lizenz ist im Fahrzeug mitzuführen5. Bei Fahrzeugkombinationen ist sie im Kraftfahrzeug mitzuführen. 

Sie gilt für die gesamte Fahrzeugkombination auch dann, wenn der Anhänger oder Sattelanhänger nicht auf den Namen des 

Lizenzinhabers amtlich zugelassen oder zum Verkehr zugelassen ist oder wenn er in einem anderen Staat amtlich zugelassen oder 

zum Verkehr zugelassen ist. 

Die Lizenz ist jedem Kontrollberechtigten auf Verlangen vorzuzeigen. 

Der Lizenzinhaber ist verpflichtet, im Hoheitsgebiet jedes EU-Mitgliedstaats und Andorras die im jeweiligen Staat geltenden Rechts- 

und Verwaltungsvorschriften, insbesondere für Beförderungen und für den Straßenverkehr, einzuhalten. 

 

Diese Lizenz gestattet Andorra nicht, Kabotagebeförderungen gemäß Kapitel III Artikel 8 bis 10 der Verordnung durchzuführen. 

-------------- 

 
4 Unterschrift und Dienstsiegel der ausstellenden zuständigen Behörde oder Stelle. 
5 „Fahrzeug“ ist ein in Andorra amtlich zugelassenes Kraftfahrzeug oder eine Fahrzeugkombination, bei der zumindest das Kraftfahrzeug in 

Andorra amtlich zugelassen ist, sofern sie ausschließlich für die Güterbeförderung verwendet werden. 
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Anlage 3 

 

Dem Muster für die Fahrerbescheinigung der Gemeinschaft gleichwertiges Muster 

 

ANDORRA 

 
a) 

 

(Farbe: Pantone rosa 182 oder dieser Farbe so ähnlich wie möglich — Format DIN A4, Zellulosepapier 100 g/m2 oder mehr) 

 

(Erste Seite der Bescheinigung) 

 

(Der Text ist in der Amtssprache Andorras, das die Bescheinigung ausstellt, abgefasst) 

 

 

 

 

 

FAHRERBESCHEINIGUNG Nr. … 

für den gewerblichen Güterkraftverkehr im Rahmen einer Lizenz, die von Andorra 

ausgestellt wird und der Gemeinschaftslizenz gleichwertig ist 

(Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für 

den Zugang zum Markt des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs, in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit 

Andorra angepassten Fassung) 

Hiermit wird bescheinigt, dass angesichts der Unterlagen, die von 

…………………………………………………………………………………………………………………………………….………

……………………………………………………………………………………………………………….... 2 vorgelegt worden sind, 

der folgende Fahrer: 

Name und Vorname: …..……………………………………………………………………………………………………..… 

Geburtsdatum und Geburtsort: ………………………..…….. Staatsangehörigkeit: ……………………………………….. 

Art und Nummer des Ausweises: ………………….……………………………….……………………………………..……. 

ausgestellt am …..……………………………….................... in ………………………………………………………….... 

Nummer der Fahrerlaubnis ……………………………………………………………………………………………………... 

ausgestellt am …..……………………………….................... in ………………………………………………………….... 

Nummer der Sozialversicherung ………………………………………………………………………………………………... 

gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften und gegebenenfalls, je nach den Vorschriften Andorras, gemäß den Tarifverträgen 

über die in Andorra geltenden Bedingungen für die Beschäftigung und Berufsausbildung von Fahrern beschäftigt wird, um dort 

Beförderungen im Güterkraftverkehr vorzunehmen: 

…………………………………………………………………………………………………………………………………3 

Besondere Bemerkungen: ………………………………………………………………………………………………..…… 

Diese Bescheinigung gilt vom ……………………………..... bis zum …………………………………………………….... 

Ausgestellt in …………………………………………….….. am …………………………………………………………… 

……………………………………………………….4 

…………………………………………………………………………………………………………………......................... 

 
1 Das Nationalitätskennzeichen Andorras ist: AND (Andorra). 
2 Name oder Firma und vollständige Anschrift des Verkehrsunternehmers. 
3 Name des Staates, in dem der Verkehrsunternehmer ansässig ist (Andorra). 
4 Unterschrift und Dienstsiegel der ausstellenden zuständigen Behörde oder Stelle. 

 

Nationalitätskennzeichen Andorras1, das die 

Lizenz ausstellt 

Bezeichnung der zuständigen Behörde  

oder Stelle 
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b) 

(Zweite Seite der Bescheinigung) 

(Der Text ist in der Amtssprache Andorras, das die Bescheinigung ausstellt, abgefasst) 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Diese Bescheinigung wird gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit 

Andorra angepassten Fassung erteilt. 

Es wird bescheinigt, dass der Fahrer, dessen Name auf der Bescheinigung angegeben ist, gemäß den Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften und gegebenenfalls, je nach den Vorschriften Andorras, die auf der Bescheinigung genannt sind, gemäß den 

Tarifverträgen über die in Andorra geltenden Bedingungen für die Beschäftigung und Berufsausbildung von Fahrern beschäftigt 

wird, um dort Beförderungen im Güterkraftverkehr vorzunehmen. 

Die Fahrerbescheinigung ist Eigentum des Verkehrsunternehmers, der sie dem hier genannten Fahrer zur Verfügung stellt, wenn 

dieser Fahrer ein Fahrzeug5 mit einer dem Verkehrsunternehmer erteilten Gemeinschaftslizenz oder gleichwertigen Lizenz Andorras 

führt. Die Fahrerbescheinigung ist nicht übertragbar. Die Fahrerbescheinigung gilt nur, solange die Bedingungen, unter denen sie 

ausgestellt wurde, weiterhin erfüllt sind; sie ist unverzüglich vom Verkehrsunternehmer an die ausstellende Behörde zurückzugeben, 

wenn die Bedingungen nicht mehr erfüllt sind. 

Sie kann von der zuständigen Behörde Andorras, die sie erteilt hat, insbesondere dann entzogen werden, wenn der Lizenzinhaber 

—  nicht alle Bedingungen für die Verwendung der Bescheinigung erfüllt hat; 

—  zu Tatsachen, die für die Ausstellung bzw. Erneuerung der Bescheinigung erheblich waren, unrichtige Angaben gemacht 

hat. 

Eine beglaubigte Kopie der Bescheinigung ist vom Verkehrsunternehmer aufzubewahren. 

Ein Original der Bescheinigung ist im Fahrzeug mitzuführen und jedem Kontrollberechtigten vom Fahrer auf Verlangen vorzuzeigen. 

---------- 

 
5 „Fahrzeug“ ist ein in Andorra amtlich zugelassenes Kraftfahrzeug oder eine Fahrzeugkombination, bei der zumindest das Kraftfahrzeug in 

Andorra amtlich zugelassen ist, sofern sie ausschließlich für die Güterbeförderung verwendet werden. 
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ANHANG 2 

 

PERSONENBEFÖRDERUNG IM STRAẞENVERKEHR 

Anlage 1 

 
Dem Muster für die Gemeinschaftslizenz gleichwertiges Muster 

 

ANDORRA 
 

a) 
 

(Farbe: Pantone hellblau 290 oder dieser Farbe so ähnlich wie möglich — Format DIN A4, Zellulosepapier 100 g/m2 oder mehr) 

 

(Erste Seite der Lizenz) 

 

(Text in der Amtssprache Andorras) 

 

 

 

 

 

LIZENZ Nr. … 

(oder) 

BEGLAUBIGTE KOPIE Nr. … 

für den gewerblichen grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen 

 

Der Inhaber dieser Lizenz7 ……………………………………………………………………………………………….……… 

……………………………………………………………………………………………………………………………………. 

……………………………………………………………………………………………………………………………………. 

ist zu den in der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 

gemeinsame Regeln für den Zugang zum grenzüberschreitenden Personenkraftverkehrsmarkt in der für die Zwecke des 

Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung festgelegten Bedingungen sowie nach Maßgabe der allgemeinen 

Bestimmungen dieser Lizenz im Gebiet der Gemeinschaft und Andorras zum gewerblichen grenzüberschreitenden 

Personenkraftverkehr zugelassen. 

Besondere Bemerkungen: 

…………..……………………………………………………………………………………………………………………...… 

………………………..…………………………………………………………………………………….………………….…. 

Diese Lizenz gilt vom …………………………….…..…. bis zum ………………………………………………………... 

Ausgestellt in ………………………………………........, am ……………………………………………………………... 

……………………………………………………………8 

 

 
6 Das Nationalitätskennzeichen ist: AND (Andorra). 
7 Name oder Firma und vollständige Anschrift des Verkehrsunternehmers. 
8 Unterschrift und Dienstsiegel der ausstellenden Behörde oder Stelle. 

Nationalitätskennzeichen Andorras6, das die 

Lizenz ausstellt 
Bezeichnung der zuständigen Behörde  

oder Stelle 
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b) 

(Zweite Seite der Lizenz) 

(Text in der Amtssprache Andorras) 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1. Diese Lizenz wird aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit 

Andorra angepassten Fassung erteilt. 

2. Diese Lizenz wird von den zuständigen Behörden Andorras erteilt, wo der gewerbliche Verkehrsunternehmer 

niedergelassen ist, der 

a) in Andorra die Genehmigung für Personenbeförderungen mit Kraftomnibussen im Linienverkehr, einschließlich 

der Sonderformen des Linienverkehrs, oder im Gelegenheitsverkehr erhalten hat; 

b) die Voraussetzungen der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften in der für die Zwecke des 

Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung über den Zugang zum Beruf des 

Personenkraftverkehrsunternehmers im innerstaatlichen und grenzüberschreitenden Verkehr erfüllt und 

c) die Rechtsvorschriften hinsichtlich Fahrern und Fahrzeugen erfüllt. 

3. Diese Lizenz berechtigt zur Durchführung gewerblicher grenzüberschreitender Personenbeförderungen mit 

Kraftomnibussen auf allen Verkehrsverbindungen im Gebiet der Gemeinschaft und Andorras, 

a) bei denen sich Ausgangspunkt und Bestimmungsort in zwei verschiedenen Staaten, bei denen es sich um EU-

Mitgliedstaaten oder Andorra handelt, befinden, mit oder ohne Transit durch einen oder mehrere EU-

Mitgliedstaaten oder Andorra oder ein oder mehrere Drittländer; 

b) bei denen sich Ausgangspunkt und Bestimmungsort in demselben EU-Mitgliedstaat oder in Andorra befinden, 

das Aufnehmen und Absetzen von Fahrgästen jedoch in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder Andorra oder in 

einem Drittland stattfindet; 

c) von einem EU-Mitgliedstaat oder Andorra in ein Drittland und umgekehrt, mit oder ohne Transit durch einen 

oder mehrere EU-Mitgliedstaaten oder Andorra oder ein oder mehrere Drittländer; 

d) zwischen Drittländern mit Transit durch einen oder mehrere EU-Mitgliedstaaten oder Andorra; 

sowie zu Leerfahrten im Zusammenhang mit diesen Beförderungen gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EG) 

Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung. 

Bei Beförderungen von einem EU-Mitgliedstaat oder Andorra nach einem Drittland oder umgekehrt gilt diese Lizenz nicht 

für die im EU-Mitgliedstaat der Aufnahme oder des Absetzens zurückgelegte Wegstrecke oder in Andorra. 

4. Diese Lizenz ist persönlich und nicht übertragbar. 
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5. Diese Lizenz kann von der zuständigen Behörde Andorras insbesondere dann entzogen werden, wenn 

a) der Verkehrsunternehmer die Bedingungen des Artikels 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der 

für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung nicht mehr erfüllt; 

b) die für die Erteilung oder Verlängerung der Lizenz wesentlichen Angaben des Verkehrsunternehmers unrichtig 

waren; 

c) 

(Dritte Seite der Lizenz) 

c) der Verkehrsunternehmer in einem EU-Mitgliedstaat oder Andorra einen schwerwiegenden Verstoß oder 

schwerwiegende Verstöße gegen die Gemeinschaftsvorschriften im Bereich des Straßenverkehrs in der für die 

Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung begangen hat, insbesondere gegen die 

Bestimmungen betreffend die Fahrzeuge, die Lenk- und Ruhezeiten der Fahrer und die Genehmigungspflicht für 

die Durchführung von parallelen oder zeitlich befristeten Verkehrsdiensten nach Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 5 

der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra 

angepassten Fassung. Wenn der Verstoß durch einen Verkehrsunternehmer mit Sitz in Andorra begangen wurde, 

können die zuständigen Behörden Andorras insbesondere den Entzug der Lizenz des Verkehrsunternehmers, oder 

einen befristeten oder dauerhaften Entzug von beglaubigten Kopien der Lizenz verfügen. 

Die entsprechenden Sanktionen bestimmen sich nach der Schwere des vom Inhaber der Lizenz begangenen Verstoßes und 

nach der Gesamtzahl der beglaubigten Kopien, über die dieser für seine grenzüberschreitenden Verkehrsdienste verfügt. 

6. Das Original der Lizenz ist vom Verkehrsunternehmer aufzubewahren. Eine beglaubigte Kopie der Lizenz ist im Fahrzeug, 

das im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzt wird, mitzuführen. 

7. Diese Lizenz ist jedem Kontrollberechtigten auf Verlangen vorzuzeigen. 

8. Der Lizenzinhaber hat im Hoheitsgebiet eines jeden EU-Mitgliedstaats oder Andorras die im jeweiligen Staat geltenden 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften, insbesondere für Beförderungen und für den Straßenverkehr, zu beachten. 

9. „Linienverkehr“ ist die regelmäßige Beförderung von Fahrgästen auf einer bestimmten Verkehrsstrecke, wobei Fahrgäste 

an vorher festgelegten Haltestellen aufgenommen oder abgesetzt werden können; Linienverkehr ist ungeachtet einer 

etwaigen Verpflichtung zur Buchung für jedermann zugänglich. 

Eine Anpassung der Beförderungsbedingungen eines solchen Verkehrsdienstes beeinträchtigt nicht seine Eigenschaft als 

Linienverkehr. 

Linienverkehr ist genehmigungspflichtig. 

„Sonderformen des Linienverkehrs“ sind Dienste im Linienverkehr unabhängig davon, wer Veranstalter der Fahrten ist, zur 

Beförderung bestimmter Gruppen von Fahrgästen unter Ausschluss anderer Fahrgäste auf einer bestimmten 

Verkehrsstrecke, wobei Fahrgäste an vorher festgelegten Haltestellen aufgenommen oder abgesetzt werden können. 

Zu den Sonderformen des Linienverkehrs zählen insbesondere 

a) die Beförderung von Arbeitnehmern zwischen Wohnort und Arbeitsstätte; 

b) die Beförderung von Schülern und Studenten zwischen Wohnort und Lehranstalt. 

Die Regelmäßigkeit der Sonderformen des Linienverkehrs wird nicht dadurch berührt, dass der Ablauf wechselnden 

Bedürfnissen der Nutzer angepasst wird. 

Sonderformen des Linienverkehrs sind nicht genehmigungspflichtig, sofern sie zwischen dem Veranstalter und dem 

Verkehrsunternehmer vertraglich geregelt sind. 

Die Durchführung von parallelen oder zeitlich befristeten Verkehrsdiensten, die auf die Benutzer der bestehenden 

Liniendienste ausgerichtet sind, ist genehmigungspflichtig. 

„Gelegenheitsverkehr“ ist der Verkehrsdienst, der nicht der Begriffsbestimmung des Linienverkehrs, einschließlich der 

Sonderformen des Linienverkehrs, entspricht und dessen Hauptmerkmal die Beförderung vorab gebildeter Fahrgastgruppen 

auf Initiative eines Auftraggebers oder des Verkehrsunternehmers selbst ist. Die Durchführung von parallelen oder zeitlich 

befristeten Verkehrsdiensten, die bestehenden Liniendiensten vergleichbar und auf deren Benutzer ausgerichtet sind, 

unterliegt der Pflicht zur Genehmigung nach dem in Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke 

des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung festgelegten Verfahren. Diese Dienste verlieren die 

Eigenschaft des Gelegenheitsverkehrs auch dann nicht, wenn sie mit einer gewissen Häufigkeit durchgeführt werden. 

Gelegenheitsverkehr ist nicht genehmigungspflichtig. 

----- 
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Anlage 2 

Dem Muster eines Fahrtenblatts der Europäischen Union gleichwertiges Muster 

ANDORRA 

 

 

 



 

 

 

& /de 120 

Anlage 3 

Deckblatt des Fahrtenhefts 

(Papier: Format DIN A4, Stärke 100 g/m2 oder mehr, ungestrichen) 

Wortlaut in der Amtssprache Andorras  

 

STAAT, IN DEM DAS HEFT AUSGEGEBEN WIRD        Zuständige Behörde 

 

Nationalitätszeichen1                                                                           …………………………………………. 

 

Heft Nr. ……. 

Fahrtenblätter: 

 

a) für grenzüberschreitende Gelegenheitsverkehre mit Kraftomnibussen zwischen den Mitgliedstaaten und Andorra, 

ausgegeben aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit 

Andorra angepassten Fassung; 

b) für Kabotagebeförderungen im Gelegenheitsverkehr innerhalb eines Mitgliedstaats oder Andorras durch einen 

Verkehrsunternehmer, der im betreffenden Mitgliedstaat oder in Andorra nicht ansässig ist, ausgegeben aufgrund 

der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten 

Fassung; 

 

für: …………………………………………………………………………………………………………………………..…… 

(Name und Vorname oder Bezeichnung der Firma des Verkehrsunternehmers) 

 

………………………………………………………………………………………………………………………………..….. 

 

…………………………………………………………………………………………………………………………………… 

(Vollständige Anschrift, Telefon- und Telefaxnummer) 

 

 

………………………………….  ……………………………………………………… 

…… (Ort und Datum der Ausgabe)  (Unterschrift und Stempel der Behörde oder Stelle, die das Fahrtenheft ausgibt) 

(Zweites Deckblatt) 

 

Wortlaut in der Amtssprache Andorras 

 

 
1 Andorra (AND). 
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WICHTIGER HINWEIS 

A. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1. Nach Artikel 12 Absatz 1, Artikel 5 Absatz 3 Unterabsatz 2 und Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der 

für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung ist bei Beförderungen im Gelegenheitsverkehr ein 

Kontrollpapier (aus dem für den Verkehrsunternehmer ausgestellten Fahrtenheft abgetrenntes Fahrtenblatt) mitzuführen. 

2. In Artikel 2 Nummer 4 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra 

angepassten Fassung wird der Gelegenheitsverkehr definiert als „Verkehrsdienst, der nicht der Begriffsbestimmung des 

Linienverkehrs, einschließlich der Sonderformen des Linienverkehrs, entspricht und dessen Hauptmerkmal die Beförderung vorab 

gebildeter Fahrgastgruppen auf Initiative eines Auftraggebers oder des Verkehrsunternehmers selbst ist“. 

In Artikel 2 Nummer 2 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 (in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra 

angepassten Fassung) wird der Linienverkehr definiert als „die regelmäßige Beförderung von Fahrgästen auf einer bestimmten 

Verkehrsstrecke, wobei Fahrgäste an vorher festgelegten Haltestellen aufgenommen oder abgesetzt werden können“. Linienverkehr 

ist ungeachtet einer etwaigen Buchungspflicht für jedermann zugänglich. 

Die Regelmäßigkeit des Linienverkehrs wird nicht dadurch berührt, dass die Betriebsbedingungen des Linienverkehrs angepasst 

werden. 

Als Linienverkehr gilt unabhängig davon, wer Veranstalter der Fahrten ist, die regelmäßige Beförderung bestimmter Gruppen von 

Fahrgästen unter Ausschluss anderer Fahrgäste. Solche Verkehrsdienste werden als „Sonderformen des Linienverkehrs“ bezeichnet; 

dazu zählen insbesondere: 

a) die Beförderung von Arbeitnehmern zwischen Wohnort und Arbeitsstätte, 

b) die Beförderung von Schülern und Studenten zwischen Wohnort und Lehranstalt. Die Regelmäßigkeit der Sonderformen des 

Linienverkehrs wird nicht dadurch berührt, dass der Ablauf wechselnden Bedürfnissen der Nutzer angepasst wird. 

3. Das Fahrtenblatt gilt für die gesamte Fahrtstrecke. 

4. Der Inhaber der Gemeinschaftslizenz und des Fahrtenblattes ist berechtigt, folgende Verkehrsdienste durchzuführen: 

i) grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen zwischen zwei oder mehreren EU-Mitgliedstaaten; 

ii) Kabotagebeförderungen im Gelegenheitsverkehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in dem der Verkehrsunternehmer nicht 

ansässig ist. 

5. Das Fahrtenblatt ist entweder vom Verkehrsunternehmer oder vom Fahrer vor Beginn einer jeden Fahrt in doppelter Ausfertigung 

auszufüllen. Eine Durchschrift des Fahrtenblattes verbleibt am Sitz des Unternehmens. Der Fahrer muss das Original des 

Fahrtenblattes während der Dauer der Fahrt im Fahrzeug mitführen und den Kontrollberechtigten auf Verlangen vorzeigen. 

6. Nach Beendigung der Fahrt händigt der Fahrer das Fahrtenblatt dem Unternehmen aus. Der Verkehrsunternehmer ist für die 

Führung der Fahrtenblätter verantwortlich. Die Blätter sind in leserlicher und dauerhafter Schrift auszufüllen. 
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(Drittes Deckblatt) 

B. BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR DEN GRENZÜBERSCHREITENDEN GELEGENHEITSVERKEHR 

1. Nach Artikel 5 Nummer 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens 

mit Andorra angepassten Fassung unterliegt die Durchführung von parallelen oder zeitlich befristeten Verkehrsdiensten, die mit 

bestehenden Liniendiensten vergleichbar und auf deren Benutzer ausgerichtet sind, der Pflicht zur Genehmigung. 

2. Im Rahmen eines grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehrs kann ein Verkehrsunternehmer örtliche Ausflüge in einem anderen 

Mitgliedstaat als dem, in dem er niedergelassen ist, durchführen. Diese örtlichen Ausflüge sind nur für gebietsfremde Fahrgäste 

bestimmt, die zuvor von demselben Verkehrsunternehmer im Rahmen eines grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehrs befördert 

wurden. Dabei muss dasselbe Fahrzeug oder ein Fahrzeug desselben Unternehmens bzw. derselben Unternehmensgruppe eingesetzt 

werden. 

3. Bei örtlichen Ausflügen ist das Fahrtenblatt vor der Abfahrt des Fahrzeugs für den betreffenden Ausflug auszufüllen. 

4. Wird ein grenzüberschreitender Gelegenheitsverkehr von einer Gruppe von Verkehrsunternehmen betrieben, die für Rechnung 

desselben Auftraggebers tätig sind, und nehmen die Fahrgäste dabei gegebenenfalls bei einem anderen Verkehrsunternehmen 

derselben Gruppe eine Anschlussverbindung auf der Strecke wahr, muss sich das Original des Fahrtenblattes in dem diesen Dienst 

ausführenden Fahrzeug befinden. Eine Durchschrift dieses Fahrtenblattes befindet sich am Sitz jedes betreffenden Unternehmens. 

C. BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR KABOTAGEBEFÖRDERUNGEN IM GELEGENHEITSVERKEHR 

1. Vorbehaltlich der Anwendung der Gemeinschaftsregelung unterliegt die Durchführung von Kabotagebeförderungen im 

Gelegenheitsverkehr den Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats in folgenden Bereichen: 

i) für den Beförderungsvertrag geltende Bedingungen; 

ii) Fahrzeuggewichte und -abmessungen; 

iii) Vorschriften für die Beförderung bestimmter Personengruppen, und zwar Schüler, Kinder und in ihrer Bewegungsfähigkeit 

beeinträchtigte Personen; 

iv) ;Lenk- und Ruhezeiten 

v) Mehrwertsteuer (MwSt.) oder Umsatzsteuer auf die Beförderungsdienstleistungen; dabei gelten für Leistungen gemäß 

Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung 

die Bestimmungen der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem1, 

insbesondere Artikel 48 in Verbindung mit Artikel 193 und Artikel 194. 

2. Für die bei der Kabotagebeförderung eingesetzten Fahrzeuge gelten dieselben technischen Bau- und Ausrüstungsnormen wie für 

die zum grenzüberschreitenden Verkehr zugelassenen Fahrzeuge. 

3. Die unter Nummer 1 und Nummer 2 genannten einzelstaatlichen Vorschriften werden von den EU-Mitgliedstaaten auf die 

nichtansässigen Verkehrsunternehmer unter denselben Bedingungen wie gegenüber ihren eigenen Staatsangehörigen angewandt, 

damit jede offenkundige oder versteckte Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit oder des Niederlassungsorts tatsächlich 

ausgeschlossen ist. 

4. Bei Kabotagebeförderungen im Gelegenheitsverkehr sind die Fahrtenblätter vom Verkehrsunternehmer an die zuständige Behörde 

oder Stelle des Niederlassungsmitgliedstaats gemäß den von dieser festzulegenden Bedingungen zurückzusenden2. 

5. Bei der Durchführung von Kabotagebeförderungen in Sonderformen des Linienverkehrs ist das Fahrtenblatt in Form einer 

monatlichen Aufstellung auszufüllen und vom Verkehrsunternehmer an die zuständige Behörde oder Stelle des 

Niederlassungsmitgliedstaats gemäß den von dieser festzulegenden Bedingungen zurückzusenden. 

-------------- 

 
1 ABl. L 347 vom 11.12.2006, S. 1. 
2 Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten können diese Nummer 4 durch Auskünfte zu der Stelle, die mit der Entgegennahme der 

Fahrtenblätter betraut ist, sowie zu den Modalitäten der Weiterleitung dieser Informationen ergänzen. 



 

 

 

& /de 123 

Anlage 4 

 

Deckblatt 

(Papier: Format DIN A4, ungestrichen) 

Wortlaut in der Amtssprache des Mitgliedstaats der Union oder des assoziierten Staates (Andorra), in dem der 

Verkehrsunternehmer niedergelassen ist.  

 

GENEHMIGUNGSANTRAG FÜR1: 

EINEN LINIENVERKEHR □ 

EINE SONDERFORM DES LINIENVERKEHRS2 □ 

DIE ERNEUERUNG DER GENEHMIGUNG FÜR EINEN VERKEHRSDIENST3 □ 

EINE ÄNDERUNG DER BEDINGUNGEN FÜR EINEN GENEHMIGTEN VERKEHRSDIENST4□ 

 

 

mit Kraftomnibussen zwischen den EU-Mitgliedstaaten und Andorra auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 

in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung 

an: ………………………………………………………………………………………………………………..…. 

(zuständige Behörde) 

1. Name und Vorname des Antragstellers oder Firmenbezeichnung sowie Anschrift, Telefon- und Faxnummer und/oder E-

Mail des antragstellenden und ggf. des geschäftsführenden Unternehmens einer Unternehmensvereinigung: 

…………………………………………………………………………………………………................................ 

…………………………………………………………………………………………………................................ 

2. Verkehrsdienst(e) betrieben durch1 

Unternehmen □ Unternehmensvereinigung □ Unterauftragnehmer □ 

3. Namen und Anschriften des/der 

Verkehrsunternehmer(s), an der Vereinigung beteiligten Unternehmen(s) oder Unterauftragnehmer(s)4, 5  

3.1 ……………………………………………………..………Tel. ………………………..……………………… 

3.2 ……………………………………………………..………Tel. ………………………..……………………… 

3.3 ……………………………………………………..………Tel. ………………………..……………………… 

3.4 ……………………………………………………..………Tel. ………………………..……………………… 

(Antrag auf Genehmigung oder auf Erneuerung einer Genehmigung — Seite 2) 

4. Bei Sonderformen des Linienverkehrs: 

4.1 Fahrgastkategorie: ……………………………………………………………………………….. 

 
1 Zutreffendes bitte ankreuzen. 
2 Sonderformen des Linienverkehrs, die zwischen dem Veranstalter und dem Verkehrsunternehmer nicht vertraglich geregelt sind. 
3 Nach Maßgabe von Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009. 
4 Bitte jeweils angeben, ob es sich um ein Mitglied einer Unternehmensvereinigung oder einen Unterauftragnehmer handelt. 
5 Liste ggf. beifügen. 
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5. Gültigkeitsdauer der beantragten Genehmigung oder Termin der Durchführung des Verkehrsdienstes: 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

6. Hauptstrecke des Verkehrsdienstes (Orte, an denen Fahrgäste zusteigen, unterstreichen): 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

7. Dauer des Verkehrsdienstes: 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

8. Häufigkeit (täglich, wöchentlich usw.): 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

9. Fahrpreise: ……………………………………………….… Anhang beigefügt 

10. Bitte als Anlage einen Fahrplan beilegen, anhand dessen die Einhaltung der Rechtsvorschriften der Union über die Lenk- 

und Ruhezeiten überprüft werden kann. 

11. Zahl der beantragten Genehmigungen oder Durchschriften6: 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

12. Zusätzliche Angaben: 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

13. ………………………………………. ………………………………………………….. 

 (Ort und Datum) (Unterschrift des Antragstellers) 

(Antrag auf Genehmigung oder auf Erneuerung einer Genehmigung – Seite 3) 

 

 
6 Der Antragsteller wird darauf hingewiesen, dass, da die Genehmigung stets im Fahrzeug mitzuführen ist, die Anzahl der Genehmigungen der 

Anzahl der für den beantragten Verkehrsdienst gleichzeitig eingesetzten Fahrzeuge entsprechen muss. 
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WICHTIGER HINWEIS 

1. Dem Antrag sind beizufügen: 

a) die Fahrpläne; 

b) die Fahrpreistabellen; 

c) eine beglaubigte Kopie der Gemeinschaftslizenz für den gewerblichen grenzüberschreitenden 

Personenkraftverkehr gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des 

Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung; 

d) detaillierte Angaben zu Art und Umfang des Verkehrsdienstes, den der Antragsteller betreiben will, falls es sich 

um einen Antrag auf Einrichtung eines Verkehrsdienstes handelt, oder den er betrieben hat, falls es sich um einen 

Antrag auf Erneuerung einer Genehmigung handelt; 

e) eine Karte in geeignetem Maßstab, auf der die Fahrtstrecke sowie die Orte, an denen Fahrgäste aufgenommen 

oder abgesetzt werden, verzeichnet sind; 

f) einen Fahrplan, anhand dessen die Einhaltung der Rechtsvorschriften der Union über die Lenk- und Ruhezeiten 

überprüft werden kann. 

2. Der Antragsteller erteilt zur Begründung seines Genehmigungsantrags alle zusätzlichen Angaben, die er für zweckdienlich 

hält oder um die die Genehmigungsbehörde ersucht. 

3. Nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra 

angepassten Fassung sind folgende Verkehrsdienste genehmigungspflichtig: 

a) Linienverkehr, d. h. die regelmäßige Beförderung von Fahrgästen auf einer bestimmten Verkehrsverbindung, 

wobei Fahrgäste an vorher festgelegten Haltestellen aufgenommen oder abgesetzt werden können. Linienverkehr 

ist ungeachtet einer etwaigen Buchungspflicht für jedermann zugänglich. Eine Anpassung der 

Beförderungsbedingungen eines solchen Verkehrsdienstes beeinträchtigt nicht seine Eigenschaft als 

Linienverkehr; 

b) Sonderformen des Linienverkehrs, die zwischen dem Veranstalter und dem Verkehrsunternehmer nicht 

vertraglich geregelt sind. Als Linienverkehr gelten auch Verkehrsdienste zur regelmäßigen Beförderung 

bestimmter Gruppen von Fahrgästen unter Ausschluss anderer Fahrgäste, unabhängig davon, wer Veranstalter 

der Fahrten ist. Solche Verkehrsdienste werden als „Sonderformen des Linienverkehrs“ bezeichnet; dazu zählen 

insbesondere: 

i) die Beförderung von Arbeitnehmern zwischen Wohnort und Arbeitsstätte; 

ii) die Beförderung von Schülern und Studenten zwischen Wohnort und Lehranstalt. 

Die Anpassung eines Sonderverkehrsdienstes an wechselnde Bedürfnisse der Nutzer berührt nicht die Einstufung 

eines solchen Dienstes als Sonderform des Linienverkehrs. 

4. Der Genehmigungsantrag ist bei der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats zu stellen, in dessen Hoheitsgebiet sich der 

Ausgangsort des Verkehrsdienstes, d. h. eine der Endhaltestellen des Verkehrsdienstes, befindet. 

5. Die maximale Gültigkeitsdauer der Genehmigungen beträgt fünf Jahre. 
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Anlage 5 

(Genehmigung – Seite 1) 

(Papier: Farbe Pantone 182 (Pink), oder möglichst ähnlicher Farbton, Format DIN A4 Papier 100 g/m2 oder mehr, ungestrichen) 

Wortlaut in der Amtssprache Andorras 

 

STAAT, DER DIE GENEHMIGUNG AUSSTELLT      Zuständige Behörde 

 

Nationalitätszeichen1           ……………………………………. 

 

GENEHMIGUNG Nr. … 

eines Linienverkehrs2 

einer Sonderform des Linienverkehrs 

mit Kraftomnibussen zwischen den EU-Mitgliedstaaten und Andorra gemäß 

Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten 

Fassung 

an: …………………………………………………………………………………………………………………... 

(Name und Vorname oder Firmenbezeichnung des Inhabers bzw. des geschäftsführenden Unternehmens einer 

Unternehmensvereinigung) 

………………………………………………………………………………………………………………………. 

Anschrift: …………………………………………………………………………………………………………… 

Tel., Fax und/oder E-Mail: …………………………………………………………………………………………. 

Namen, Anschrift, Telefon- und Telefax-Nummer und/oder E-Mail-Adresse der an der Unternehmensvereinigung beteiligten und der 

als Unterauftragnehmer tätigen Verkehrsunternehmer: 

(1) ……………………………………………………………………………………………………………… 

(2) …………………………………………………………………………………………………………….... 

(3) …………………………………………………………………………………………………………….... 

(4) …………………………………………………………………………………………………………........ 

(5) ……………………………………………………………………………………………………………… 

Liste liegt ggf. bei. 

Die Genehmigung erlischt am: … … … ……………………………………………………………………………………….. 

 ……………………………….               ……………………………………….. 

(Ort und Datum der Ausstellung)   (Unterschrift und Stempel der Behörde oder Stelle, die die 

Genehmigung erteilt) 

 
1 Andorra (AND). 
2 Nichtzutreffendes streichen. 
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(Genehmigung Nr. …………… – Seite 2) 

 

1. Streckenführung: 

 a) Ausgangsort des Verkehrsdienstes: ……………………………………………………………. 

 b) Zielort des Verkehrsdienstes: ………………………………………………………………….. 

 c) Hauptstreckenführung des Verkehrsdienstes, wobei die Orte, an denen Fahrgäste aufgenommen  

oder abgesetzt werden, unterstrichen sind: ……………….……………….……………….………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………………………… 

2. Dauer des Verkehrsdienstes: …………………………………………………………………………………… 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

3. Häufigkeit: ………………………………………………………………………………………………. 

4. Fahrplan: ………..……………………………………………………………………………………….. 

5. Sonderformen des Linienverkehrs: 

— Fahrgastkategorie: .………………………………………………………………………………… 

6. Besondere Bedingungen oder Bemerkungen (z. B. genehmigte Kabotagebeförderungen1): 

………………………………………………………………………………………………………….………… 

………………………………………………………………………………………………………….………… 

………………………………………………………………………………………………………….………… 

………………………………………………………………………………………………………….………… 

………………………………………………………………………………………………………….………… 

………………………………………………………………………………………………………….………… 

 

 

      ……………………………………….. 

     (Stempel und/oder Unterschrift der Genehmigungsbehörde) 

 
1 Die mit dem Aufnahmemitgliedstaat vereinbart und der Genehmigungsbehörde innerhalb der Frist nach Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung 

(EG) Nr. 1073/2009 mitgeteilt wurden. 



 

 

 

& /de 128 

(Genehmigung – Seite 3) 

 

Wortlaut in der Amtssprache Andorras  

 

WICHTIGER HINWEIS 

1. Diese Genehmigung gilt für die gesamte Fahrtstrecke. Sie darf nicht von einem Unternehmen verwendet werden, dessen 

Namen darauf nicht genannt ist. 

2. Die Genehmigung oder eine von der Genehmigungsbehörde beglaubigte Kopie ist während der gesamten Dauer der Fahrt 

im Fahrzeug mitzuführen und den Kontrollberechtigten auf Verlangen jederzeit vorzuzeigen. 

3. Eine beglaubigte Kopie der Gemeinschaftslizenz ist im Fahrzeug mitzuführen. 
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Anlage 6 

(Bescheinigung – Seite 1) 

(Papier: Farbe Pantone 100 (gelb) oder möglichst ähnlicher Farbton, Format DIN A4 — Stärke 100 g/m2 oder mehr, ungestrichen) 

Wortlaut in der Amtssprache Andorras  

 

STAAT, DER DIE BESCHEINIGUNG AUSSTELLT      Zuständige Behörde 

Nationalitätszeichen1                     ..…………………………. 

BESCHEINIGUNG 

aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten 

Fassung für Beförderungen im Werkverkehr auf der Straße zwischen EU-Mitgliedstaaten und Andorra 

 _______________________________________________________________________________ 

(Von der natürlichen oder juristischen Person auszufüllen, die diese Beförderungen im Werkverkehr durchführt) 

Der/Die Unterzeichnete …………………………………………………………………………………….. 

verantwortliche Person des Unternehmens oder der Vereinigung ohne Erwerbszweck oder einer sonstigen Vereinigung (bitte 

erläutern) 

………………………………………………………………………………………………………………………. 

(Name und Vorname oder andere amtliche Bezeichnung, vollständige Anschrift) 

bestätigt, 

— dass er/sie Beförderungen ohne Erwerbsabsicht durchführt, 

— dass die Beförderung für die betreffende natürliche oder juristische Person lediglich eine Nebentätigkeit darstellt, 

— dass der Kraftomnibus mit dem amtlichen Kennzeichen ………………Eigentum, Gegenstand eines Abzahlungsgeschäfts 

oder eines Langzeitleasingvertrages ist, 

— dass der Kraftomnibus von einem Angehörigen des Personals der natürlichen oder juristischen Person oder von der 

natürlichen Person selbst oder von Personal, das bei dem Unternehmen beschäftigt ist oder ihm im Rahmen einer 

vertraglichen Verpflichtung zur Verfügung gestellt wurde, geführt wird. 

………………………………………………………………………………………………………………………. 

(Unterschrift der natürlichen Person oder eines Vertreters der juristischen Person) 

  ____________________________________________________________ 

(von der zuständigen Behörde auszufüllen) 

Dieses Dokument ist eine Bescheinigung im Sinne von Artikel 5 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke 

des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung. 

 

……………………………….    …………………………………………….. 

(Gültigkeitsdauer)     (Ort und Datum der Ausstellung) 

      …………………………………………………. 

(Unterschrift und Stempel der zuständigen Behörde) 

 
1 Andorra (AND). 
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(Bescheinigung – Seite 2) 

Wortlaut in der Amtssprache Andorras 

 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1. Gemäß Artikel 2 Nummer 5 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit 

Andorra angepassten Fassung ist Werkverkehr der nicht kommerzielle Verkehrsdienst ohne Erwerbszweck, den eine 

natürliche oder juristische Person unter folgenden Bedingungen durchführt: 

—  bei der Beförderungstätigkeit handelt es sich lediglich um eine Nebentätigkeit der natürlichen oder juristischen 

Person und 

—  die eingesetzten Fahrzeuge sind Eigentum der natürlichen oder juristischen Person oder wurden von ihr im 

Rahmen eines Abzahlungsgeschäfts gekauft oder sind Gegenstand eines Langzeitleasingvertrages und werden 

von einem Angehörigen des Personals der natürlichen oder juristischen Person oder von der natürlichen Person 

selbst oder von Personal, das bei dem Unternehmen beschäftigt ist oder ihm im Rahmen einer vertraglichen 

Verpflichtung zur Verfügung gestellt wurde, geführt. 

2. Jeder im Werkverkehr tätige Verkehrsunternehmer ist gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 in 

der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung ohne Diskriminierung aufgrund der 

Staatsangehörigkeit oder des Ortes der Niederlassung zu diesen Verkehrsdiensten zugelassen, wenn er 

—  im Mitgliedstaat, in dem er ansässig ist, nach den Bedingungen für den Zugang zum Markt, die in den 

einzelstaatlichen Rechtsvorschriften festgelegt sind, die Genehmigung für Personenbeförderungen mit 

Kraftomnibussen erhalten hat; 

—  die Rechtsvorschriften über die Sicherheit im Straßenverkehr für Fahrer und Fahrzeuge erfüllt. 

3. Für die in Nummer 1 genannten Beförderungen im Werkverkehr gilt eine Bescheinigungsregelung. 

4. Die Bescheinigung berechtigt ihren Inhaber zu grenzüberschreitenden Beförderungen im Werkverkehr mit 

Kraftomnibussen. Sie wird von der zuständigen Stelle des Mitgliedstaats oder Andorras, wo das Fahrzeug zugelassen ist, 

ausgestellt und gilt für die gesamte Fahrstrecke einschließlich des Transits. 

5. Die Bescheinigung ist von einer natürlichen Person oder vom Verantwortlichen der juristischen Person in dreifacher 

Ausfertigung in dauerhaften Druckbuchstaben auszufüllen und von der zuständigen Behörde zu ergänzen. Eine 

Durchschrift wird bei der Verwaltungsbehörde aufbewahrt, eine zweite verbleibt bei der natürlichen oder juristischen 

Person. Das Original oder eine beglaubigte Durchschrift ist vom Fahrer während der gesamten Dauer der Fahrt im 

grenzüberschreitenden Verkehr im Fahrzeug mitzuführen. Die Bescheinigung ist den Kontrollberechtigten auf Verlangen 

jederzeit vorzuzeigen. Die natürliche oder juristische Person ist für die ordnungsgemäße Führung der Bescheinigungen 

verantwortlich. 

6. Die Geltungsdauer der Bescheinigung beträgt höchstens fünf Jahre. 

_______________ 
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Anlage 7 

MUSTER DER MITTEILUNG 

(gemäß Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 vom 21. Oktober 

2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum grenzüberschreitenden 

Personenkraftverkehrsmarkt und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006) in 

der für die Zwecke des Assoziationsabkommens mit Andorra angepassten Fassung 

 

Anzahl der Genehmigungen, die für Kabotagebeförderungen im Linienverkehr in den Jahren 

………………………………… (Zweijahreszeitraum) 

in ……………………………………….. (Name des Aufnahmemitgliedstaats oder assoziierten Staats) erteilt wurden 

 

Land, in dem der Unternehmer 

ansässig ist 

Anzahl der erteilten Genehmigungen 

AND  

B  

BG  

CZ  

DK  

D  

EST  

GR  

E  

F  

IRL  

HR  

I  

CY  

LV  

LT  

L  
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Land, in dem der Unternehmer 

ansässig ist 

Anzahl der erteilten Genehmigungen 

H  

M  

NL  

A  

PL  

P  

RO  

SLO  

SK  

FIN  

S  

Insgesamt  

 



 

 

 

& /de 1 

ANHANG XIV 

 

 

WETTBEWERB 

 

Liste nach Artikel 41 des Rahmenabkommens 

 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

1 Gruppenfreistellungen ................................................................................................................ 3 

2 Landwirtschaft ............................................................................................................................ 5 

3 Versicherungssektor ................................................................................................................... 8 

4 Verkehrswesen ............................................................................................................................ 8 

5 Informations- und Kommunikationstechnologien .................................................................... 10 
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EINLEITUNG 

 

Falls die Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder sich 

auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten, deren Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren; 

 

so findet Rahmenprotokoll 1 über horizontale Anpassungen Anwendung, soweit in diesem Anhang 

nichts anderes bestimmt ist. 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 
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KAPITEL 1 

 

GRUPPENFREISTELLUNGEN 

 

1. 32014 R 0316: Verordnung (EU) Nr. 316/2014 der Kommission vom 21. März 2014 über die 

Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union auf Gruppen von Technologietransfer-Vereinbarungen (ABl. L 93 vom 28.3.2014, 

S. 17) 

 

2. 32010 R 1218: Verordnung (EU) Nr. 1218/2010 der Kommission vom 14. Dezember 2010 

über die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union auf bestimmte Gruppen von Spezialisierungsvereinbarungen (ABl. L 335 

vom 18.12.2010, S. 43), geändert durch: 

 

– 32022 R 2456: Verordnung (EU) 2022/2456 der Kommission vom 8. Dezember 2022 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1218/2010 über die Anwendung von 

Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf 

bestimmte Gruppen von Spezialisierungsvereinbarungen (ABl. L 321 vom 15.12.2022, 

S. 3) 

 

3. 32010 R 1217: Verordnung (EU) Nr. 1217/2010 der Kommission vom 14. Dezember 2010 

über die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen über Forschung und 

Entwicklung (ABl. L 335 vom 18.12.2010, S. 36), geändert durch: 

 

– 32022 R 2455: Verordnung (EU) 2022/2455 der Kommission vom 8. Dezember 2022 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1217/2010 über die Anwendung von 

Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf 

bestimmte Gruppen von Vereinbarungen über Forschung und Entwicklung (ABl. L 321 

vom 15.12.2022, S. 1) 
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4. 32022 R 0720: Verordnung (EU) 2022/720 der Kommission vom 10. Mai 2022 über die 

Anwendung des Artikels 101 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union auf Gruppen von vertikalen Vereinbarungen und abgestimmten Verhaltensweisen 

(ABl. L 134 vom 11.5.2022, S. 4) 

 

5. 32010 R 0461: Verordnung (EU) Nr. 461/2010 der Kommission vom 27. Mai 2010 über die 

Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union auf Gruppen von vertikalen Vereinbarungen und abgestimmten Verhaltensweisen im 

Kraftfahrzeugsektor (ABl. L 129 vom 28.5.2010, S. 52) 

 

6. 31971 R 2821: Verordnung (EWG) Nr. 2821/71 des Rates vom 20. Dezember 1971 über die 

Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen, 

Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen (ABl. L 285 vom 29.12.1971, 

S. 46), geändert durch: 

 

– 31972 R 2743: Verordnung (EWG) Nr. 2743/72 des Rates vom 19. Dezember 1972 zur 

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2821/71 über die Anwendung von Artikel 85 

Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander 

abgestimmte Verhaltensweisen (ABl. L 291 vom 28.12.1972, S. 144) 

 

– 32003 R 0001: Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur 

Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten 

Wettbewerbsregeln (ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 1) 
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7. 31965 R 0019: Verordnung Nr. 19/65/EWG des Rates vom 2. März 1965 über die 

Anwendung von Artikel 85 Absatz (3) des Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen und 

aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen (ABl. L 36 vom 6.3.1965, S. 533), geändert 

durch: 

 

– 31999 R 1215: Verordnung (EG) Nr. 1215/1999 des Rates vom 10. Juni 1999 zur 

Änderung der Verordnung Nr. 19/65/EWG über die Anwendung von Artikel 81 

Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander 

abgestimmten Verhaltensweisen (ABl. L 148 vom 15.6.1999, S. 1) 

 

– 32003 R 0001: Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur 

Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten 

Wettbewerbsregeln (ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 1) 

 

 

KAPITEL 2 

 

LANDWIRTSCHAFT 

 

1. 32013 R 1308: Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche 

Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, 

(EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671), geändert 

durch: 

 

– 32013 R 1310: Verordnung (EU) Nr. 1310/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 17. Dezember 2013 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 865) 
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– 32016 R 0791: Verordnung (EU) 2016/791 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Mai 2016 (ABl. L 135 vom 24.5.2016, S. 1) 

 

– 32016 R 1166: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1166 der Kommission vom 17. Mai 

2016 (ABl. L 193 vom 19.7.2016, S. 17) 

 

– 32016 R 1226: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1226 der Kommission vom 4. Mai 

2016 (ABl. L 202 vom 28.7.2016, S. 5) 

 

– 32017 R 2393: Verordnung (EU) 2017/2393 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 13. Dezember 2017 (ABl. L 350 vom 29.12.2017, S. 15) 

 

– 32020 R 2220: Verordnung (EU) 2020/2220 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 23. Dezember 2020 (ABl. L 437 vom 28.12.2020, S. 1) 

 

– 32021 R 2117: Verordnung (EU) 2021/2117 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 2. Dezember 2021 (ABl. L 435 vom 6.12.2021, S. 262) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

Nur die folgenden Bestimmungen der Verordnung finden Anwendung: Artikel 125, 149, 152, 

164, 166a, 167, 167a, 206 bis 210a und 222. 
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2. 32013 R 1379: Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Dezember 2013 über die gemeinsame Marktorganisation für Erzeugnisse der 

Fischerei und der Aquakultur, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1184/2006 und (EG) 

Nr. 1224/2009 des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates 

(ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 1), geändert durch: 

 

– 32013 R 1385 Verordnung (EU) Nr. 1385/2013 des Rates vom 17. Dezember 2013 

(ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 86) 

 

– 32015 R 0812: Verordnung (EU) 2015/812 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Mai 2015 (ABl. L 133 vom 29.5.2015, S. 1) 

 

– 32020 R 0560 Verordnung (EU) 2020/560 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. April 2020 (ABl. L 130 vom 24.4.2020, S. 11) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. 
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KAPITEL 3 

 

VERSICHERUNGSSEKTOR 

 

1. 31991 R 1534: Verordnung (EWG) Nr. 1534/91 des Rates vom 31. Mai 1991 über die 

Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf bestimmte Gruppen von 

Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen im Bereich 

der Versicherungswirtschaft (ABl. L 143 vom 7.6.1991, S. 1) 

 

 

KAPITEL 4 

 

VERKEHR 

 

1. 32009 R 0906: Verordnung (EG) Nr. 906/2009 der Kommission vom 28. September 2009 

über die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag auf bestimmte Gruppen von 

Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen zwischen 

Seeschifffahrtsunternehmen (Konsortien) (ABl. L 256 vom 29.9.2009, S. 31), geändert durch: 

 

– 32014 R 0697: Verordnung (EU) Nr. 697/2014 der Kommission vom 24. Juni 2014 

(ABl. L 184 vom 25.6.2014, S. 3) 

 

– 32020 R 0436: Verordnung (EU) 2020/436 der Kommission vom 24. März 2020 (ABl. 

L 90 vom 25.3.2020, S. 1) 
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Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. 

 

2. 32009 R 0246: Verordnung (EG) Nr. 246/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 über die 

Anwendung des Artikels 81 Absatz 3 des Vertrages auf bestimmte Gruppen von 

Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen zwischen 

Seeschifffahrtsunternehmen (Konsortien) (kodifizierte Fassung) (ABl. L 79 vom 25.3.2009, 

S. 1) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. 

 

3. 32009 R 0169: Verordnung (EG) Nr. 169/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 über die 

Anwendung von Wettbewerbsregeln auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und 

Binnenschiffsverkehrs (ABl. L 61 vom 5.3.2009, S. 1) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen gilt für die Wettbewerbsregeln im 

Eisenbahn- und Binnenschiffsverkehr. 
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KAPITEL 5 

 

INFORMATIONS- UND KOMMUNIKATIONSTECHNOLOGIEN 

 

1. 32018 L 1972: Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2018 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation 

(Neufassung) (ABl. L 321 vom 17.12.2018, S. 36) 

 

2. 32008 L 0063: Richtlinie 2008/63/EG der Kommission vom 20. Juni 2008 über den 

Wettbewerb auf dem Markt für Telekommunikationsendeinrichtungen (kodifizierte Fassung) 

(ABl. L 162 vom 21.6.2008, S. 20) 

 

3. 32002 L 0077: Richtlinie 2002/77/EG der Kommission vom 16. September 2002 über den 

Wettbewerb auf den Märkten für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste (ABl. 

L 249 vom 17.9.2002, S. 21) 
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RECHTSAKTE, DIE DIE KOMMISSION UND DIE NATIONALEN BEHÖRDEN ANDORRAS 

ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

Die Kommission und die nationalen Behörden Andorras berücksichtigen bei der Anwendung der 

Artikel 38 bis 43 dieses Abkommens und der Vorschriften, auf die in diesem Anhang Bezug 

genommen wird, die Grundsätze und Regelungen der folgenden Rechtsakte gebührend. 

 

1. 52014 XC 0328(01): Mitteilung der Kommission — Leitlinien zur Anwendung von 

Artikel 101 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf 

Technologietransfer-Vereinbarungen (ABl. C 89 vom 28.3.2014, S. 3) 

 

2. 52011 XC 0114(04): Mitteilung der Kommission — Leitlinien zur Anwendbarkeit des 

Artikels 101 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf Vereinbarungen 

über horizontale Zusammenarbeit (ABl. C 11 vom 14.1.2011, S. 1, Berichtigung in ABl. C 33 

vom 2.2.2011, S. 20) 

 

3. 52022 XC 0630(01): Leitlinien für vertikale Beschränkungen („Vertikal-Leitlinien“) 

Bekanntmachung der Kommission – Leitlinien für vertikale Beschränkungen 2022/C 248/01, 

C/2022/4238 (ABl. C 248 vom 30.6.2022, S. 1) 

 

4. 52010 XC 0528(01): Bekanntmachung der Kommission — Ergänzende Leitlinien für 

vertikale Beschränkungen in Vereinbarungen über den Verkauf und die Instandsetzung von 

Kraftfahrzeugen und den Vertrieb von Kraftfahrzeugersatzteilen (ABl. C 138 vom 28.5.2010, 

S. 16) 

 

5. 52004 XC 0427(07): Bekanntmachung der Kommission — Leitlinien zur Anwendung von 

Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag (ABl. C 101 vom 27.4.2004, S. 97) 
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6. 52009 XC 0224(01): Mitteilung der Kommission — Erläuterungen zu den Prioritäten der 

Kommission bei der Anwendung von Artikel 82 des EG-Vertrags auf Fälle von 

Behinderungsmissbrauch durch marktbeherrschende Unternehmen (ABl. C 45 vom 

24.2.2009, S. 7) 

 

7. 52004 XC 0427(06): Bekanntmachung der Kommission — Leitlinien über den Begriff der 

Beeinträchtigung des zwischenstaatlichen Handels in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags 

(ABl. C 101 vom 27.4.2004, S. 81) 

 

8. 52014 XC 0830(01): Mitteilung der Kommission — Bekanntmachung über Vereinbarungen 

von geringer Bedeutung, die im Sinne des Artikels 101 Absatz 1 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union den Wettbewerb nicht spürbar beschränken (De-

minimis-Bekanntmachung) (ABl. C 291 vom 30.8.2014, S. 1) 

 

9. Leitlinien zu „bezweckten“ Wettbewerbsbeschränkungen im Hinblick auf die Bestimmung, 

welche Vereinbarungen unter die De-minimis-Bekanntmachung fallen können, 

SWD(2014) 198 final 

 

10. 31979 Y 0103(01): Bekanntmachung der Kommission vom 18. Dezember 1978 über die 

Beurteilung von Zulieferverträgen nach Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages zur Gründung der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (ABl. C 1 vom 3.1.1979, S. 2) 

 

11. 52010 XC 0330(02): Mitteilung der Kommission über die Anwendung von Artikel 101 

Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf Gruppen von 

Vereinbarungen, Beschlüssen und abgestimmten Verhaltensweisen im Versicherungssektor 

(ABl. C 82 vom 30.3.2010, S. 20) 
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12. 31998 Y 0206(01): Bekanntmachung der Kommission über die Anwendung der 

Wettbewerbsregeln auf den Postsektor und über die Beurteilung bestimmter staatlicher 

Maßnahmen betreffend Postdienste (ABl. C 39 vom 6.2.1998, S. 2) 

 

13. 31997 Y 0930(01): Erläuterung der Empfehlungen der Kommission zur Anwendung der 

Wettbewerbsregeln auf neue Verkehrsinfrastrukturprojekte (ABl. C 298 vom 30.9.1997, S. 5) 

 

14. 52018 XC 0507(01): Mitteilung der Kommission — Leitlinien zur Marktanalyse und 

Ermittlung beträchtlicher Marktmacht nach dem EU-Rechtsrahmen für elektronische 

Kommunikationsnetze und –dienste (ABl. C 159 vom 7.5.2018, S. 1) 

 

 

________________ 
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STAATLICHE BEIHILFEN 
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EINLEITUNG 

 

Falls die Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder sich 

auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten, deren Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren; 

 

so findet Rahmenprotokoll 1 über horizontale Anpassungen Anwendung, soweit in diesem Anhang 

nichts anderes bestimmt ist. 

 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 
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KAPITEL 1 

 

VERFAHRENSVORSCHRIFTEN 

 

1. 32015 R 1589: Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates vom 13. Juli 2015 über besondere 

Vorschriften für die Anwendung von Artikel 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (ABl. L 248 vom 24.9.2015, S. 9) 

 

2. 32004 R 0794: Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004 zur 

Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates über besondere Vorschriften für 

die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags (ABl. L 140 vom 30.4.2004, S. 1), geändert 

durch: 

 

– 32006 R 1627: Verordnung (EG) Nr. 1627/2006 der Kommission vom 24. Oktober 

2006 (ABl. L 302 vom 1.11.2006, S. 10) 

 

– 32008 R 0271: Verordnung (EG) Nr. 271/2008 der Kommission vom 30. Januar 2008 

(ABl. L 82 vom 25.3.2008, S. 1) 

 

– 32009 R 0257: Verordnung (EG) Nr. 257/2009 der Kommission vom 24. März 2009 

(ABl. L 81 vom 27.3.2009, S. 15) 

 

– 32014 R 0372: Verordnung (EU) Nr. 372/2014 der Kommission vom 9. April 2014 

(ABl. L 109 vom 12.4.2014, S. 14) 
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– 32015 R 2282: Verordnung (EU) 2015/2282 der Kommission vom 27. November 2015 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 hinsichtlich der Anmeldeformulare 

und Anmeldebögen (ABl. L 325 vom 10.12.2015, S. 1) 

 

– 32016 R 0246: Verordnung (EU) 2016/246 der Kommission vom 3. Februar 2016 (ABl. 

L 51 vom 26.2.2016, S. 1) 

 

– 32016 R 2105: Verordnung (EU) 2016/2105 der Kommission vom 1. Dezember 2016 

(ABl. L 327 vom 2.12.2016, S. 19) 

 

 

KAPITEL 2 

 

GRUPPENFREISTELLUNGSVERORDNUNGEN 

 

1. 32015 R 1588: Verordnung (EU) 2015/1588 des Rates vom 13. Juli 2015 (ABl. L 248 vom 

24.9.2015, S. 1), geändert durch: 

 

– 32018 R 1911: Verordnung (EU) 2018/1911 der Kommission vom 26. November 2018 

(ABl. L 311 vom 7.12.2018, S. 8) 
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2. 32014 R 0651: Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur 

Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in 

Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union (ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1), geändert durch: 

 

– 32017 R 1084: Verordnung (EU) 2017/1084 der Kommission vom 14. Juni 2017 (ABl. 

L 156 vom 20.6.2017, S. 1) 

 

– 32020 R 0972: Verordnung (EU) 2020/972 der Kommission vom 2. Juli 2020 (ABl. 

L 215 vom 7.7.2020, S. 3) 

 

– 32021 R 0452: Verordnung (EU) 2021/452 der Kommission vom 15. März 2021 (ABl. 

L 89 vom 16.3.2021, S. 1) 

 

– 32021 R 1237: Verordnung (EU) 2021/1237 der Kommission vom 23. Juli 2021 (ABl. 

L 270 vom 29.7.2021, S. 39) 

 

3. 32007 R 1370: Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und 

zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates 

(ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1), geändert durch: 

 

– 32016 R 2338: Verordnung (EU) 2016/2338 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 14. Dezember 2016 (ABl. L 354 vom 23.12.2016, S. 22) 
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4. 32022 R 2472: Verordnung (EU) 2022/2472 der Kommission vom 14. Dezember 2022 zur 

Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor 

und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 327 vom 21.12.2022, S. 1) 

 

5. 32022 R 2473: Verordnung (EU) 2022/2473 der Kommission vom 14. Dezember 2022 zur 

Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen zugunsten von in der 

Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung von Erzeugnissen der Fischerei und der 

Aquakultur tätigen Unternehmen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 

108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 327 vom 

21.12.2022, S. 82) 

 

6. 32010 D 0787: Beschluss 2010/787/EU des Rates vom 10. Dezember 2010 über staatliche 

Beihilfen zur Erleichterung der Stilllegung nicht wettbewerbsfähiger Steinkohlebergwerke 

(ABl. L 336 vom 21.12.2010, S. 24) 

 

 

KAPITEL 3 

 

„DE-MINIMIS“-BEIHILFEN 

 

1. 32013 R 1407: Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 

über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1), geändert 

durch: 

 

– 32020 R 0972: Verordnung (EU) 2020/972 der Kommission vom 2. Juli 2020 (ABl. 

L 215 vom 7.7.2020, S. 3) 
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2. 32012 R 0360: Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. April 2012 über die 

Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem 

wirtschaftlichem Interesse erbringen (ABl. L 114 vom 26.4.2012, S. 8), geändert durch: 

 

– 32018 R 1923: Verordnung (EU) 2018/1923 der Kommission vom 7. Dezember 2018 

(ABl. L 313 vom 10.12.2018, S. 2) 

 

– 32020 R 1474: Verordnung (EU) 2020/1474 der Kommission vom 13. Oktober 2020 

(ABl. L 337 vom 14.10.2020, S. 1) 

 

3. 32013 R 1408: Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 

über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor (ABl. L 352 vom 24.12.2013, 

S. 9), geändert durch: 

 

– 32019 R 0316: Verordnung (EU) 2019/316 der Kommission vom 21. Februar 2019 zur 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 über die Anwendung der Artikel 107 

und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-

Beihilfen im Agrarsektor (ABl. L 511 vom 22.2.2019, S. 1) 
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4. 32014 R 0717: Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27. Juni 2014 über die 

Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor (ABl. L 190 vom 

28.6.2014, S. 45), geändert durch: 

 

– 32020 R 2008: Verordnung (EU) 2020/2008 der Kommission vom 8. Dezember 2020 

zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 702/2014, (EU) Nr. 717/2014 und (EU) 

Nr. 1388/2014 hinsichtlich ihrer Geltungsdauer und anderer entsprechender 

Anpassungen (ABl. L 414 vom 9.12.2020, S. 15) 

 

– 32022 R 2514: Verordnung (EU) 2022/2514 der Kommission vom 14. Dezember 2022 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 717/2014 hinsichtlich ihrer Geltungsdauer 

(ABl. L 326 vom 21.12.2022, S. 8) 

 

 

KAPITEL 4 

 

TRANSPARENZ DER FINANZIELLEN BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DEN 

MITGLIEDSTAATEN  

UND DEN ÖFFENTLICHEN UNTERNEHMEN 

 

1. 32006 L 0111: Richtlinie 2006/111/EG der Kommission vom 16. November 2006 über die 

Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen 

Unternehmen sowie über die finanzielle Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen 

(ABl. L 318 vom 17.11.2006, S. 17) 
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RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 52019 XC 0723(01): Bekanntmachung der Kommission über die Rückforderung 

rechtswidriger und mit dem Binnenmarkt unvereinbarer staatlicher Beihilfen - C/2019/5396 

(ABl. C 247 vom 23.7.2019, S. 1) 

 

2. 52009 XC 0409(01): Bekanntmachung der Kommission über die Durchsetzung des 

Beihilfenrechts durch die einzelstaatlichen Gerichte (ABl. C 85 vom 9.4.2009, S. 1) 

 

3. 52008 XC 0119(01): Mitteilung der Kommission über die Änderung der Methode zur 

Festsetzung der Referenz- und Abzinsungssätze (ABl. C 14 vom 19.1.2008, S. 6) 

 

4. 52018 XC 0719(01): Verhaltenskodex für die Durchführung von Beihilfeverfahren – 

C/2018/4412 (ABl. C 253 vom 19.7.2018, S. 14) 

 

5. 52003 XC 1209(02): Mitteilung der Kommission C(2003) 4582 vom 1. Dezember 2003 zum 

Berufsgeheimnis in Beihilfeentscheidungen (ABl. C 297 vom 9.12.2003, S. 6) 

 

6. 52016 XC 0719(05): Bekanntmachung der Kommission zum Begriff der staatlichen Beihilfe 

im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union (ABl. C 262 vom 19.7.2016, S. 1) 

 

7. 52012 XC 0111(02): Mitteilung der Kommission über die Anwendung der 

Beihilfevorschriften der Europäischen Union auf Ausgleichsleistungen für die Erbringung von 

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (ABl. C 8 vom 11.1.2012, S. 4) 
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8. 52008 XC 0620(02): Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 

des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungsverpflichtungen und 

Bürgschaften (ABl. C 155 vom 20.6.2008, S. 10) 

 

9. 52021 XC 1230(02): Mitteilung der Kommission – Kriterien für die Würdigung der 

Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem 

europäischem Interesse mit dem Binnenmarkt (2021/C 528/02) (ABl. C 528 vom 30.12.2021, 

S. 10) 

 

10. 52021 XC 0429(01): Mitteilung der Kommission – Leitlinien für Regionalbeihilfen 

(2021/C 153/01) (ABl. C 153 vom 29.4.2021, S. 1) 

 

11. 52022 XC 1028(03): Mitteilung der Kommission – Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur 

Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation (ABl. C 414 vom 28.10.2022, S. 1) 

 

12. 52021 XC 1216(04): Mitteilung der Kommission — Leitlinien für staatliche Beihilfen zur 

Förderung von Risikofinanzierungen (ABl. C 508 vom 16.12.2021, S. 1) 

 

13. 52014 XC 0731(01): Mitteilung der Kommission – Leitlinien für staatliche Beihilfen zur 

Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. C 249 

vom 31.7.2014, S. 1), in ihrer verlängerten Fassung. 

 

14. 52009 XC 0811(01): Mitteilung der Kommission — Kriterien für die Bewertung der 

Vereinbarkeit einzeln anzumeldender Ausbildungsbeihilfen mit dem Gemeinsamen Markt 

(ABl. C 188 vom 11.8.2009, S. 1) 

 

15. 52009 XC 0811(02): Mitteilung der Kommission — Kriterien für die Bewertung der 

Vereinbarkeit einzeln anzumeldender staatlicher Beihilfen für die Beschäftigung von 

benachteiligten und behinderten Arbeitnehmern mit dem gemeinsamen Markt (ABl. C 188 

vom 11.8.2009, S. 6) 
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16. 52020 XC 0320(03): Mitteilung der Kommission – Befristeter Rahmen für staatliche 

Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19 

(ABl. C 91I vom 20.3.2020, S. 1), geändert durch: 

 

– Mitteilung der Kommission C(2020) 2215 (ABl. C 112I vom 4.4.2020, S. 1) 

 

– Mitteilung der Kommission C(2020) 3156 (ABl. C 164 vom 13.5.2020, S. 3) 

 

– Mitteilung der Kommission C(2020) 4509 (ABl. C 218 vom 2.7.2020, S. 3) 

 

– Mitteilung der Kommission C(2020) 7127 (ABl. C 340I vom 13.10.2020, S. 1) 

 

– Mitteilung der Kommission C(2021) 564 (ABl. C 34 vom 1.2.2021, S. 6) 

 

17. 52009 XC 0115(01): Mitteilung der Kommission — Die Rekapitalisierung von 

Finanzinstituten in der derzeitigen Finanzkrise: Beschränkung der Hilfen auf das erforderliche 

Minimum und Vorkehrungen gegen unverhältnismäßige Wettbewerbsverzerrungen (ABl. 

C 10 vom 15.1.2009, S. 2) 

 

18. 52009 XC 0326(01): Mitteilung der Kommission über die Behandlung wertgeminderter 

Aktiva im Bankensektor der Gemeinschaft (ABl. C 72 vom 26.3.2009, S. 1) 

 

19. 52009 XC 0819(03): Mitteilung der Kommission über die Wiederherstellung der Rentabilität 

und die Bewertung von Umstrukturierungsmaßnahmen im Finanzsektor im Rahmen der 

derzeitigen Krise gemäß den Beihilfevorschriften (ABl. C 195 vom 19.8.2009, S. 9) 
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20. 52010 XC 1207(04): Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschriften für 

staatliche Beihilfen auf Maßnahmen zur Stützung von Finanzinstituten im Kontext der 

Finanzkrise ab dem 1. Januar 2011 (ABl. C 329 vom 7.12.2010, S. 7) 

 

21. 52011 XC 1206(02): Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschriften für 

staatliche Beihilfen auf Maßnahmen zur Stützung von Banken im Kontext der Finanzkrise ab 

dem 1. Januar 2012 (ABl. C 356 vom 6.12.2011, S. 7) 

 

22. 52013 XC 0730(01): Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschriften für 

staatliche Beihilfen ab dem 1. August 2013 auf Maßnahmen zur Stützung von Banken im 

Kontext der Finanzkrise („Bankenmitteilung“) (ABl. C 216 vom 30.7.2013, S. 1) 

 

23. 52012 XC 1219(01): Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten zur Anwendung der 

Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf die 

kurzfristige Exportkreditversicherung (ABl. C 224 vom 8.7.2020, S. 2) 

 

24. 52022 XC 0218(03): Mitteilung der Kommission — Leitlinien für staatliche Klima-, 

Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022 (ABl. C 80 vom 18.2.2022, S. 1) 

 

25. 52020 XC0925(01): Mitteilung der Kommission – Leitlinien für bestimmte 

Beihilfemaßnahmen im Zusammenhang mit dem System für den Handel mit 

Treibhausgasemissionszertifikaten nach 2021 (ABl. C 317 vom 25.9.2020, S. 5) 
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26. Mitteilung der Kommission vom 26. Juli 2001 über die Methode für die Analyse staatlicher 

Beihilfen in Verbindung mit verlorenen Kosten; den Mitgliedstaaten mit Schreiben SG(2001) 

D/290869 vom 6. August 2001 mitgeteilt 

(http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/stranded_costs_en.pdf) 

 

27. 52002 XC 0626(02): Mitteilung der Kommission über bestimmte Aspekte der Behandlung 

von Wettbewerbsfällen nach Auslaufen des EGKS-Vertrags (ABl. C 152 vom 26.6.2002, 

S. 5) 

 

28. 31998 Y 0206(01): Bekanntmachung der Kommission über die Anwendung der 

Wettbewerbsregeln auf den Postsektor und über die Beurteilung bestimmter staatlicher 

Maßnahmen betreffend Postdienste (ABl. C 39 vom 6.2.1998, S. 2) 

 

29. 52013 XC 1115(01): Mitteilung der Kommission über staatliche Beihilfen für Filme und 

andere audiovisuelle Werke (ABl. C 332 vom 15.11.2013, S. 1) 

 

30. 52009 XC 1027(01): Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschriften über 

Staatliche Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk (ABl. C 257 vom 27.10.2009, 

S. 1) 

 

31. 52023 XC 0131(01): Mitteilung der Kommission – Leitlinien für staatliche Beihilfen zur 

Förderung von Breitbandnetzen (ABl. C 36 vom 31.1.2023, S. 1) 

 

32. 52008 XC 0722(04): Mitteilung der Kommission — Gemeinschaftliche Leitlinien für 

staatliche Beihilfen an Eisenbahnunternehmen (ABl. C 184 vom 22.7.2008, S. 13) 
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33. 52004 XC 0117(01): Mitteilung C(2004) 43 der Kommission — Leitlinien der Gemeinschaft 

für staatliche Beihilfen im Seeverkehr (ABl. C 13 vom 17.1.2004, S. 3) 

 

34. C2008/317/8: Mitteilung der Kommission betreffend die Leitlinien für staatliche Beihilfen, 

die die Anschubfinanzierung der Gemeinschaft für Meeresautobahnen ergänzen (ABl. C 317 

vom 12.12.2008, S. 10) 

 

35. 52009 XC 0611(01): Mitteilung der Kommission – Leitfaden zu staatlichen Beihilfen für 

Schiffsmanagementgesellschaften (ABl. C 132 vom 11.6.2009, S. 6) 

 

36. 52012 XC 0111(03): Mitteilung der Kommission — Rahmen der Europäischen Union für 

staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen für die Erbringung öffentlicher 

Dienstleistungen (ABl. C 8 vom 11.1.2012, S. 15) 

 

37. 52014 XC 0329(01): Mitteilung der Kommission über die Auslegungsleitlinien zu der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und 

Straße (ABl. C 92 vom 29.3.2014, S. 1) 

 

38. 32012 D 0021: 2012/21/EU: Beschluss der Kommission vom 20. Dezember 2011 über die 

Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter 

Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem 

wirtschaftlichem Interesse betraut sind (ABl. L 7 vom 11.1.2012, S. 3) 

 

39. 52014 XC 0627(01): Mitteilung der Kommission – Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur 

Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation (ABl. C 198 vom 27.6.2014, S. 1) 
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40. Arbeitspapier der GD Wettbewerb über staatliche Beihilfen und Steuervorbescheide, 3.6.2016 

(https://competition-policy.ec.europa.eu/system/files/2021-

04/specific_aid_instruments_working_paper_tax_rulings.pdf) 

 

41. Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen über die gemeinsame Methodik für die 

Evaluierung staatlicher Beihilfen (SWD(2014) 179 final) 

 

42. 52022 XC 1221(01): Mitteilung der Kommission – Rahmenregelung für staatliche Beihilfen 

im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten (ABl. C 485 vom 21.12.2022, S. 1) 

 

 

________________ 
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ANHANG XVI 

 

 

AUFTRAGSVERGABE 

 

Liste nach Artikel 49 des Rahmenabkommens 

 

 

EINLEITUNG 

 

Falls die Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder sich 

auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten, deren Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren; 

 

so findet Rahmenprotokoll 1 über horizontale Anpassungen Anwendung, soweit in diesem Anhang 

nichts anderes bestimmt ist. 
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RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32014 L 0023: Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 1), berichtigt in 

ABl. L 114 vom 5.5.2015, S. 24, geändert durch: 

 

– 32017 R 2366: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2366 der Kommission vom 

18. Dezember 2017 (ABl. L 337 vom 19.12.2017, S. 21) 

 

– 32019 R 1827: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1827 der Kommission vom 

30. Oktober 2019 (ABl. L 279 vom 31.10.2019, S. 23) 

 

– 32021 R 1951: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1951 der Kommission vom 

10. November 2021 (ABl. L 398 vom 11.11.2021, S. 21) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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2. 32014 L 0024: Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der 

Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65), geändert durch: 

 

– 32017 R 2365: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2365 der Kommission vom 

18. Dezember 2017 (ABl. L 337 vom 19.12.2017, S. 19) 

 

– 32019 R 1828: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1828 der Kommission vom 

30. Oktober 2019 (ABl. L 279 vom 31.10.2019, S. 25) 

 

– 32021 R 1952: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1952 der Kommission vom 

10. November 2021 (ABl. L 398 vom 11.11.2021, S. 23) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

3. 32016 R 0007: Durchführungsverordnung (EU) 2016/7 der Kommission vom 5. Januar 2016 

zur Einführung des Standardformulars für die Einheitliche Europäische Eigenerklärung (ABl. 

L 3 vom 6.1.2016, S. 16) 
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Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

4. 32014 L 0025: Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der 

Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung der 

Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 243), geändert durch: 

 

– 32017 R 2364: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2364 der Kommission vom 

18. Dezember 2017 (ABl. L 337 vom 19.12.2017, S. 17) 

 

– 32019 R 1829: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1829 der Kommission vom 

30. Oktober 2019 zur Änderung der Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, 

Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABl. L 279 vom 31.10.2019, 

S. 27) 

 

– 32021 R 1953: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1953 der Kommission vom 

10. November 2021 zur Änderung der Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Schwellenwerte für Liefer-, 

Dienstleistungs- und Bauaufträge sowie für Wettbewerbe (ABl. L 398 vom 11.11.2021, 

S. 25) 
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Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

5. 31989 L 0665: Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung 

der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im 

Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge (ABl. L 395 vom 30.12.1989, 

S. 33), berichtigt in ABl. L 63 vom 10.3.2016, S. 44, geändert durch: 

 

– 32007 L 0066: Richtlinie 2007/66/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2007 (ABl. L 335 vom 20.12.2007, S. 31) 

 

– 32014 L 0023: Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2014 (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 1), berichtigt in ABl. L 114 vom 

5.5.2015, S. 24 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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6. 31992 L 0013: Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über 

die Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und 

Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor (ABl. L 76 vom 23.3.1992, S. 14), 

geändert durch: 

 

– 32007 L 0066: Richtlinie 2007/66/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2007 (ABl. L 335 vom 20.12.2007, S. 31) 

 

– 32014 L 0023: Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2014 (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 1), berichtigt in ABl. L 114 vom 

5.5.2015, S. 24 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

7. 32009 L 0081: Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Juli 2009 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und 

Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der 

Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABl. L 216 vom 20.8.2009, S. 76), geändert durch: 

 

– 32009 R 1177: Verordnung (EG) Nr. 1177/2009 der Kommission vom 30. November 

2009 (ABl. L 314 vom 1.12.2009, S. 64) 
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– 32011 R 1251: Verordnung (EU) Nr. 1251/2011 der Kommission vom 30. November 

2011 (ABl. L 319 vom 2.12.2011, S. 43) 

 

– 32013 L 0016: Richtlinie 2013/16/EU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. L 158 vom 

10.6.2013, S. 184) 

 

– 32013 R 1336: Verordnung (EU) Nr. 1336/2013 der Kommission vom 13. Dezember 

2013 (ABl. L 335 vom 14.12.2013, S. 17) 

 

– 32017 R 2367: Verordnung (EU) 2017/2367 der Kommission vom 18. Dezember 2017 

(ABl. L 337 vom 19.12.2017, S. 22) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

– 32019 R 1830: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1830 der Kommission vom 

30. Oktober 2019 (ABl. L 279 vom 31.10.2019, S. 29) 

 

– 32021 R 1950: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1950 der Kommission vom 

10. November 2021 (ABl. L 398 vom 11.11.2021, S. 19) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 
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Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Während der 

Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra die 

Vergabe von Aufträgen, die in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallen, nicht. 

 

8. 31971 R 1182: Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 1971 zur 

Festlegung der Regeln für die Fristen, Daten und Termine (ABl. L 124 vom 8.6.1971, S. 1) 

 

9. 32002 R 2195: Verordnung (EG) Nr. 2195/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 5. November 2002 über das Gemeinsame Vokabular für öffentliche Aufträge (CPV) 

(ABl. L 340 vom 16.12.2002, S. 1), geändert durch: 

 

– 32003 R 2151: Verordnung (EG) Nr. 2151/2003 der Kommission vom 16. Dezember 

2003 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2195/2002 des Europäischen Parlaments 

und des Rates (ABl. L 329 vom 17.12.2003, S. 1), berichtigt in ABl. L 330 vom 

18.12.2003, S. 34 

 

– 32008 R 0213: Verordnung (EG) Nr. 213/2008 der Kommission vom 28. November 

2007 (ABl. L 74 vom 15.3.2008, S. 1) 

 

– 32022 R 0943: Verordnung (EU) 2022/943 der Kommission vom 17. Juni 2022 zur 

Berichtigung bestimmter Sprachfassungen des Anhangs I der Verordnung (EG) 

Nr. 2195/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Gemeinsame 

Vokabular für öffentliche Aufträge (CPV) (ABl. L 164 vom 20.6.2022, S. 6) 
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10. 32014 L 0055: Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. April 2014 über die elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen (ABl. 

L 133 vom 6.5.2014, S. 1) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

11. 32019 R 1780: Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 der Kommission vom 

23. September 2019 zur Einführung von Standardformularen für die Veröffentlichung von 

Bekanntmachungen für öffentliche Aufträge und zur Aufhebung der 

Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986 (elektronische Formulare — eForms) (ABl. L 272 

vom 25.10.2019, S. 7), geändert durch: 

 

– 32022 R 2303: Durchführungsverordnung (EU) 2022/2303 der Kommission vom 

24. November 2022 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 zur 

Einführung von Standardformularen für die Veröffentlichung von Bekanntmachungen 

für öffentliche Aufträge (ABl. L 305 vom 25.11.2022, S. 12) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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12. 32016 D 1804: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1804 der Kommission vom 10. Oktober 

2016 über die Durchführungsmodalitäten für die Anwendung der Artikel 34 und 35 der 

Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über die Vergabe von 

Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung 

sowie der Postdienste (ABl. L 275 vom 12.10.2016, S. 39) 

 

Dieser Beschluss gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 32015 D 1302: Beschluss (EU) 2015/1302 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Festlegung 

von „Integrating the Healthcare Enterprise“-Profilen, auf die bei der Vergabe öffentlicher 

Aufträge Bezug genommen werden kann (ABl. L 199 vom 29.7.2015, S. 43) 

 

2. 32016 D 1765: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1765 der Kommission vom 3. Oktober 

2016 zur Festlegung der technischen Spezifikationen im IKT-Bereich, auf die bei der Vergabe 

öffentlicher Aufträge Bezug genommen werden kann (ABl. L 269 vom 4.10.2016, S. 20) 
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3. 32017 H 1805: Empfehlung (EU) 2017/1805 der Kommission vom 3. Oktober 2017 zur 

Professionalisierung der öffentlichen Auftragsvergabe — Errichtung einer Architektur für die 

Professionalisierung der öffentlichen Auftragsvergabe (ABl. L 259 vom 7.10.2017, S. 28) 

 

4. 32017 D 1870: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1870 der Kommission vom 16. Oktober 

2017 über die Veröffentlichung der Fundstelle der europäischen Norm für die elektronische 

Rechnungsstellung und die Liste von Syntaxen gemäß der Richtlinie 2014/55/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 266 vom 17.10.2017, S. 19) 

 

5. 52006 X C0801(01): Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen in Bezug auf das 

Gemeinschaftsrecht, das für die Vergabe öffentlicher Aufträge gilt, die nicht oder nur 

teilweise unter die Vergaberichtlinien fallen (ABl. C 179 vom 1.8.2006, S. 2) 

 

6. 52019 X C0813(01): Mitteilung der Kommission — Leitlinien zur Teilnahme von Bietern 

und Waren aus Drittländern am EU-Beschaffungsmarkt (ABl. C 271 vom 13.8.2019, S. 43) 

 

7. 32022 R 1031: Verordnung (EU) 2022/1031 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Juni 2022 über den Zugang von Wirtschaftsteilnehmern, Waren und Dienstleistungen aus 

Drittländern zum Unionsmarkt für öffentliche Aufträge und Konzessionen und über die 

Verfahren zur Unterstützung von Verhandlungen über den Zugang von 

Wirtschaftsteilnehmern, Waren und Dienstleistungen aus der Union zu den Märkten für 

öffentliche Aufträge und Konzessionen von Drittländern (Instrument betreffend das 

internationale Beschaffungswesen — IPI) (ABl. L 173 vom 30.6.2022, S. 1) 
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8. 32022 R 2560: Verordnung (EU) 2022/2560 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Dezember 2022 über den Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche Subventionen (ABl. 

L 330 vom 23.12.2022, S. 1) 

 

9. 32018 H 0624: Empfehlung (EU) 2018/624 der Kommission vom 20. April 2018 zum 

grenzüberschreitenden Marktzugang für Subunternehmer und KMU im Verteidigungssektor 

(ABl. L 102 vom 23.4.2018, S. 87) 

 

10. 52019 XC 0508(01): Bekanntmachung der Kommission zu Leitlinien für die kooperative 

Beschaffung in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit (Richtlinie 2009/81/EG über die 

Vergabeverfahren im Verteidigungs- und Sicherheitsbereich) 
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Anlage 1 

 

 

LISTE ZENTRALER REGIERUNGSBEHÖRDEN   

GEMÄẞ ARTIKEL 2 ABSATZ 1 UNTERABSATZ 2 

DER RICHTLINIE 2014/24/EU 

 

 

ANHANG I DER RICHTLINIE 2014/24/EU 

 

ZENTRALE REGIERUNGSBEHÖRDEN 

 

ANDORRA 

 

 

– Ministeri del Cap de Govern 

 

– Ministeri de Presidència, Economia, Treball i Habitatge 

 

– Ministeri de Relacions Institucionals, Educació i Universitats 

 

– Ministeri de Turisme i Comerç 

 

– Ministeri de Finances 

 

– Ministeri d’Afers Exteriors 

 

– Ministeri de Justícia i Interior 

 

– Ministeri de Territori i Urbanisme 

 

– Ministeri d’Afers Socials i Funció Pública 
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– Ministeri de Salut 

 

– Ministeri de Medi Ambient, Agricultura i Ramaderia i portaveu del Govern 

 

– Ministeri de Cultura, Joventut i Esports 

 

 

und die ihnen unterstellten Organe, alle nationalen öffentlichen Einrichtungen, Exekutivagenturen 

und sonstigen staatlichen Stellen, die durch Gesetz oder durch Dekret des Ministerrates geschaffen 

wurden und eine mit der Ausübung von Exekutivbefugnissen zusammenhängende Funktion haben. 
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Anlage 2 

 

 

VERZEICHNIS DER WAREN   

NACH ARTIKEL 4 BUCHSTABE B DER RICHTLINIE 2014/24/EU   

BETREFFEND AUFTRÄGE VON ÖFFENTLICHEN AUFTRAGGEBERN,   

DIE IM VERTEIDIGUNGSBEREICH VERGEBEN WERDEN 

 

ANHANG III DER RICHTLINIE 2014/24/EU 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen gilt für Artikel 4 Buchstabe b der 

Richtlinie 2014/24/EU auf der Grundlage der Ausnahmeregelung, die für die Richtlinie 2009/81/EG 

Anwendung findet. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genehmigt Andorra die Vergabe von Aufträgen, die in den Anwendungsbereich von Artikel 4 

Buchstabe b der Richtlinie 2014/24/EU fallen, nicht. 
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Anlage 3 

 

 

REGISTER GEMÄẞ ARTIKEL 58 ABSATZ 2 DER RICHTLINIE 2014/24/EU 

 

ANHANG XI DER RICHTLINIE 2014/24/EU 

 

REGISTER 

 

Die einschlägigen Berufs- oder Handelsregister, Bescheinigungen oder Erklärungen für die 

Assoziationsparteien sind: 

 

– in Andorra der Registre de Titulars d'Activitats Econòmiques (Registre de Societats 

Mercantils, Registre de Comerç i Indústria and Registre de Persones Autoritzades a Exercir 

Professions Liberals) und der Registre Oficial de Licitadors i Empreses Classificades. 

 

 

________________ 



 

 

 

& /de 1 

ANHANG XVII 

 

 

GEISTIGES EIGENTUM 

 

Liste nach Artikel 49 des Rahmenabkommens 

 

 

EINLEITUNG 

 

Falls die Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder sich 

auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten, deren Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren; 

 

so findet Rahmenprotokoll 1 über horizontale Anpassungen Anwendung, soweit in diesem Anhang 

nichts anderes bestimmt ist. 
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RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31987 L 0054: Richtlinie 87/54/EWG des Rates vom 16. Dezember 1986 über den 

Rechtsschutz der Topographien von Halbleitererzeugnissen (ABl. L 24 vom 27.1.1987, S. 36) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) In Artikel 1 Buchstabe c wird die Bezugnahme auf Artikel 223 Absatz 1 Buchstabe b 

des EWG-Vertrages (heute Artikel 346 AEUV) durch einen Verweis auf Artikel 102 

des Assoziationsabkommens ersetzt. 

 

b) Artikel 3 Absätze 6 bis 8 finden keine Anwendung. 

 

c) Der Text von Artikel 5 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

 

„Das ausschließliche Recht zur Zustimmung oder zum Verbot der in Absatz 1 

Buchstabe b genannten Handlungen erstreckt sich nicht auf Handlungen, welche 

vorgenommen werden, wenn die Topographie oder das Halbleitererzeugnis bereits von 

der zur Erteilung der Zustimmung für das Inverkehrbringen berechtigten Person selber 

oder mit ihrer Zustimmung in Andorra oder einem EU-Mitgliedstaat in Verkehr 

gebracht worden ist.“ 

 

2. 31993 D 0016: Entscheidung 93/16/EWG des Rates vom 21. Dezember 1992 zur 

Ausdehnung des Rechtsschutzes der Topographien von Halbleitererzeugnissen auf Personen 

aus den Vereinigten Staaten von Amerika und aus bestimmten Gebieten (ABl. L 11 vom 

19.1.1993, S. 20), geändert durch: 

 

– 31993 D 0520: Entscheidung 93/520/EWG des Rates vom 27. September 1993 (ABl. 

L 246 vom 2.10.1993, S. 31) 
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3. 31994 D 0700: Entscheidung 94/700/EG des Rates vom 24. Oktober 1994 zur Ausdehnung 

des Rechtsschutzes der Topographien von Halbleitererzeugnissen auf Personen aus Kanada 

(ABl. L 284 vom 1.11.1994, S. 61) 

 

4. 31994 D 0824: Entscheidung 94/824/EG des Rates vom 22. Dezember 1994 über die 

Ausdehnung des Rechtsschutzes der Topographien von Halbleitererzeugnissen auf Personen 

aus einem Mitgliedstaat der Welthandelsorganisation (ABl. L 349 vom 31.12.1994, S. 201) 

 

5. 31996 D 0644: Entscheidung 96/644/EG des Rates vom 11. November 1996 zur Ausdehnung 

des Rechtsschutzes der Topographien von Halbleitererzeugnissen auf Personen von der Isle of 

Man (ABl. L 293 vom 16.11.1996, S. 18) 

 

6. 31996 R 1610: Verordnung (EG) Nr. 1610/96 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. Juli 1996 über die Schaffung eines ergänzenden Schutzzertifikats für 

Pflanzenschutzmittel (ABl. L 193 vom 8.8.1996, S. 30), geändert durch: 

 

– 1 03 T: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der 

Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, 

der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien 

und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der die Europäische Union 

begründenden Verträge, angenommen am 16. April 2003 (ABl. L 236 vom 23.9.2003, 

S. 33) 

 

– 1 2005 SA: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Bulgarischen Republik und 

Rumäniens und die Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge, 

angenommen am 25. April 2005 (ABl. L 157 vom 21.6.2005, S. 203) 
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– 1 2012 J003: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die 

Anpassungen des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen 

Atomgemeinschaft, angenommen am 9. Dezember 2011 (ABl. L 112 vom 24.4.2012, 

S. 21) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) In Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b wird Folgendes angefügt: 

 

„; für die Zwecke dieses Unterabsatzes und der Artikel, in denen auf ihn Bezug 

genommen wird, gilt eine nach den nationalen Rechtsvorschriften Andorras erteilte 

Genehmigung für das Inverkehrbringen als Genehmigung, die gemäß der 

Richtlinie 91/414/EWG oder einer gleichwertigen Bestimmung des innerstaatlichen 

Rechts eines EU-Mitgliedstaats erteilt wurde.“ 

 

b) Artikel 20 kommt nicht zur Anwendung. 

 

7. 32019 R 0933: Verordnung (EU) 2019/933 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Mai 2019 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 469/2009 über das ergänzende 

Schutzzertifikat für Arzneimittel (ABl. L 153 vom 11.6.2019, S. 1) 

 

8. 31993 L 0083: Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 27. September 1993 zur Koordinierung 

bestimmter urheber- und leistungsschutzrechtlicher Vorschriften betreffend 

Satellitenrundfunk und Kabelweiterverbreitung (ABl. L 248 vom 6.10.1993, S. 15) 
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9. 31996 L 0009: Richtlinie 96/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 

1996 über den rechtlichen Schutz von Datenbanken (ABl. L 77 vom 27.3.1996, S. 20) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 11 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

 

„Die Schutzdauer, die aufgrund von durch Andorra oder einen EU-Mitgliedstaat geschlossene 

Abkommen, mit denen das in Artikel 7 vorgesehene Recht auf Datenbanken ausgedehnt wird, 

die in Drittländern erstellt wurden und nicht unter die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 

fallen, auf Datenbanken ausgedehnt wird, darf die nach Artikel 10 verfügbare Schutzdauer 

nicht überschreiten.“ 

 

10. 31998 L 0071: Richtlinie 98/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Oktober 1998 über den rechtlichen Schutz von Mustern und Modellen (ABl. L 289 vom 

28.10.1998, S. 28) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Der Text von Artikel 15 erhält folgende Fassung: 

 

„Die Rechte aus einem Muster nach seiner Eintragung erstrecken sich nicht auf Handlungen, 

die ein Erzeugnis betreffen, in das ein unter den Schutzumfang des Rechts an einem Muster 

fallendes Muster eingefügt oder bei dem es verwendet wird, wenn das Erzeugnis vom Inhaber 

des Rechts an einem Muster oder mit seiner Zustimmung in Andorra oder einem EU-

Mitgliedstaat in den Verkehr gebracht worden ist.“ 
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11. 32001 L 0084: Richtlinie 2001/84/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. September 2001 über das Folgerecht des Urhebers des Originals eines Kunstwerks (ABl. 

L 272 vom 13.10.2001, S. 32) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Andorra wird aufgefordert, Vertreter zu den Sitzungen des Kontaktausschusses zu entsenden. 

 

12. 31998 L 0044: Richtlinie 98/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 

1998 über den rechtlichen Schutz biotechnologischer Erfindungen (ABl. L 213 vom 

30.7.1998, S. 13) 

 

13. 32001 L 0029: Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten 

Schutzrechte in der Informationsgesellschaft (ABl. L 167 vom 22.6.2001, S. 10), berichtigt in 

ABl. L 6 vom 10.1.2002, S. 70 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Andorra wird aufgefordert, Vertreter zu den Sitzungen des Kontaktausschusses zu entsenden. 

 

14. 32009 L 0024: Richtlinie 2009/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. April 2009 über den Rechtsschutz von Computerprogrammen (kodifizierte Fassung) (ABl. 

L 111 vom 5.5.2009, S. 16) 
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15. 32006 L 0115: Richtlinie 2006/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2006 zum Vermietrecht und Verleihrecht sowie zu bestimmten dem 

Urheberrecht verwandten Schutzrechten im Bereich des geistigen Eigentums (kodifizierte 

Fassung) (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 28) 

 

16. 32006 L 0116: Richtlinie 2006/116/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2006 über die Schutzdauer des Urheberrechts und bestimmter verwandter 

Schutzrechte (kodifizierte Fassung) (ABl. L 372 vom 27.12.2006, S. 12), geändert durch: 

 

– 32011 L 0077: Richtlinie 2011/77/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. September 2011 (ABl. L 265 vom 11.10.2011, S. 1) 

 

17. 32015 L 2436: Richtlinie (EU) 2015/2436 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Dezember 2015 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 

Marken (ABl. L 336 vom 23.12.2015, S. 1), berichtigt in ABl. L 110 vom 26.4.2016, S. 5 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) In Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i und Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe l ist unter den 

Begriffen „nationalem Recht des betreffenden Mitgliedstaats“ bzw. „nationalen Recht 

des betreffenden Mitgliedstaats“ das in Andorra oder einem EU-Mitgliedstaat geltende 

Markenrecht zu verstehen. Die Worte „internationalen Übereinkünften, denen die Union 

oder der betreffende Mitgliedstaat angehört“ sind als „internationalen Übereinkünften, 

denen Andorra oder ein EU-Mitgliedstaat angehört“ zu verstehen. 
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b) In Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe a werden die Worte „anderen Rechtsvorschriften als 

des Markenrechts des jeweiligen Mitgliedstaats“ durch die Worte „anderen 

Rechtsvorschriften als des Markenrechts Andorras oder des jeweiligen EU-

Mitgliedstaats“ ersetzt. 

 

c) In Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer i, Absatz 2 Buchstabe b und Absatz 3 

Buchstabe a, Artikel 6, Artikel 18 Absatz 2, Artikel 44 Absatz 3 und Artikel 46 

Absatz 5 gelten die Bestimmungen über die Unionsmarke nicht für Andorra, es sei 

denn, die Unionsmarke erstreckt sich auf Andorra. 

 

d) In Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe c werden die Worte „nach dem einschlägigen Recht des 

betreffenden Mitgliedstaats“ durch die Worte „nach dem einschlägigen Recht Andorras 

oder eines betreffenden EU-Mitgliedstaats“ ersetzt. 

 

e) Artikel 10 Absatz 4 findet keine Anwendung. 

 

18. 32012 L 0028: Richtlinie 2012/28/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Oktober 2012 über bestimmte zulässige Formen der Nutzung verwaister Werke (ABl. 

L 299 vom 27.10.2012, S. 5) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Andorra beteiligt sich an der einzigen öffentlich zugänglichen Online-Datenbank, die 

gemäß Artikel 3 Absatz 6 vom Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt eingerichtet 

wurde. Andorra trägt erforderlichenfalls die Kosten für die Übersetzung in die 

katalanische Sprache. 

 

b) Der in Artikel 8 genannte Stichtag für die Anwendung ist der Tag des Inkrafttretens 

dieses Abkommens. 
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19. 32014 L 0026: Richtlinie 2014/26/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2014 über die kollektive Wahrnehmung von Urheber- und verwandten 

Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für Rechte an Musikwerken für die 

Online-Nutzung im Binnenmarkt (ABl. L 84 vom 20.3.2014, S. 72) 

 

20. 32004 L 0048R(01): Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2004 zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums (ABl. L 195 vom 

2.6.2004, S. 16) 

 

21. 32009 R 0469: Verordnung (EG) Nr. 469/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 6. Mai 2009 über das ergänzende Schutzzertifikat für Arzneimittel (kodifizierte Fassung) 

(ABl. L 152 vom 16.6.2009, S. 1) 

 

22. 32016 L 0943: Richtlinie (EU) 2016/943 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

8. Juni 2016 über den Schutz vertraulichen Know-hows und vertraulicher 

Geschäftsinformationen (Geschäftsgeheimnisse) vor rechtswidrigem Erwerb sowie 

rechtswidriger Nutzung und Offenlegung (ABl. L 157 vom 15.6.2016, S. 1) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) In Artikel 1 Absatz 1 ist „AEUV“ als „Assoziationsabkommens“ zu lesen. 

 

b) In Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 5 Buchstabe a werden die Worte „des 

Rechts der freien Meinungsäußerung und der Informationsfreiheit gemäß der Charta“ 

durch die Worte „des Grundrechts auf freie Meinungsäußerung und 

Informationsfreiheit“ ersetzt. 
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c) In Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben b und c sind die Worte „Vorschriften der Union oder 

der Mitgliedstaaten“ als „EU-Vorschriften oder nationalen Vorschriften Andorras“ zu 

lesen. 

 

d) Die Worte „Organen und Einrichtungen der Union“ in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c 

sind so zu verstehen, dass sie auch bei „Organen und Einrichtungen Andorras“ greifen. 

 

e) In Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c und Absatz 3 Buchstabe c, Artikel 3 Absatz 2 und 

Artikel 5 Buchstaben c und d werden die Worte „Unionsrecht oder im nationalen 

Recht“ durch die Worte „EU-Recht oder im nationalen Recht Andorras“, die Worte 

„Unionsrecht oder dem nationalen Recht“ durch „EU-Recht oder dem nationalen Recht 

Andorras“, die Worte „Unionsrecht oder nationales Recht“ durch die Worte „EU-Recht 

oder nationales Recht Andorras“ und die Worte „Unionsrecht oder das nationale Recht“ 

durch die Worte „EU-Recht oder das nationale Recht Andorras“ ersetzt. 

 

f) In Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe d und Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c werden die 

Worte „Unionsrecht sowie gemäß den Gepflogenheiten und den Rechtsvorschriften der 

Mitgliedstaaten“ bzw. die Worte „Unionsrecht sowie gemäß den Rechtsvorschriften und 

den Gepflogenheiten der Mitgliedstaaten“ durch die Worte „EU-Recht sowie gemäß den 

nationalen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten Andorras“ ersetzt. 

 

23. 32017 L 1564: Richtlinie (EU) 2017/1564 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. September 2017 über bestimmte zulässige Formen der Nutzung bestimmter 

urheberrechtlich oder durch verwandte Schutzrechte geschützter Werke und sonstiger 

Schutzgegenstände zugunsten blinder, sehbehinderter oder anderweitig lesebehinderter 

Personen und zur Änderung der Richtlinie 2001/29/EG zur Harmonisierung bestimmter 

Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft 

(ABl. L 242 vom 20.9.2017, S. 6) 

 

24. 32017 R 1563: Verordnung (EU) 2017/1563 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. September 2017 über den grenzüberschreitenden Austausch von Vervielfältigungsstücken 

bestimmter urheberrechtlich oder durch verwandte Schutzrechte geschützter Werke und 

sonstiger Schutzgegenstände in einem barrierefreien Format zwischen der Union und 

Drittländern zugunsten blinder, sehbehinderter oder anderweitig lesebehinderter Personen 

(ABl. L 242 vom 20.9.2017, S. 1)
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25. 32017 R 1128: Verordnung (EU) 2017/1128 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 14. Juni 2017 zur grenzüberschreitenden Portabilität von Online-Inhaltediensten 

im Binnenmarkt (ABl. L 168 vom 30.6.2017, S. 1) 

 

26. 32019 L 0790: Richtlinie (EU) 2019/790 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. April 2019 über das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im digitalen 

Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG (ABl. L 130 vom 

17.5.2019, S. 92) 

 

27. 32019 L 0789: Richtlinie (EU) 2019/789 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. April 2019 mit Vorschriften für die Ausübung von Urheberrechten und verwandten 

Schutzrechten in Bezug auf bestimmte Online-Übertragungen von Sendeunternehmen und die 

Weiterverbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen und zur Änderung der 

Richtlinie 93/83/EWG des Rates (ABl. L 130 vom 17.5.2019, S. 82) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 31992 Y 0528(01): Entschließung 92/C 138/01 des Rates vom 14. Mai 1992 im Hinblick auf 

einen verstärkten Schutz des Urheberrechts und der Leistungsschutzrechte (ABl. C 138 vom 

28.5.1992, S. 1) 

 

2. 52017DC0712: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss vom 29. November 2017 über den Umgang 

der EU mit standardessenziellen Patenten, COM(2017) 712 

 

 

________________ 
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ANHANG XVIII 

 

 

GESUNDHEIT UND SICHERHEIT AM ARBEITSPLATZ, ARBEITSRECHT UND 

GLEICHBEHANDLUNG  

VON FRAUEN UND MÄNNERN, VON MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN,  

VON LGBTIQ-PERSONEN, UND VON ALLEN MENSCHEN  

OHNE UNTERSCHIED DER ETHNISCHEN HERKUNFT, DER RELIGION ODER DES 

ALTERS 

 

Liste nach den Artikeln 51 bis 54 des Rahmenabkommens 

 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

1 Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz ............................................................................... 3 

2 Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, Arbeitsrecht und Gleichbehandlung von Frauen 

und Männern, von Menschen mit Behinderungen, von LGBTIQ-Personen, und von allen 

Menschen ohne Unterschied der ethnischen Herkunft, der Religion oder des Alters .............. 17 

3 Arbeitsrecht .............................................................................................................................. 21 
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EINLEITUNG 

 

Falls die Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder sich 

auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten, deren Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren; 

 

so findet Rahmenprotokoll 1 über horizontale Anpassungen Anwendung, soweit in diesem Anhang 

nichts anderes bestimmt ist. 
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KAPITEL 1 

 

GESUNDHEIT UND SICHERHEIT AM ARBEITSPLATZ 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31989 L 0391: Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 über die Durchführung 

von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 

Arbeitnehmer bei der Arbeit (ABl. L 183 vom 29.6.1989, S. 1), berichtigt in ABl. L 275 vom 

5.10.1990, S. 42, geändert durch: 

 

– 32003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 29. September 2003 (ABl. L 284 vom 31.10.2003, S. 1) 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32008 R 1137: Verordnung (EG) Nr. 1137/2008 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Oktober 2008 (ABl. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) 

 

2. 31989 L 0654: Richtlinie 89/654/EWG des Rates vom 30. November 1989 über 

Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz in Arbeitsstätten (Erste 

Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 393 

vom 30.12.1989, S. 1), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 
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– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

3. 32009 L 0104: Richtlinie 2009/104/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. September 2009 über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 

Benutzung von Arbeitsmitteln durch Arbeitnehmer bei der Arbeit (Zweite Einzelrichtlinie im 

Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (kodifizierte Fassung) (ABl. 

L 260 vom 3.10.2009, S. 5) 

 

4. 31989 L 0656: Richtlinie 89/656/EWG des Rates vom 30. November 1989 über 

Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung persönlicher 

Schutzausrüstungen durch Arbeitnehmer bei der Arbeit (Dritte Einzelrichtlinie im Sinne des 

Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 393 vom 30.12.1989, S. 18), 

geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

– 32019 R 1832: Verordnung (EU) 2019/1832 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 24. Oktober 2019 (ABl. L 279 vom 31.10.2019, S. 35) 
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5. 31990 L 0269: Richtlinie 90/269/EWG des Rates vom 29. Mai 1990 über die 

Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der manuellen 

Handhabung von Lasten, die für die Arbeitnehmer insbesondere eine Gefährdung der 

Lendenwirbelsäule mit sich bringt (Vierte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 

der Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 156 vom 21.6.1990, S. 9), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

6. 31990 L 0270: Richtlinie 90/270/EWG des Rates vom 29. Mai 1990 über die 

Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit an 

Bildschirmgeräten (Fünfte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der 

Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 156 vom 21.6.1990, S. 14), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 
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7. 31992 L 0058: Richtlinie 92/58/EWG des Rates vom 24. Juni 1992 über Mindestvorschriften 

für die Sicherheits- und/oder Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz (Neunte 

Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 245 

vom 26.8.1992, S. 23), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32014 L 0027: Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2014 (ABl. L 65 vom 5.3.2014, S. 1) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

8. 31992 L 0057: Richtlinie 92/57/EWG des Rates vom 24. Juni 1992 über die auf zeitlich 

begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen anzuwendenden Mindestvorschriften für die 

Sicherheit und den Gesundheitsschutz (Achte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 

Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 245 vom 26.8.1992, S. 6), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 
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9. 31992 L 0091: Richtlinie 92/91/EWG des Rates vom 3. November 1992 über 

Mindestvorschriften zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 

Arbeitnehmer in den Betrieben, in denen durch Bohrungen Mineralien gewonnen werden 

(Elfte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. 

L 348 vom 28.11.1992, S. 9), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

10. 31992 L 0104: Richtlinie 92/104/EWG des Rates vom 3. Dezember 1992 über 

Mindestvorschriften zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 

Arbeitnehmer in übertägigen oder untertägigen mineralgewinnenden Betrieben (Zwölfte 

Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 404 

vom 31.12.1992, S. 10), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

11. 31992 L 0029: Richtlinie 92/29/EWG des Rates vom 31. März 1992 über Mindestvorschriften 

für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz zum Zweck einer besseren medizinischen 

Versorgung auf Schiffen (ABl. L 113 vom 30.4.1992, S. 19), geändert durch: 

 

– 32003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 29. September 2003 (ABl. L 284 vom 31.10.2003, S. 1) 
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– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32008 R 1137: Verordnung (EG) Nr. 1137/2008 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Oktober 2008 (ABl. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

– 32019 L 1834: Richtlinie (EU) 2019/1834 der Kommission vom 24. Oktober 2019 

(ABl. L 279 vom 31.10.2019, S. 80) 

 

12. 31993 L 0103: Richtlinie 93/103/EG des Rates vom 23. November 1993 über 

Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit an Bord von 

Fischereifahrzeugen (13. Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der 

Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 307 vom 13.12.1993, S. 1), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32019 L 1832: Richtlinie (EU) 2019/1832 der Kommission vom 24. Oktober 2019 zur 

Änderung der Anhänge I, II und III der Richtlinie 89/656/EWG des Rates hinsichtlich 

rein technischer Anpassungen (ABl. L 279 vom 31.10.2019, S. 35) 
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13. 32000 L 0054: Richtlinie 2000/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. September 2000 über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch biologische 

Arbeitsstoffe bei der Arbeit (Siebte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der 

Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 262 vom 17.10.2000, S. 21), geändert durch: 

 

– 32019 L 1833: Richtlinie (EU) 2019/1833 der Kommission vom 24. Oktober 2019 

(ABl. L 279 vom 31.10.2019, S. 54) 

 

– 32020 L 0739: Richtlinie (EU) 2020/739 der Kommission vom 3. Juni 2020 (ABl. 

L 175 vom 4.6.2020, S. 11) 

 

14. 31999 L 0092: Richtlinie 1999/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Dezember 1999 über Mindestvorschriften zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes und 

der Sicherheit der Arbeitnehmer, die durch explosionsfähige Atmosphären gefährdet werden 

können (Fünfzehnte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der 

Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 23 vom 28.1.2000, S. 57), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 
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15. 32002 L 0044: Richtlinie 2002/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Juni 2002 über Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der 

Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physikalische Einwirkungen (Vibrationen) 

(16. Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. 

L 177 vom 6.7.2002, S. 13), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32008 R 1137: Verordnung (EG) Nr. 1137/2008 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Oktober 2008 (ABl. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

16. 32003 L 0010: Richtlinie 2003/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

6. Februar 2003 über Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der 

Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physikalische Einwirkungen (Lärm) 

(17. Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. 

L 42 vom 15.2.2003, S. 38), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 
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– 32008 R 1137: Verordnung (EG) Nr. 1137/2008 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Oktober 2008 (ABl. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

17. 32006 L 0025: Richtlinie 2006/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. April 2006 über Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der 

Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physikalische Einwirkungen (künstliche optische 

Strahlung) (19. Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der 

Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 114 vom 27.4.2006, S. 38), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32008 R 1137: Verordnung (EG) Nr. 1137/2008 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Oktober 2008 (ABl. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) 

 

– 32013 L 0064: Richtlinie 2013/64/EU des Rates vom 17. Dezember 2013 (ABl. L 353 

vom 28.12.2013, S. 8) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 
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18. 32010 L 0032: Richtlinie 2010/32/EU des Rates vom 10. Mai 2010 zur Durchführung der von 

HOSPEEM und EGÖD geschlossenen Rahmenvereinbarung zur Vermeidung von 

Verletzungen durch scharfe/spitze Instrumente im Krankenhaus- und Gesundheitssektor (ABl. 

L 134 vom 1.6.2010, S. 66) 

 

19. 32013 L 0035: Richtlinie 2013/35/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Juni 2013 über Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der 

Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physikalische Einwirkungen (elektromagnetische 

Felder) (20. Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) 

und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/40/EG (ABl. L 179 vom 29.6.2013, S. 1) 

 

20. 31991 L 0322: Richtlinie 91/322/EWG der Kommission vom 29. Mai 1991 zur Festsetzung 

von Richtgrenzwerten zur Durchführung der Richtlinie 80/1107/EWG des Rates über den 

Schutz der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemische, physikalische und biologische 

Arbeitsstoffe bei der Arbeit (ABl. L 177 vom 5.7.1991, S. 22), geändert durch: 

 

– 32006 L 0015: Richtlinie 2006/15/EG der Kommission vom 7. Februar 2006 (ABl. L 38 

vom 9.2.2006, S. 36) 

 

– 32017 L 164: Richtlinie (EU) 2017/164 der Kommission vom 31. Januar 2017 (ABl. 

L 27 vom 1.2.2017, S. 115) 
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21. 31998 L 0024: Richtlinie 98/24/EG des Rates vom 7. April 1998 zum Schutz von Gesundheit 

und Sicherheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemische Arbeitsstoffe bei der 

Arbeit (vierzehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der 

Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 131 vom 5.5.1998, S. 11), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32014 L 0027: Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2014 (ABl. L 65 vom 5.3.2014, S. 1) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

22. 32000 L 0039: Richtlinie 2000/39/EG der Kommission vom 8. Juni 2000 zur Festlegung einer 

ersten Liste von Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in Durchführung der Richtlinie 98/24/EG des 

Rates zum Schutz von Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch 

chemische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (ABl. L 142 vom 16.6.2000, S. 47), geändert durch: 

 

– 32006 L 0015: Richtlinie 2006/15/EG der Kommission vom 7. Februar 2006 zur 

Festlegung einer zweiten Liste von Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in Durchführung der 

Richtlinie 98/24/EG des Rates und zur Änderung der Richtlinien 91/322/EWG und 

2000/39/EG (ABl. L 38 vom 9.2.2006, S. 36) 

 

– 32009 L 0161: Richtlinie 2009/161/EU der Kommission vom 17. Dezember 2009 zur 

Festlegung einer dritten Liste von Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in Durchführung der 

Richtlinie 98/24/EG des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2000/39/EG (ABl. 

L 338 vom 19.12.2009, S. 87) 
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– 32017 L 0164: Richtlinie (EU) 2017/164 der Kommission vom 31. Januar 2017 zur 

Festlegung einer vierten Liste von Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in Durchführung der 

Richtlinie 98/24/EG des Rates und zur Änderung der Richtlinien 91/322/EWG, 

2000/39/EG und 2009/161/EU der Kommission (ABl. L 27 vom 1.2.2017, S. 115) 

 

– 32019 L 1831: Richtlinie (EU) 2019/1831 der Kommission vom 24. Oktober 2019 zur 

Festlegung einer fünften Liste von Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in Durchführung der 

Richtlinie 98/24/EG des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2000/39/EG der 

Kommission (ABl. L 279 vom 31.10.2019, S. 31) 

 

23. 32004 L 0037: Richtlinie 2004/37/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2004 über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder 

Mutagene bei der Arbeit (Sechste Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der 

Richtlinie 89/391/EWG des Rates) (ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 50), berichtigt in ABl. 

L 229 vom 29.6.2004, S. 23., geändert durch: 

 

– 32014 L 0027: Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2014 (ABl. L 65 vom 5.3.2014, S. 1) 

 

– 32017 L 2398: Richtlinie (EU) 2017/2398 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 12. Dezember 2017 zur Änderung der Richtlinie 2004/37/EG über den Schutz der 

Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene bei der Arbeit 

(ABl. L 345 vom 27.12.2017, S. 87) 

 

– 32019 L 0130: Richtlinie (EU) 2019/130 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. Januar 2019 (ABl. L 30 vom 31.1.2019, S. 112) 
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– 32019 L 0983: Richtlinie (EU) 2019/983 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 5. Juni 2019 (ABl. L 164 vom 20.6.2019, S. 23) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

– 32022 L 0431: Richtlinie (EU) 2022/431 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 9. März 2022 zur Änderung der Richtlinie 2004/37/EG über den Schutz der 

Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene bei der Arbeit 

(ABl. L 88 vom 16.3.2022, S. 1) 

 

24. 32009 L 0148: Richtlinie 2009/148/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

30. November 2009 über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Asbest am 

Arbeitsplatz (kodifizierte Fassung) (ABl. L 330 vom 16.12.2009, S. 28), geändert durch: 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

25. 31991 L 0383: Richtlinie 91/383/EWG des Rates vom 25. Juni 1991 zur Ergänzung der 

Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von 

Arbeitnehmern mit befristetem Arbeitsverhältnis oder Leiharbeitsverhältnis (ABl. L 206 vom 

29.7.1991, S. 19), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 
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RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 52000 DC 0466: Mitteilung der Kommission über die Leitlinien für die Beurteilung der 

chemischen, physikalischen und biologischen Agenzien sowie der industriellen Verfahren, die 

als Gefahrenquelle für Gesundheit und Sicherheit von schwangeren Arbeitnehmerinnen, 

Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz gelten (Richtlinie des 

Rates 92/85/EWG) (KOM(2000) 466 endg., berichtigt in KOM(2000) 466 endg./2) 

 

2. 32003 H 0134: Empfehlung 2003/134/EG des Rates vom 18. Februar 2003 zur Verbesserung 

des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit Selbstständiger am Arbeitsplatz (ABl. L 53 vom 

28.2.2003, S. 45) 

 

3. 52021 DC 0323: Mitteilung der Kommission vom 28. Juni 2021 an das Europäische 

Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss 

der Regionen – Strategischer Rahmen der EU für Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 

2021–2027 Arbeitsschutz in einer sich wandelnden Arbeitswelt (COM(2021) 323 final) 

 

4. 32022 H 2337: Empfehlung (EU) 2022/2337 der Kommission vom 28. November 2022 über 

die Europäische Liste der Berufskrankheiten (ABl. L 309 vom 30.11.2022, S. 12) 
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KAPITEL 2 

 

GLEICHBEHANDLUNG VON FRAUEN UND MÄNNERN, VON MENSCHEN MIT 

BEHINDERUNGEN,   

VON LGBTIQ-PERSONEN, UND VON ALLEN MENSCHEN OHNE UNTERSCHIED   

DER ETHNISCHEN HERKUNFT, DER RELIGION ODER DES ALTERS 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31979 L 0007: Richtlinie 79/7/EWG des Rates vom 19. Dezember 1978 zur schrittweisen 

Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich 

der sozialen Sicherheit (ABl. L 6 vom 10.1.1979, S. 24) 

 

2. 32010 L 0041: Richtlinie 2010/41/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 

2010 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen, 

die eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausüben, und zur Aufhebung der 

Richtlinie 86/613/EWG des Rates (ABl. L 180 vom 15.7.2010, S. 1) 

 

3. 32006 L 0054: Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 

2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von 

Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung) (ABl. L 204 vom 

26.7.2006, S. 23) 
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4. 32004 L 0113: Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 13. Dezember 2004 zur 

Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim 

Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen (ABl. L 373 vom 

21.12.2004, S. 37) 

 

5. 32019 L 1158: Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende 

Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates (ABl. L 188 vom 

12.7.2019, S. 79) 

 

6. 31992 L 0085: Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die 

Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 

von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am 

Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der 

Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. L 348 vom 28.11.1992, S. 1), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 

 

– 32014 L 0027: Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2014 (ABl. L 65 vom 5.3.2014, S. 1) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

7. 32000 L 0078: Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung 

eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung 

und Beruf (ABl. L 303 vom 2.12.2000, S. 16) 
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8. 32019 L 0882: Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen 

(ABl. L 115 vom 7.6.2019, S. 70) 

 

9. 32000 L 0043: Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des 

Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft 

(ABl. L 180 vom 19.7.2000, S. 22) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 32010 D 0048: Beschluss des Rates vom 26. November 2009 über den Abschluss des 

Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

durch die Europäische Gemeinschaft (2010/48/EG) 

 

2. 52020 DC 0620: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat – 

Eine Union der Gleichheit: Strategischer Rahmen der EU zur Gleichstellung, Inklusion und 

Teilhabe der Roma (COM(2020) 620 final) 

 

3. 32021 H 0319: Empfehlung des Rates vom 12. März 2021 zur Gleichstellung, Inklusion und 

Teilhabe der Roma (2021/C 93/01) 

 

4. 32018 H 0951: Empfehlung (EU) 2018/951 der Kommission vom 22. Juni 2018 zu Standards 

für Gleichstellungsstellen (ABl. L 167 vom 4.7.2018, S. 28) 

 

5. 52020 DC 0698: Mitteilung der Kommission vom 12. November 2020 an das Europäische 

Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss 

der Regionen – Eine Union der Gleichheit: Strategie für die Gleichstellung von LGBTIQ-

Personen 2020-2025 (COM(2020) 698 final) 
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6. 52021 DC 0101: MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE 

PARLAMENT, DEN RAT, DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND 

SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN Union der Gleichheit: 

Strategie für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021‑2030, COM(2021) 101 final 

 

7. 52020 DC 0565: MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE 

PARLAMENT, DEN RAT, DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND 

SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN Eine Union der 

Gleichheit: EU-Aktionsplan gegen Rassismus 2020-2025, COM(2020) 565 final 

 

8. 52021 DC 0615: MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE 

PARLAMENT, DEN RAT, DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND 

SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN Strategie der EU zur 

Bekämpfung von Antisemitismus und zur Förderung jüdischen Lebens (2021-2030), 

COM(2021) 615 final 

 

9. 52020 DC 0152: MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE 

PARLAMENT, DEN RAT, DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND 

SOZIALAUSSCHUSS UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN Eine Union der 

Gleichheit: Strategie für die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025, 

COM(2020) 152 final 

 

 



 

 

 

& /de 21 

KAPITEL 3 

 

ARBEITSRECHT 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31998 L 0059: Richtlinie 98/59/EG des Rates vom 20. Juli 1998 zur Angleichung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Massenentlassungen (ABl. L 225 vom 12.8.1998, 

S. 16), geändert durch: 

 

– 32015 L 1794: Richtlinie (EU) 2015/1794 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 6. Oktober 2015 zur Änderung der Richtlinien 2008/94/EG, 2009/38/EG und 

2002/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien 98/59/EG 

und 2001/23/EG des Rates in Bezug auf Seeleute (ABl. L 263 vom 8.10.2015, S. 1) 

 

2. 32008 L 0094: Richtlinie 2008/94/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

22. Oktober 2008 über den Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des 

Arbeitgebers (kodifizierte Fassung) (ABl. L 283 vom 28.10.2008, S. 36), geändert durch: 

 

– 32015 L 1794: Richtlinie (EU) 2015/1794 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 6. Oktober 2015 zur Änderung der Richtlinien 2008/94/EG, 2009/38/EG und 

2002/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien 98/59/EG 

und 2001/23/EG des Rates in Bezug auf Seeleute (ABl. L 263 vom 8.10.2015, S. 1) 
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3. 32015 L 1794: Richtlinie (EU) 2015/1794 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

6. Oktober 2015 zur Änderung der Richtlinien 2008/94/EG, 2009/38/EG und 2002/14/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien 98/59/EG und 2001/23/EG des 

Rates in Bezug auf Seeleute (ABl. L 263 vom 8.10.2015, S. 1) 

 

4. 32019 L 1152: Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2019 über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Europäischen 

Union (ABl. L 186 vom 11.7.2019, S. 105) 

 

5. 32009 L 0038: Richtlinie 2009/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

6. Mai 2009 über die Einsetzung eines Europäischen Betriebsrats oder die Schaffung eines 

Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit 

operierenden Unternehmen und Unternehmensgruppen (Neufassung) (ABl. L 122 vom 

16.5.2009, S. 28), geändert durch: 

 

– 32015 L 1794: Richtlinie (EU) 2015/1794 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 6. Oktober 2015 zur Änderung der Richtlinien 2008/94/EG, 2009/38/EG und 

2002/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien 98/59/EG 

und 2001/23/EG des Rates in Bezug auf Seeleute (ABl. L 263 vom 8.10.2015, S. 1) 

 

6. 31994 L 0033: Richtlinie 94/33/EG des Rates vom 22. Juni 1994 über den 

Jugendarbeitsschutz (ABl. L 216 vom 20.8.1994, S. 12), geändert durch: 

 

– 32007 L 0030: Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2007 (ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) 
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– 32014 L 0027: Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2014 (ABl. L 65 vom 5.3.2014, S. 1) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

7. 31996 L 0071: Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von 

Dienstleistungen (ABl. L 18 vom 21.1.1997, S. 1), geändert durch: 

 

– 32018 L 0957: Richtlinie (EU) 2018/957 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 28. Juni 2018 zur Änderung der Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von 

Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABl. L 173 vom 

9.7.2018, S. 16) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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8. 32014 L 0067: Richtlinie 2014/67/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 zur Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von 

Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen und zur Änderung der 

Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mithilfe des 

Binnenmarkt-Informationssystems („IMI-Verordnung“) (ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 11) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

9. 31997 L 0081: Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zu der von UNICE, 

CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinigung über Teilzeitarbeit (ABl. L 14 vom 

20.1.1998, S. 9), geändert durch: 

 

– 31998 L 0023: Richtlinie 98/23/EG des Rates vom 7. April 1998 (ABl. L 131 vom 

5.5.1998, S. 10) 

 

10. 31999 L 0070: Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB-UNICE-

CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge (ABl. L 175 vom 10.7.1999, 

S. 43), berichtigt in ABl. L 244 vom 16.9.1999, S. 64 
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11. 31999 L 0063: Richtlinie 1999/63/EG des Rates vom 21. Juni 1999 zu der vom Verband der 

Reeder in der Europäischen Gemeinschaft (European Community Shipowners' Association 

ECSA) und dem Verband der Verkehrsgewerkschaften in der Europäischen Union 

(Federation of Transport Workers' Unions in the European Union FST) getroffenen 

Vereinbarung über die Regelung der Arbeitszeit von Seeleuten (ABl. L 167 vom 2.7.1999, 

S. 33), berichtigt in ABl. L 244 vom 16.9.1999, S. 64, geändert durch: 

 

– 32009 L 0013: Richtlinie 2009/13/EG des Rates vom 16. Februar 2009 (ABl. L 124 

vom 20.5.2009, S. 30) 

 

12. 32000 L 0079: Richtlinie 2000/79/EG des Rates vom 27. November 2000 über die 

Durchführung der von der Vereinigung Europäischer Fluggesellschaften (AEA), der 

Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF), der European Cockpit Association (ECA), 

der European Regions Airline Association (ERA) und der International Air Carrier 

Association (IACA) geschlossenen Europäischen Vereinbarung über die 

Arbeitszeitorganisation für das fliegende Personal der Zivilluftfahrt (ABl. L 302 vom 

1.12.2000, S. 57) 

 

13. 32001 L 0023: Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12. März 2001 zur Angleichung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer 

beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Unternehmens- oder Betriebsteilen (ABl. 

L 82 vom 22.3.2001, S. 16), berichtigt in ABl. L 181 vom 9.7.2015, S. 84, geändert durch: 

 

– 32015 L 1794: Richtlinie (EU) 2015/1794 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 6. Oktober 2015 zur Änderung der Richtlinien 2008/94/EG, 2009/38/EG und 

2002/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien 98/59/EG 

und 2001/23/EG des Rates in Bezug auf Seeleute (ABl. L 263 vom 8.10.2015, S. 1) 
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14. 32001 L 0086: Richtlinie 2001/86/EG des Rates vom 8. Oktober 2001 zur Ergänzung des 

Statuts der Europäischen Gesellschaft hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer (ABl. 

L 294 vom 11.10.2001, S. 22) 

 

15. 32002 L 0014: Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. März 2002 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Unterrichtung und 

Anhörung der Arbeitnehmer in der Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 80 vom 23.3.2002, 

S. 29), geändert durch: 

 

– 32015 L 1794: Richtlinie (EU) 2015/1794 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 6. Oktober 2015 zur Änderung der Richtlinien 2008/94/EG, 2009/38/EG und 

2002/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien 98/59/EG 

und 2001/23/EG des Rates in Bezug auf Seeleute (ABl. L 263 vom 8.10.2015, S. 1) 

 

16. 32003 L 0072: Richtlinie 2003/72/EG des Rates vom 22. Juli 2003 zur Ergänzung des Statuts 

der Europäischen Genossenschaft hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer (ABl. L 207 

vom 18.8.2003, S. 25) 

 

17. 32003 L 0088: Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung (ABl. L 299 vom 

18.11.2003, S. 9) 
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18. 32005 L 0047: Richtlinie 2005/47/EG des Rates vom 18. Juli 2005 betreffend die 

Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft der Europäischen Bahnen (CER) und der 

Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) über bestimmte Aspekte der 

Einsatzbedingungen des fahrenden Personals im interoperablen grenzüberschreitenden 

Verkehr im Eisenbahnsektor (ABl. L 195 vom 27.7.2005, S. 15) 

 

19. 32002 L 0015: Richtlinie 2002/15/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. März 2002 zur Regelung der Arbeitszeit von Personen, die Fahrtätigkeiten im Bereich des 

Straßentransports ausüben (ABl. L 80 vom 23.3.2002, S. 35) 

 

20. 32009 L 0013: Richtlinie 2009/13/EG des Rates vom 16. Februar 2009 zur Durchführung der 

Vereinbarung zwischen dem Verband der Reeder in der Europäischen Gemeinschaft (ECSA) 

und der Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) über das Seearbeitsübereinkommen 

2006 und zur Änderung der Richtlinie 1999/63/EG (ABl. L 124 vom 20.5.2009, S. 30), 

geändert durch: 

 

– 32018 L 0131: Richtlinie (EU) 2018/131 des Rates vom 23. Januar 2018 zur 

Durchführung der Vereinbarung zwischen dem Verband der Reeder in der Europäischen 

Gemeinschaft (ECSA) und der Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) zur 

Änderung der Richtlinie 2009/13/EG im Einklang mit den Änderungen von 2014 des 

Seearbeitsübereinkommens 2006 in ihrer von der Internationalen Arbeitskonferenz am 

11. Juni 2014 gebilligten Form (ABl. L 22 vom 26.1.2018, S. 28) 
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21. 32017 L 0159: Richtlinie (EU) 2017/159 des Rates vom 19. Dezember 2016 zur 

Durchführung der Vereinbarung über die Durchführung des Übereinkommens über die Arbeit 

im Fischereisektor von 2007 der Internationalen Arbeitsorganisation, die am 21. Mai 2012 

zwischen dem Allgemeinen Verband der landwirtschaftlichen Genossenschaften der 

Europäischen Union (COGECA), der Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) und 

der Vereinigung der nationalen Verbände von Fischereiunternehmen in der Europäischen 

Union (Europêche) geschlossen wurde (ABl. L 25 vom 31.1.2017, S. 12) 

 

22. 32008 L 0104: Richtlinie 2008/104/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. November 2008 über Leiharbeit (ABl. L 327 vom 5.12.2008, S. 9) 

 

23. 32014 L 0112: Richtlinie 2014/112/EU des Rates vom 19. Dezember 2014 zur Durchführung 

der von der Europäischen Binnenschifffahrts Union (EBU), der Europäischen 

Schifferorganisation (ESO) und der Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) 

geschlossenen Europäischen Vereinbarung über die Regelung bestimmter Aspekte der 

Arbeitszeitgestaltung in der Binnenschifffahrt (ABl. L 367 vom 23.12.2014, S. 86) 

 

24. 32016 D 0344: Beschluss (EU) 2016/344 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

9. März 2016 über die Einrichtung einer Europäischen Plattform zur Stärkung der 

Zusammenarbeit bei der Bekämpfung nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit (ABl. L 65 vom 

11.3.2016, S. 12) 
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25. 32019 L 1937: Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Oktober 2019 zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden 

(ABl. L 305 vom 26.11.2019, S. 17), geändert durch: 

 

– 32020 R 1503: Verordnung (EU) 2020/1503 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 7. Oktober 2020 über Europäische Schwarmfinanzierungsdienstleister für 

Unternehmen und zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/1129 und der Richtlinie 

(EU) 2019/1937 (ABl. L 347 vom 20.10.2020, S. 1) 

 

– 32022 R 1925: Verordnung (EU) 2022/1925 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 14. September 2022 über bestreitbare und faire Märkte im digitalen Sektor 

und zur Änderung der Richtlinien (EU) 2019/1937 und (EU) 2020/1828 (Gesetz über 

digitale Märkte) (ABl. L 265 vom 12.10.2022, S. 1) 

 

26. 32022 L 2041: Richtlinie (EU) 2022/2041 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. Oktober 2022 über angemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union (ABl. L 275 

vom 25.10.2022, S. 33) 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 41995 Y 1110(01): Entschließung 95/C 296/06 des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter 

der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 5. Oktober 1995 zur Darstellung der Frau und des 

Mannes in Werbung und Medien (ABl. C 296 vom 10.11.1995, S. 15) 
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2. 31995 Y 0704(02): Entschließung 95/C 168/02 des Rates vom 27. März 1995 über die 

ausgewogene Mitwirkung von Frauen und Männern am Entscheidungsprozess (ABl. C 168 

vom 4.7.1995, S. 3) 

 

3. 31996 H 0694: Empfehlung 96/694/EG des Rates vom 2. Dezember 1996 über die 

ausgewogene Mitwirkung von Frauen und Männern am Entscheidungsprozess (ABl. L 319 

vom 10.12.1996, S. 11) 

 

4. 52013 DC 0882: Mitteilung der Kommission vom 13. Dezember 2013 an das Europäische 

Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss 

der Regionen – Qualitätsrahmen der EU für die Antizipation von Veränderungen und 

Umstrukturierungen (COM(2013) 882 final) 

 

5. 32014 H 0327 (01): Empfehlung des Rates vom 10. März 2014 zu einem Qualitätsrahmen für 

Praktika (2014/C 88/01) (ABl. C 88 vom 27.3.2014, S. 1) 

 

6. 52017 X C0524(01): Mitteilung zu Auslegungsfragen C/2017/2601 in Bezug auf die 

Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über bestimmte Aspekte 

der Arbeitszeitgestaltung (ABl. C 165 vom 24.5.2017, S. 1) 

 

7. 52017 DC 0254: Bericht der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss – Bericht über die Durchführung der 

Richtlinie 2003/88/EG über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung in den 

Mitgliedstaaten (COM(2017) 254 final) 

 

8. 32021 H 0402: Empfehlung (EU) 2021/402 der Kommission vom 4. März 2021 zu einer 

wirksamen aktiven Beschäftigungsförderung (EASE) nach der COVID-19-Krise (ABl. L 80 

vom 8.3.2021, S. 1) 

 

 

________________ 
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ANHANG XIX 

 

 

VERBRAUCHERSCHUTZ 

 

Liste nach Artikel 56 des Rahmenabkommens 

 

 

EINLEITUNG 

 

Falls die Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder sich 

auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten, deren Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; und 
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– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren; 

 

so findet Rahmenprotokoll 1 über horizontale Anpassungen Anwendung, soweit in diesem Anhang 

nichts anderes bestimmt ist. 

 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31998 L 0006: Richtlinie 98/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Februar 1998 über den Schutz der Verbraucher bei der Angabe der Preise der ihnen 

angebotenen Erzeugnisse (ABl. L 80 vom 18.3.1998, S. 27), geändert durch: 

 

– 32019 L 2161: Richtlinie (EU) 2019/2161 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 27. November 2019 (ABl. L 328 vom 18.12.2019, S. 7) 

 

2. 32006 L 0114: Richtlinie 2006/114/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2006 über irreführende und vergleichende Werbung (kodifizierte Fassung) 

(ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 21) 

 

3. 31987 L 0357: Richtlinie 87/357/EWG des Rates vom 25. Juni 1987 zur Angleichung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Erzeugnisse, deren tatsächliche Beschaffenheit 

nicht erkennbar ist und die die Gesundheit oder die Sicherheit der Verbraucher gefährden 

(ABl. L 192 vom 11.7.1987, S. 49) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 
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In Artikel 4 Absatz 2 gilt der Verweis auf die Entscheidung 84/133/EWG als Verweis auf die 

Entscheidung 89/45/EWG. 

 

4. 31993 L 0013: Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche 

Klauseln in Verbraucherverträgen (ABl. L 95 vom 21.4.1993, S. 29), geändert durch: 

 

– 32011 L 0083: Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Oktober 2011 (ABl. L 304 vom 22.11.2011, S. 64) 

 

– 32019 L 2161: Richtlinie (EU) 2019/2161 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 27. November 2019 (ABl. L 328 vom 18.12.2019, S. 7) 

 

5. 32008 L 0122: Richtlinie 2008/122/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Januar 2009 über den Schutz der Verbraucher im Hinblick auf bestimmte Aspekte von 

Teilzeitnutzungsverträgen, Verträgen über langfristige Urlaubsprodukte sowie 

Wiederverkaufs- und Tauschverträgen (ABl. L 33 vom 3.2.2009, S. 10) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Während der 

Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra keine 

Teilzeitnutzungsverträge, Verträge über langfristige Urlaubsprodukte sowie Wiederverkaufs- 

und Tauschverträge in seinem Hoheitsgebiet. 
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6. 32020 L 1828: Richtlinie (EU) 2020/1828 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. November 2020 über Verbandsklagen zum Schutz der Kollektivinteressen der 

Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG (ABl. L 409 vom 4.12.2020, 

S. 1), geändert durch: 

 

– 32022 R 1925: Verordnung (EU) 2022/1925 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 14. September 2022 (ABl. L 265 vom 12.10.2022, S. 1) 

 

7. 32020 D 0369: Beschluss (EU) 2020/369 der Kommission vom 4. März 2020 zur 

Ermächtigung von Einrichtungen, die Verbraucherinteressen und Unternehmerinteressen auf 

Unionsebene vertreten, eine externe Warnmeldung gemäß der Verordnung (EU) 2017/2394 

des Europäischen Parlaments und des Rates abzugeben (ABl. L 67 vom 5.3.2020, S. 139) 

 

Dieser Beschluss gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt ein Jahr ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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8. 32011 L 0083: Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Oktober 2011 über die Rechte der Verbraucher, zur Abänderung der 

Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der 

Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 304 vom 22.11.2011, 

S. 64), geändert durch: 

 

– 32019 L 2161: Richtlinie (EU) 2019/2161 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 27. November 2019 (ABl. L 328 vom 18.12.2019, S. 7) 

 

9. 32019 L 0770: Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte 

und digitaler Dienstleistungen (ABl. L 136 vom 22.5.2019, S. 1) 

 

10. 32019 L 0771: Richtlinie (EU) 2019/771 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte des Warenkaufs, zur Änderung der 

Verordnung (EU) 2017/2394 und der Richtlinie 2009/22/EG sowie zur Aufhebung der 

Richtlinie 1999/44/EG (ABl. L 136 vom 22.5.2019, S. 28) 
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11. 32018 R 2394: Verordnung (EU) 2017/2394 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2017 über die Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der 

Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen Behörden und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 345 vom 24.12.2017, S. 1), geändert durch: 

 

– 32018 R 0302: Verordnung (EU) 2018/302 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 28. Februar 2018 (ABl. L 345 vom 27.12.2017, S. 1) 

 

Diese Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt ein Jahr ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

12. 32019 D 2213: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/2213 der Kommission vom 20. Dezember 

2019 zur Festlegung der praktischen und operativen Modalitäten für die Funktionsweise der 

nach der Verordnung (EU) 2017/2394 des Europäischen Parlaments und des Rates 

eingerichteten elektronischen Datenbank in Bezug auf bestimmte nach dieser Verordnung 

übermittelte Mitteilungen (ABl. L 332 vom 23.12.2019, S. 163) 
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13. 32019 D 2212: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/2212 der Kommission vom 20. Dezember 

2019 über ein Pilotprojekt zur Umsetzung bestimmter in der Verordnung (EU) 2017/2394 des 

Europäischen Parlaments und des Rates über die Zusammenarbeit zwischen den für die 

Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen Behörden enthaltener 

Bestimmungen zur Verwaltungszusammenarbeit mithilfe des Binnenmarkt-

Informationssystems (ABl. L 332 vom 23.12.2019, S. 159)1 

 

Dieser Beschluss gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen findet Anwendung. Der in Artikel 3 

Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

14. 32005 L 0029: Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr 

zwischen Unternehmen und Verbrauchern und zur Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des 

Rates, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und des 

Rates („Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken“) (ABl. L 149 vom 11.6.2005, S. 22), 

geändert durch: 

 

– 32019 L 2161: Richtlinie (EU) 2019/2161 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 27. November 2019 (ABl. L 328 vom 18.12.2019, S. 7) 

 

 
1 Bestimmte Bestimmungen der Verordnung (EU) 2017/2394 über die Verwaltungszusammenarbeit sind Gegenstand eines Pilotprojekts unter 

Nutzung des Binnenmarkt-Informationssystems, das mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. Oktober 2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mithilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der 

Entscheidung 2008/49/EG der Kommission („IMI-Verordnung“) (ABl. L 316 vom 14.11.2012, S. 1) eingerichtet wurde. Zu diesem Zweck 

wurde gemäß Artikel 4 der IMI-Verordnung ein gesonderter Durchführungsbeschluss erlassen. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=OJ:L:2012:316:TOC
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15. 32008 L 0048: Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. April 2008 über Verbraucherkreditverträge und zur Aufhebung der 

Richtlinie 87/102/EWG des Rates (ABl. L 133 vom 2.5.2008, S. 66), geändert durch: 

 

– 32011 L 0090: Richtlinie 2011/90/EU der Kommission vom 14. November 2011 (ABl. 

L 296 vom 15.11.2011, S. 35) 

 

– 32014 L 0017: Richtlinie 2014/17/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. Februar 2014 (ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 34) 

 

– 32016 R 1011: Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 8. Juni 2016 (ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 1) 

 

– 32019 R 1243: Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 3 zu diesem Abkommen gilt für Artikel 9 dieser Richtlinie. 

Der oben genannte Artikel gilt erst ab dem Zeitpunkt, zu dem Andorra Zugang zu dem in 

Artikel 4 Absatz 1 des Rahmenprotokolls 3 genannten Banksegment gewährt wurde. 
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16. 32013 R 0524: Verordnung (EU) Nr. 524/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. Mai 2013 über die Online-Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (ABl. L 165 

vom 18.6.2013, S. 1) 

 

17. 32015 R 1051: Durchführungsverordnung (EU) 2015/1051 der Kommission vom 1. Juli 2015 

über die Modalitäten für die Ausübung der Funktionen der Plattform zur Online-

Streitbeilegung, über die Modalitäten des elektronischen Beschwerdeformulars und die 

Modalitäten der Zusammenarbeit der Kontaktstellen gemäß der Verordnung (EU) 

Nr. 524/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Online-Beilegung 

verbraucherrechtlicher Streitigkeiten (ABl. L 171 vom 2.7.2015, S. 1) 

 

18. 32013 L 0011: Richtlinie 2013/11/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

21. Mai 2013 über die alternative Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (ABl. L 165 

vom 18.6.2013, S. 63) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) In der Richtlinie enthaltene Verweise auf andere Rechtsakte gelten in dem Umfang und 

in der Form, in denen sie in dieses Abkommen übernommen wurden. 
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b) Artikel 11 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 

„(2) Für die Zwecke dieses Artikels wird der ‚gewöhnliche Aufenthalt‘ nach Maßgabe 

des Folgenden bestimmt: 

 

a) Der Ort des gewöhnlichen Aufenthalts von Gesellschaften, Vereinen und 

juristischen Personen ist der Ort ihrer Hauptverwaltung; 

 

der gewöhnliche Aufenthalt einer natürlichen Person, die im Rahmen der 

Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit handelt, ist der Ort ihrer 

Hauptniederlassung; 

 

b) wird der Vertrag im Rahmen des Betriebs einer Zweigniederlassung, 

Agentur oder sonstigen Niederlassung geschlossen oder ist für die Erfüllung 

gemäß dem Vertrag eine solche Zweigniederlassung, Agentur oder sonstige 

Niederlassung verantwortlich, so steht der Ort des gewöhnlichen 

Aufenthalts dem Ort gleich, an dem sich die Zweigniederlassung, Agentur 

oder sonstige Niederlassung befindet; 

 

c) für die Bestimmung des gewöhnlichen Aufenthalts ist der Zeitpunkt des 

Vertragsschlusses maßgebend.“ 

 

c) In Artikel 18 Absatz 2 wird Folgendes angefügt: 

 

„Die Kommission nimmt die von Andorra benannten zuständigen Stellen und zentralen 

Anlaufstellen in diese Liste auf.“ 
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d) In Artikel 20 Absatz 4 wird nach den Worten „bei jeder Mitteilung von Änderungen.“ 

Folgendes eingefügt: 

 

„Die Kommission nimmt die gemäß Absatz 2 aufgeführten AS-Stellen mit Sitz in 

Andorra in diese Liste auf.“ 

 

19. 32015 L 2302: Richtlinie (EU) 2015/2302 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. November 2015 über Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen, zur Änderung der 

Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 90/314/EWG des Rates (ABl. L 326 vom 

11.12.2015, S. 1) 

 

Diese Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

In Artikel 14 Absatz 4 werden die Worte „die Union“ durch das Wort „Andorra“ ersetzt. 

 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 41986 X 0723(06): Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Minister für das 

Bildungswesen vom 9. Juni 1986 über die Verbrauchererziehung in Primar- und 

Sekundarschulen (ABl. C 184 vom 23.7.1986, S. 21) 

 

2. 32010 H 0304: Empfehlung 2010/304/EU der Kommission vom 12. Mai 2010 zur 

Verwendung einer harmonisierten Methodik zur Klassifizierung und Meldung von 

Verbraucherbeschwerden und Verbraucheranfragen (ABl. L 136 vom 2.6.2010, S. 1) 

 

 

________________ 


